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Editorial 
 

Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

 

zu Beginn der zurückliegenden Förder-

phase stand die Unabhängige Patienten-

beratung Deutschland (UPD) vor einer 

großen Aufgabe: Der Schritt vom Modell-

versuch zur Regelversorgung musste 

auch auf der operativen Ebene vollzogen 

werden. Die UPD musste sich gewisser-

maßen vom Prototyp zur Serienreife 

entwickeln, um dem Anspruch an ein An-

gebot der Regelversorgung gemäß 

§ 65 b SGB V gerecht werden zu kön-

nen. 

 

Hinter uns liegen fünf Jahre Regelbetrieb 

und die UPD hat eine Entwicklung voll-

zogen, die man mit der Überschrift „Pro-

fessionalisierung“ betiteln könnte. Dabei 

ging es um die Weiterentwicklung einer 

hochkomplexen, personenbezogenen 

Dienstleistung, für die es noch keine 

Lehrbücher und Methodenwerke gibt. Die 

UPD hat während dieser Zeit Methoden 

entwickelt, Standards definiert und dabei 

auch die Frage nach der Effizienz der 

Beratung niemals außer Acht gelassen. 

 

Der vorliegende Bericht fasst die vielen 

Arbeitsbereiche und Handlungsfelder zu-

sammen, die uns in den letzten fünf Jah-

ren beschäftigt haben. Und er erläutert, 

welche Effekte und Wirkungen wir aus-

machen konnten. Am Ende der Förder-

phase möchten wir uns der Frage der 

Wirksamkeit stellen. Was konnten wir für 

die Patientinnen und Patienten errei-

chen? Das ist die Frage, die uns rückbli-

ckend beschäftigt und um die es in unse-

rem gesetzlichen Auftrag ging.  

 

Die Förderung unseres Beratungsver-

bunds endet am 31. Dezember 2015. Im 

Rahmen eines europaweiten Vergabe-

verfahrens wurde der Zuschlag für die 

Wahrnehmung des gesetzlichen Auftrags 

des § 65 b SGB V einem anderen Bieter 

erteilt. Natürlich bedauern wir diese Ent-

scheidung, möchten uns aber für das bis-

lang in unsere Arbeit gesetzte Vertrauen 

bedanken.  

 

Auch wenn die regionalen Beratungs-

stellen der UPD zum Jahresende 2015 

schließen und der Beratungsauftrag künf-

tig von einem anderen Anbieter wahrge-

nommen wird: Wir glauben, dass wir mit 

unserer unabhängigen Patientenbera-

tung etwas bewegen konnten. Davon 

handelt dieser Abschlussbericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stephanie Jahn leitete 
als Geschäftsführerin 

der UPD gGmbH zuletzt 
die Bundesgeschäfts- 

stelle in Berlin 
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1. Komplexe Gesundheitsversorgung – 

Die Ausgangslage 
 

Wir alle begeben uns früher oder 

später in das System der ge-

sundheitlichen Versorgung in 

Deutschland. Vielleicht läuft alles 

glatt und wir werden schnell 

wieder gesund. Manchmal aber 

auch nicht. Dann sind wir in un-

serem jetzigen Gesundheitssys-

tem stark gefordert und benöti-

gen dabei eine Vielzahl an 

Ressourcen, Wissen, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten.  

Bereits im Jahr 1996 stellte die 

Weltgesundheitsorganisation auf 

der ersten Internationalen Konfe-

renz zur Gesundheitsförderung in 

Ottawa die Forderung auf, den 

souverän handelnden Menschen, 

der die ihn betreffenden Verhältnis-

se und Angelegenheiten mitbe-

stimmt, in das Zentrum aller Ge-

sundheitsbemühungen zu stellen.  

„Vorzeigepatienten“ 

Nach dem Idealbild treffen moderne 

und mündige Patienten Therapie-

entscheidungen auf der Basis des 

besten verfügbaren Wissens ge-

meinsam mit ihrer Ärztin oder ihrem 

Arzt. Sie übernehmen Verantwor-

tung für die eigene Gesundheit und 

nehmen eine aktive Rolle im Be-

handlungsgeschehen ein. Den ein-

zelnen Akteuren der gesundheitli-

chen Versorgung begegnen sie auf 

Augenhöhe. Sie kennen ihre An-

sprüche und Rechte als Patient und 

können sie auch einfordern und 

durchsetzen.  

Hürden 

Leider sieht die Realität oft anders 

aus. In den Beratungsgesprächen 

der vergangenen fünf Jahre zeigte 

sich, dass nach wie vor viele Pati-

entinnen und Patienten mit den An-

forderungen des Systems über-

fordert sind. Sie müssen: 

 Therapieentscheidungen  

fällen,  

 Informationen bewerten, 

 bürokratische Hürden über-

winden, 

 geeignete Ärzte oder Kran-

kenhäuser auswählen, 

 Therapievorgaben befolgen, 

 Nebenwirkungen bewerten, 

 möglicherweise auch finanziel-

le Belastungen tragen und  

 nicht zuletzt auch die psychi-

sche und emotionale Bewälti-

gung meistern. 

Auf ihren Versorgungspfaden sto-

ßen Nutzerinnen und Nutzer des 

Gesundheitswesens auf Probleme, 

Widerstände und Interessenkonflik-

te, die sie nicht bewerten und ein-

schätzen können. Sie werden mit 

einer Vielzahl von Leistungserbrin-

gern und Kostenträgern konfron-

tiert, die unterschiedliche Interes-

sen verfolgen. Viele Patientinnen 

und Patienten sind daher auf der 

Suche nach unabhängigen Informa-

tionen, Rat und Unterstützung. 

Komplexität 

Die Gesamtlast dieser Anforderun-

gen steigt nicht selten mit dem 

Schweregrad, der Dauer und der 

Zahl der Erkrankungen. Angesichts 

der Veränderungen des Krank-

heitsspektrums und der Zunahme 

von Multimorbidität steigt auch die 

Komplexität der Versorgung. So ist 

es auch nicht verwunderlich, dass 

sich immer mehr Patientinnen und 

Patienten mit unserem zunehmend 

komplexen System überfordert füh-

len. Die Erkenntnisse zur Gesund-

heitskompetenz in der deutschen 

Bevölkerung zeigen außerdem, 

dass viele Menschen Probleme  

haben, gesundheitsrelevante In-

formationen zu verstehen, zu ver-

arbeiten und umzusetzen.  

Patientenorientierung, die die prin-

zipielle Selbstbestimmtheit und 

Mündigkeit von Patientinnen und 

Patienten respektiert und den Be-

handlungserfolg in Abhängigkeit 

von ihrer aktiven Einbeziehung de-

finiert, setzt ein hohes Maß an In-

formiertheit und gesundheitsbezo-

gener Bildung auf Seiten der Nutzer 

des Gesundheitssystems voraus. 

Dies setzt eine niedrigschwellige 

Beratungs- und Informationsstruk-

tur voraus. 
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Die Antwort lautet  
unabhängige Patienten- 
beratung 

Schon in den 1980er Jahren gab es 

Ansätze, eine autonome, nicht inte-

ressengeleitete Unterstützung und 

Beratung von Patientinnen und Pa-

tienten zu entwickeln. 2001 griff die 

Politik die Forderung nach einer 

unabhängigen Struktur der Patien-

tenberatung auf: Mit der Einführung 

des § 65 b SGB V im Jahr 2001 

wurden die gesetzlichen Rahmen-

bedingungen für eine neutrale und 

unabhängige Patientenberatung in 

gesundheitlichen und gesundheits-

rechtlichen Fragen geschaffen – 

zunächst im Rahmen eines Modell-

versuchs.  

Mit der Änderung des § 65 b 

SGB V zum 1. Januar 2011 sollte 

der GKV-Spitzenverband (GKV-SV) 

ab Inkrafttreten für einen Zeitraum 

von weiteren fünf Jahren den Re-

gelbetrieb einer Einrichtung fördern, 

die Verbraucher und Patienten in 

gesundheitlichen und gesundheits-

rechtlichen Fragen bundesweit qua-

litätsgesichert und kostenfrei bera-

ten sollte. Ziel dieser Förderung 

aus Mitteln der gesetzlichen Kran-

kenversicherung war es, die Patien-

tenorientierung zu stärken und 

Problemlagen im Gesundheitssys-

tem aufzuzeigen. In der sogenann-

ten Leistungsbeschreibung wurden 

die für die Förderphase maßgebli-

chen Aufgaben und Ziele des Vor-

habens für die Ausschreibung vom 

GKV-SV unter beratender Beteili-

gung des Beirats nach § 65 b 

SGB V festlegt (Leistungsbeschrei-

bung siehe Anhang).  

Zur Realisierung dieser Zielsetzung 

hatten drei große gemeinnützige 

Organisationen mit langjähriger Er-

fahrung auf dem Gebiet der Ver-

braucher- und Patientenberatung 

die Unabhängige Patientenbera-

tung Deutschland als gemeinnützi-

ge GmbH 2006 ins Leben gerufen: 

 der Sozialverband VdK  

 der Verbraucherzentrale  

Bundesverband 

 der Verbund unabhängige  

Patientenberatung.  

Die UPD gGmbH bildete gemein-

sam mit ihren Gesellschaftern und 

regionalen Trägerorganisationen 

den Verbund der Unabhängigen 

Patientenberatung Deutschland 

(UPD). Im Jahr 2010 bewarben sich 

die drei Gesellschafter mit der be-

reits in der Förderphase seit 2006 

etablierten Verbund-Struktur und 

erhielten den Zuschlag für die 

Durchführung der unabhängigen 

und neutralen Verbraucher- und 

Patientenberatung für den Regelbe-

trieb von 2011 bis 2015. In dem so-

genannten Realisierungskonzept 

formulierten die drei Gesellschafter 

der UPD gGmbH ihr Angebot auf 

die Leistungsbeschreibung.  

Auf der Seite der  

Patienten 

Die UPD verstand sich als Lotse, 

Wegweiser und Berater in einem 

Gesundheitswesen, das durch viele 

Akteure unterschiedlichen Aufga-

ben und teilweise unterschiedlichen 

Zielen und Interessen geprägt ist. 

Ratsuchende erhielten – wie schon 

in den vorangegangenen Förder-

phasen - Informationen, Beratung 

und Unterstützung – frei von den 

Interessen der Krankenkassen, der 

Leistungserbringer, der Industrie 

und anderen Akteuren.  

Dadurch wurden Ratsuchende in 

die Lage versetzt, leichter sachge-

rechte Entscheidungen treffen zu 

können, in Konfliktsituationen wur-

den sie unterstützt und in ihrer Po-

sition als eigenverantwortliche Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer im 

Gesundheitswesen gestärkt. 

 

 

 

 

 

 

  

§ 65 b SGB V: Förderung von Einrichtungen zur 
Verbraucher- und Patientenberatung 
 
(1) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen för-
dert Einrichtungen, die Verbraucherinnen und Ver-
braucher sowie Patientinnen und Patienten in ge-
sundheitlichen und gesundheitsrechtlichen Fragen 
qualitätsgesichert und kostenfrei informieren und be-
raten, mit dem Ziel, die Patientenorientierung im Ge-
sundheitswesen zu stärken und Problemlagen im Ge-
sundheitssystem aufzuzeigen. Der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen darf auf den Inhalt oder den 
Umfang der Beratungstätigkeit keinen Einfluss neh-
men. Die Förderung einer Einrichtung zur Verbraucher- 
und Patientenberatung setzt deren Nachweis über ihre 
Neutralität und Unabhängigkeit voraus. [...] 
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                 „Wenn es darum geht, neue  
                 und wirklich notwendige  
               Strukturen im Versorgungs-  
         system zu etablieren, war der  
Aufbau der unabhängigen Patienten-
beratung wirklich eine der erfreulichsten, 
erfolgreichsten und am meisten zielge-
richteten Entwicklungen im deutschen 
Gesundheitswesen.“ 
 

Rolf Rosenbrock 
 

Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands 

“ 
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2. Ziele und Konzeption des 

Beratungsangebotes 
 

Der Spitzenverband Bund der 

Krankenkassen (GKV-SV) fördert 

gemäß § 65 b SGB V Einrichtun-

gen, die Verbraucher und Patien-

ten in gesundheitlichen und ge-

sundheitsrechtlichen Fragen 

qualitätsgesichert und kostenfrei 

informieren und beraten. Ziel 

dieser Förderung aus Mitteln der 

gesetzlichen Krankenversiche-

rung ist es, die Patientenorientie-

rung im Gesundheitswesen zu 

stärken und Problemlagen im 

Gesundheitssystem aufzuzeigen.  

Zur Realisierung dieses Ziels hat 

der GKV-SV im Herbst 2010 erneut 

die Durchführung der unabhängi-

gen Patienten- und Verbraucherbe-

ratung ausgeschrieben und die 

UPD gGmbH in Trägerschaft des 

Sozialverbands VdK, der Verbrau-

cherzentrale Bundesverband und 

des Verbund unabhängige Patien-

tenberatung Ende Januar 2011 

damit beauftragt. Die UPD gGmbH 

bildete gemeinsam mit regionalen 

Organisationen für die Trägerschaft 

der regionalen und überregionalen 

Beratungsangebote den Verbund 

der Unabhängigen Patientenbera-

tung Deutschland UPD (UPD-

Verbund). 

Ziele der  
Patientenberatung 

Der Auftrag war laut der Leistungs-

beschreibung, ein qualitativ hoch-

wertiges, thematisch breit aufge-

stelltes Informations- und 

Beratungsangebot bereit zu stellen. 

Dieses sollte sich an den Bedürf-

nissen der Ratsuchenden orientie-

ren und  

 für Ratsuchende kostenfrei 

und leicht zugänglich sein, 

 regionale Beratungsstellen 

(RBS) mit nutzerfreundlichen 

Öffnungszeiten an mindestens 

vier Wochentagen sowie über-

regionale Beratungsangebote 

gewährleisten, 

 Nutzerinnen und Nutzer – ins-

besondere sozial Benachteilig-

te – im selbstbewussten Um-

gang mit dem Gesundheits-

Gesundheitswesen stärken, 

 für die Patientinnen und Pati-

enten eine Lotsen- oder Ver-

weisfunktion im Gesundheits-

wesen übernehmen und 

Ratsuchende in Einzelfällen 

und bei fehlenden Verweisop-

tionen begleiten, 

 Kooperationsbeziehungen mit 

allen relevanten Akteuren des 

Gesundheitswesens aufbau-

en, 

 sich mit bereits bestehenden 

Initiativen der Patientenbera-

tung und Patientenunterstüt-

zung weiter vernetzen, insbe-

sondere mit den Beratungs-

angeboten der Selbsthilfe, um 

Doppelstrukturen zu vermei-

den, 

 fachliche Unabhängigkeit ins-

besondere von Interessen der 

Leistungserbringer und Kos-

tenträger nachweisen, 

 gemeinsame Qualitätsstan-

dards für die Patientenbera-

tung und für eine kontinuierli-

che Qualifizierung der 

Mitwirkenden festlegen sowie 

für ein übergreifendes Quali-

täts- und Wissensmanage-

ment Sorge tragen, 

 einer dauerhaften internen 

Qualitätssicherung und Pro-

zessoptimierung unterliegen 

und zusätzlich durch eine vom 

Fördermittelgeber aus För-

dermitteln finanzierte externe 

Evaluation begleiten, 

 als souveräne Organisation im 

Gesundheitswesen agieren 

und sich in das Versorgungs-

geschehen integrieren sowie 

 Erkenntnisse aus der Bera-

tungstätigkeit in die Organisa-

tion der Versorgungsabläufe 

zurückfließen lassen. 

Erweiterte Aufgaben 

Die letztgenannte Aufgabe sollte 

auch durch eine Ausweitung des 

gesetzlichen Auftrags gemäß 

§ 65 b SGB V umgesetzt werden: 

Die UPD sollte von 2011 an nicht 

nur Patientinnen und Patienten be-

raten. Im Rahmen einer regelmäßi-

gen Berichterstattung an den Be-

auftragten der Bundesregierung für 

die Belange der Patientinnen und 

Patienten sollte sie fortan über 

Schwerpunkte der Beratungstätig-

keit und Hinweise auf Problemla-

gen im Gesundheitswesen berich-

ten. Die Ausschreibung sah zur 

Rückmelde- oder Seismographen-

funktion einen jährlichen schriftli-

chen Bericht zu den Problemlagen 

im Gesundheitssystem sowie weite-

re Zwischenberichte zum jeweiligen 

Halbjahr vor. Mit dieser Anforde-

rung war der Grundstein für den 

„Monitor Patientenberatung“ gelegt 

worden.  

Eine weitere Änderung gegenüber 

der vorherigen Förderphase im 

Rahmen eines Modellprojektes be-

traf die mehrsprachige und kultur-

sensible Beratung. Gab es zuvor 

bereits Teilprojekte zur Erprobung 

einer mehrsprachigen Beratung, so 

wurden Ratsuchende seit 2011 zu-

nächst von vier, später von fünf 

Standorten aus deutschlandweit 

mehrsprachig und kultursensibel 

beraten.  

Der Verband der privaten Kranken-

versicherung e.V. hatte sich ge-

genüber dem GKV-SV verpflichtet, 

dem Zuwendungsempfänger für 

dieses zusätzliche Angebot zu-

nächst für drei Jahre einen zusätz-

lichen Betrag zur Verfügung zu stel-

len. Die Förderung wurde im Jahr 

2013 um zwei weitere Jahre ver-

längert.  
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Förderrahmen  
 
Förderzeitraum: 
27.01.2011 bis 31.12.2015 
 
Fördermittelgeber: 

 GKV-Spitzenverband nach gesetzlichem Auftrag 

 Verband der privaten Krankenversicherung durch freiwillige Beteiligung 

für die Finanzierung des muttersprachlichen Beratungsangebotes 

 
Fördermittel: 
GKV-Spitzenverband:  

 2011: 5.081.000 € zzgl. Budget für die externe Evaluation 

 Folgejahre: jährliche Steigerung analog § 18 Abs. 1 SGB IV 

 
PKV-Verband: 

 2011: 364.000 € 

 Folgejahre: jährliche Steigerung analog § 18 Abs. 1 SGB IV 

Leistungsspektrum und 
Zielgruppen 

Das Angebot der Bewerbergemein-

schaft aus Sozialverband VdK, 

Verbraucherzentrale Bundesver-

band und Verbund unabhängige 

Patientenberatung für den GKV-SV 

zielte auf die Weiterentwicklung 

und fortlaufende Professionalisie-

rung eines eigenständigen und 

nach außen wahrnehmbaren Infor-

mations- und Beratungsangebotes 

und die Stärkung der gesundheitli-

chen Kompetenz von Nutzern ab.  

Es richtete sich an alle Menschen, 

die Unterstützung bei Fragen und 

Problemen in Zusammenhang mit 

ihrer gesundheitlichen Versorgung 

benötigten, unabhängig davon, ob 

sie gesetzlich, privat oder nicht ver-

sichert waren. Das Leistungsspekt-

rum umfasste individuelle Informa-

tion, Beratung sowie in Einzelfällen 

auch die Begleitung und berück-

sichtigte psychosoziale, rechtliche 

und medizinische Aspekte der Ge-

sundheit. Patientinnen und Patien-

ten und deren Angehörige sollten 

zu sachgerechten und informierten 

Entscheidungen befähigt, in Kon-

fliktsituationen unterstützt und in ih-

rer Stellung als souveräne Akteure 

im Gesundheitswesen gestärkt 

werden. 

Kapitel 4 beschreibt ausführlich die 

Ziele und Entwicklungen des ange-

botenen Informations- und Bera-

tungsangebotes. Es schildert die 

Herausforderungen bei der Umset-

zung des Angebotes und stellt die 

Ergebnisse im Detail dar. 

Ein Teil des Informations- und Be-

ratungsangebotes wurde vom PKV-

Verband finanziert. Es zielte auf die 

Verbesserung der Gesundheits-

kompetenz vulnerabler Zielgruppen 

ab, indem muttersprachliche Bera-

tung in türkischer und russischer 

Sprache sowie Fortbildungen zur 

Kultursensibilität der Beraterinnen 

und Berater durchgeführt wurden. 

Diese Zielgruppen wurden darüber 

hinaus durch ein umfassendes 

Maßnahmenpaket besser über Mul-

tiplikatoren in ihrer Lebenswelt er-

reicht.  
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3. Expertise – Konzeption der wissen-

schaftlichen Begleitforschung und 

des Beirats 
 

Die Leistungsbeschreibung sah 

vor, dass der GKV-Spitzenver-

bandes (GKV-SV) aus den ge-

setzlichen Fördermitteln eine ex-

terne Evaluation beauftragen 

sowie einen beratenden, wissen-

schaftlichen Beirat einrichten 

sollte.  

Im Rahmen der externen Evaluati-

on sollten Qualitätsmerkmale der 

Beratungstätigkeit überprüft wer-

den, die für die Professionalität der 

Einrichtung stehen und von allen 

Beratungsstellen eingehalten wer-

den sollten. Dazu gehörten:  

 sachliche Richtigkeit,  

 Evidenzbasiertheit medizini-

scher Auskünfte,  

 nicht-direktive,  

 weltanschaulich neutrale,  

 empathische und  

 verständliche Beratung und 

Vermittlung von Informationen.  

Der GKV-SV beauftragte in Ab-

stimmung mit dem wissenschaftli-

chen Beirat das IGES Institut für die 

Dauer der Förderungslaufzeit von 

fünf Jahren, um die Einhaltung der 

Qualitätsmerkmale zu prüfen. In 

Abstimmung zwischen externer 

wissenschaftlicher Begleitung, För-

dermittelgeber und Beirat wurde ein 

Evaluationskonzept festgelegt, wel-

ches regelmäßige Nutzerbefragun-

gen und Hidden-Client Untersu-

chungen vorsah.  

Die externe, wissen-
schaftliche Begleitung 

Zum 01.04.2011 wurde das IGES 

Institut durch den Fördermittelgeber 

mit der externen Evaluation beauf-

tragt. Einen Zwischenbericht erstell-

te das Institut im Jahr 2013. Im Jahr 

2015 folgte der Abschlussbericht. 

Die Evaluation umfasste ein breites 

Spektrum unterschiedlicher Quali-

tätskriterien: 

 Erreichbarkeit des Beratungs-

angebotes  

 Neutralität der Beratung  

 Relevanz und Angemessen-

heit der übermittelten Informa-

tionen im Hinblick auf die indi-

viduelle Situation des 

Ratsuchenden  

 Angemessenheit von Verwei-

sen an andere Institutionen  

 Inhaltliche Richtigkeit (Voll-

ständigkeit und Korrektheit der 

erteilten Informationen)  

 Kommunikative Kompetenz 

der Berater, insbesondere hin-

sichtlich Freundlichkeit, Ver-

ständlichkeit und Empathie  

 Zuverlässigkeit gemachter Zu-

sagen.  

Weitere Bereiche der Evaluation 

zielten auf die Überprüfung und 

Bewertung der Lotsenfunktion und 

der Netzwerkaktivitäten der UPD. 

Darüber hinaus prüfte das IGES 

Institut die Steuerungseffektivität 

der Bundesgeschäftsstelle (BuGS), 

die eine Vielzahl heterogener Steu-

erungsaufgaben zu erfüllen hatte. 

Hier ging es zum Beispiel um die 

Umsetzung von fachlichen und or-

ganisatorischen Vorgaben in den 

allen regionalen Beratungsstellen 

(RBS).  

Außerdem evaluierte das IGES 

Institut den Internetauftritt der UPD 

hinsichtlich der Verständlichkeit, 

Relevanz und Korrektheit der In-

formationen.  

Im Rahmen weiterer Arbeitsschwer-

punkte unterstützte die externe 

wissenschaftliche Begleitung die 

UPD bei der Entwicklung der Kon-

taktdokumentation sowie bei der 

Erstellung von Berichten an den 

Patientenbeauftragten der Bundes-

regierung.  

Der Beirat zur UPD 

Nach § 65 b SGB V tagte der be-

gleitende Beirat mindestens zwei-

mal jährlich zunächst unter Leitung 

des GKV-SV. Seit der Gesetzesno-

velle zum § 65 b SGB V im Jahr 

2014 tagte der Beirat unter der Lei-

tung des Beauftragten der Bundes-

regierung für die Belange der Pati-

entinnen und Patienten. Zu den 

Mitgliedern zählen laut Gesetz: 

 Vertreterinnen oder Vertreter 

der Wissenschaften und Pati-

entenorganisationen  

 zwei Vertreterinnen oder Ver-

treter des Bundesministeriums 

für Gesundheit  

 eine Vertreterin oder ein Ver-

treter des Bundesministeriums 

der Justiz und für Verbrau-

cherschutz  

 eine Vertreterin oder ein Ver-

treter des Verbandes der pri-

vaten Krankenversicherung 

Als wissenschaftliche Vertreterin-

nen und Vertreter waren zuletzt 

 Prof. Dr. Ulrich Bauer, Univer-

sität Bielefeld, 

 Prof. Marie-Luise Dierks, MH 

Hannover, 

 Prof. Dr. Robert Francke, Uni-

versität Bremen, 

 Prof. Dr. David Klemperer, 

Universität Regensburg, 

 Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, 

Vorsitzender des Paritätischen 

Wohlfahrtsverbandes – Ge-

samtverband e.V. und 

 Prof. Dr. Jürgen Windeler, 

IQWiG Köln 

im Beirat vertreten. Als Vertreter 

der Patientenorganisationen waren 

Prof. Dr. Rainmund Geene und 

Herr Dr. Martin Danner weitere Mit-

glieder des Beirats. 
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4. Strukturen, Prozesse, Ergebnisse 

 Der UPD-Beratungsverbund 4.1.
 

Ziel der Förderung einer unab-

hängigen Patientenberatung war 

und ist es, die Patientenorientie-

rung zu stärken und Problemla-

gen im Gesundheitssystem auf-

zuzeigen.  

Zur Realisierung dieser Zielsetzung 

hatten drei große Organisationen 

mit langjähriger Erfahrung auf die-

sem Gebiet die Unabhängige Pati-

entenberatung Deutschland als 

gemeinnützige GmbH ins Leben 

gerufen. Die Gesellschafter waren: 

 der Sozialverband VdK 

Deutschland (VdK e.V.) 

 der Verbraucherzentrale Bun-

desverband (vzbv e.V.) 

 der Verbund unabhängige Pa-

tientenberatung (VuP e.V.) 

Gemeinsam mit den regionalen 

Trägern der 21 UPD-

Beratungsstellen (RBS) sowie drei 

überregionalen Kompetenzstellen 

(KOS) bildete die UPD gGmbH den 

Verbund der Unabhängigen Patien-

tenberatung Deutschland. Die Trä-

ger der RBS und KOS waren bis 

auf eine Ausnahme (die Universität 

Dresden als Träger der KOS Arz-

neimittelberatung) gemeinnützige 

Institutionen aus dem Mitglieder-

kreis der Gesellschafter bzw. Zu-

sammenschlüsse solcher Organisa-

tionen (siehe Abbildung 1).  

Gesteuert wurde der UPD-Verbund 

durch die Bundesgeschäftsstelle 

(BuGS) der Unabhängigen Patien-

tenberatung Deutschland gGmbH 

in Berlin. 

Einheitliches  
Erscheinungsbild 

Von den Akteuren des Verbundes 

traten nur die BuGS und die RBS 

und KOS nach außen als die Ein-

richtungen in Erscheinung, die das 

operative „Kerngeschäft“ des UPD-

Verbundes, nämlich die Beratung 

und Information der Verbraucher 

und Patienten, gewährleisteten. Sie 

bildeten damit die wahrnehmbare 

einheitliche und eigenständige Ein-

richtung der Verbraucher- und Pati-

entenberatung. Die wurde unter-

stützt durch ein einheitliches 

Erscheinungsbild, das sich etwa im 

gemeinsamen Namen, Logo und 

Corporate Design sowie in der 

bundesweit einheitlichen Telefon-

nummer und im umfassenden In-

ternetauftritt manifestierte. 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Der UPD-Verbund im Überblick  
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4.1.1. Zusammenarbeit der Akteure im UPD-Verbund 

 

Die UPD gGmbH als Bundesge-

schäftsstelle (BuGS) in Berlin 

war die zentrale Verbundsteue-

rungs- und Organisationseinheit 

für das Angebot der Verbrau-

cher- und Patientenberatung und 

steuerte die Träger der regiona-

len Beratungsstellen (RBS) und 

Kompetenzstellen (KOS). 

Der Gesellschaftsvertrag als Steue-

rungsinstrument gewährte der Ge-

schäftsführung der BuGS weite 

Geschäftsführungsbefugnisse. So 

konnte die Geschäftsführung ohne 

Zustimmung der Gesellschafter De-

fizite bei den Trägern der RBS und 

bei der von ihnen zu gewährleis-

tenden Beratungstätigkeit sanktio-

nieren und sogar – ebenfalls ohne 

Zustimmung der Gesellschafter – 

die vertraglichen Vereinbarungen 

mit den Trägern kündigen.  

Sanktionsmöglichkeiten 
der UPD gGmbH 

Die Träger wurden durch Bewilli-

gungsvereinbarungen mit Sankti-

onsmöglichkeiten auf die Einhal-

tung der Vereinbarungen aus der 

Fördervereinbarung, des finalen 

Bieterkonzepts, des UPD-Leitbilds, 

des Finanzhandbuches sowie auf 

die Voraussetzungen für die Trä-

gerschaft und die Sicherstellung ih-

rer Trägeraufgaben verpflichtet. Als 

Sanktionsmöglichkeiten sahen die 

Bewilligungsvereinbarungen den 

Abschluss von Zielvereinbarungen, 

die Kürzung bzw. die Rückforde-

rung von Zuschüssen oder gar die 

Möglichkeit zur Kündigung der Be-

willigungsvereinbarung vor.  

Voraussetzungen und 
Aufgaben der Träger 

Die Träger der RBS und KOS wa-

ren in funktionierenden vereins- 

oder gesellschaftsrechtlichen Struk-

turen organisiert und mit vertre-

tungsberechtigten Organen ausge-

stattet. Sie mussten über eine 

gültige Satzung verfügen, die als 

Zweck die Förderung der Verbrau-

cher- bzw. Patientenberatung ent-

halten sollte.  

Die Träger fungierten als Arbeitge-

ber der Beraterinnen und Berater. 

Den Trägern oblagen die arbeits-

rechtliche Weisungsbefugnis und 

das Direktionsrecht. Bezogen auf 

die Informations- und Beratungstä-

tigkeit erfolgte ihre Arbeit in enger 

Kooperation mit der BuGS. Die 

operative Steuerung der Beraterin-

nen und Berater durch die UPD 

gGmbH wurde über die mit dem 

jeweiligen Träger abgeschlossene 

Bewilligungsvereinbarung gewähr-

leistet. Darin verpflichteten sich die 

Träger unter anderem dazu, die 

hohen Anforderungen an die Bera-

tungsqualität und an die Bera-

tungsstrukturen umzusetzen, indem 

sie durch geeignete Maßnahmen 

ihre Beraterinnen und Berater nach 

dem Inhalt ihrer Vereinbarungen 

mit der UPD gGmbH anwiesen.  

Außerdem nahmen die Träger Auf-

gaben regionaler Vernetzung und 

Öffentlichkeitsarbeit wahr und wa-

ren Ansprechpartner vor Ort. Nicht 

zuletzt stellten sie die für die Bera-

tungsangebote notwendige Infra-

struktur zur Verfügung. Dies galt für 

die Räumlichkeiten und die Kom-

munikationsinfrastruktur bis zur 

technischen Ausstattung und den 

Materialien, die für die Sicherstel-

lung des Beratungsbetriebs erfor-

derlich waren. 

Die Beratung 

Die Beraterinnen und Berater führ-

ten die eigentliche Patientenbera-

tung durch, indem sie die Ratsu-

chenden qualitätsgesichert, 

unabhängig und neutral informier-

ten und berieten. Außerdem doku-

mentierten sie die Beratungskon-

takte anhand eines von der UPD 

gGmbH vorgegebenen digitalen Er-

fassungs- und Dokumentationssys-

tems (Kontaktdokumentation) und 

lieferten so die entscheidenden 

Grundlagen, auf Basis derer die 

UPD gGmbH ihre Verpflichtung, 

Problemlagen im Gesundheitswe-

sen aufzuzeigen, erfüllen konnte. 

Zur Unterstützung ihrer inhaltlichen 

Fachkompetenz nutzte die UPD 

zudem drei KOS zu den Themen 

Arzneimittel, Zahngesundheit und 

Hilfsmittel. Die Aufgaben und Aus-

gestaltungen der RBS und KOS 

werden in den nachfolgenden Kapi-

teln detaillierter beschrieben.  

Das Trägermodell  

Die Träger der RBS und KOS wa-

ren regional bereits gut verankert, 

kannten die relevanten Ansprech-

partner und Akteure aus dem Ge-

sundheitswesen, der Politik, Ver-

waltung und andere Akteure. Durch 

diese Vernetzung unterstützten sie 

die Beraterinnen und Berater zum 

einen dabei, den Bekanntheitsgrad 

der UPD zu erhöhen. Zum anderen 

genossen die Träger durch ihre 

langjährige Erfahrung und Präsenz 

bereits das Vertrauen vieler Ratsu-

chender, sodass sich diese Einstel-

lung auch positiv auf das Image der 

UPD auswirkte.  Beraterinnen und 

Berater der UPD hatten außerdem 

die Möglichkeit, Ratsuchende an 

geeignete Beratungsangebote der 

Träger weiterzuverweisen und um-

gekehrt.  

Durch das Trägermodell erhielten 

die Beratenden auch in beratungs-

fremden Aufgaben wesentliche Un-

terstützung durch ihre Träger. Bei 

eigenen Veranstaltungen der RBS 

vor Ort, z.B. erstmalige Eröffnung 

neuer Standorte bzw. nach Umzug 

oder bei der Erweiterung des Bera-

tungsangebotes (z.B. Angebot der 

muttersprachlichen Beratung), un-

terstützte der Träger die Beraterin-

nen und Berater bei der Vorberei-

tung und Durchführung der 

Veranstaltungen. Darüber hinaus 

leisteten die Träger wesentliche 

Aufgaben zur Bereitstellung der Inf-

rastruktur (z.B. Räumlichkeiten, IT-

Ausstattung) und gingen die not-

wendigen vertraglichen Verpflich-

tungen wie Miet-, Versorgungs- und 

Wartungsverträge ein. Das dezent-

rale Modell verband eine zuverläs-

sige regionale Präsenz mit hoher 

Effizienz durch die Verankerung 

und Unterstützung der Träger.   

Nicht unerheblich war außerdem, 

dass die Träger, basierend auf dem 

Finanzhandbuch der UPD gGmbH, 

auch die erforderlichen finanztech-

nischen Abwicklungen (Finanzplä-

ne und Verwendungsnachweise) 

mit der UPD gGmbH wirtschaftlich 

und fach- und sachgerecht betrie-

ben. 
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 Tabelle 1: Regionale Beratungsstellen und Kompetenzstellen nach Trägerschaft  

RBS / KOS  Trägerschaft 

RBS Berlin Sozialverband VdK Berlin-Brandenburg e.V. in Kooperation mit Verbraucherzentrale Berlin 

RBS Bielefeld Gesundheitsladen Bielefeld e.V. 

RBS Dortmund Der Paritätische Förderverein für soziale Arbeit Ennepe-Ruhr/Hagen e.V. 

RBS Erfurt Verbraucherzentrale Thüringen e.V. 

RBS Gießen 
Sozialverband VdK Hessen-Thüringen e.V. in Kooperation mit Unabhängige Patientenbera-
tung Hessen e.V. 

RBS Göttingen Gesundheitszentrum Göttingen e.V. 

RBS Hamburg Patienten-Initiative Hamburg e.V. 

RBS Hannover SoVD Landesverband Niedersachsen e.V. 

RBS Karlsruhe Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V. 

RBS Kiel Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein e.V. 

RBS Köln 
gesundheitsladen köln e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Nordrhein-
Westfahlen e.V.  

RBS Landshut Sozialverband VdK Bayern e.V. 

RBS Leipzig Verbraucherzentrale Sachsen e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Sachsen e.V. 

RBS Ludwigshafen Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e.V. 

RBS Magdeburg WOHL und WEHE e.V. in Kooperation mit Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt e.V. 

RBS München Gesundheitsladen München e.V. 

RBS Nürnberg Förderverein Unabhängige Patientenberatung Nürnberg e.V. 

RBS Potsdam Verbraucherzentrale Brandenburg e.V. in Kooperation mit SoVD Berlin Brandenburg e.V. 

RBS Rostock Verbraucherzentrale Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

RBS Saarbrücken 
Verbraucherzentrale des Saarlandes e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Saar-
land e.V. 

RBS Stuttgart Sozialverband VdK Baden-Württemberg e.V. 

KOS Arzneimittelbe-
ratung 

TUDIAS gGmbH 

KOS Hilfsmittel Landesgeschäftsstelle des Sozialverbands VdK Berlin-Brandenburg e.V. 

KOS Zahngesund-
heit 

Gesundheitsladen Köln e.V. 
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4.1.2. Die Bundesgeschäftsstelle – Aufgaben und personelle Ausstattung  

 

Die Aufgaben der Bundege-

schäftsstelle (BuGS) umfassten 

insbesondere die Sicherstellung 

der Informations- und Bera-

tungsarbeit, die Durchführung 

von Qualifizierungsmaßnahmen 

für die Beraterinnen und Berater, 

die Bereitstellung eines Wis-

sensmanagements, die Förde-

rung von Wissens- und Erfah-

rungsaustausch, die Öffentlich-

keitsarbeit, die Vernetzung und 

Kooperation mit anderen rele-

vanten Institutionen auf Bundes-

ebene , die Sicherstellung der 

Einhaltung gesetzlicher und ver-

traglicher Regelungen sowie das 

Finanzcontrolling und Berichts-

wesen. 

Die Personalentwicklung in der 

Bundesgeschäftsstelle berechnet 

nach Vollzeitäquivalenten zeigte im 

Zeitverlauf von 2011 bis 2014 einen 

stetigen Wachstum, was in den An-

fangsjahren mit der Neu- bzw. 

Erstbesetzung von Stellen und spä-

ter mit dem steigenden Aufgaben-

volumen zusammenhing (siehe Ab-

bildung 2). Im Jahr 2015 sank das 

Vollzeitäquivalent aufgrund von 

Kündigungen wegen des endenden 

Förderzeitraums auf 13,97. 

Geschäftsführung der 
Bundesgeschäftsstelle 

Aufgaben der Geschäftsführung 

waren die Alleinvertretung der UPD 

gGmbH, die Steuerung des Ver-

bundes, die Leitung der BuGS so-

wie der Abschluss und die Überwa-

chung der Einhaltung der Verträge 

mit den Trägern der regionalen Be-

ratungsstellen (RBS) und überregi-

onalen Kompetenzsstellen (KOS) 

oder externer Auftragnehmer des 

Verbundes. 

Die Geschäftsführung war in zwei 

Ressorts aufgeteilt. Die erste Ge-

schäftsführung berichtete an die 

Gesellschafter der UPD gGmbH 

und war vor allem für die Bereiche 

Strategie, Verbundsteuerung und 

Vernetzung zuständig. Direkt an die 

erste Geschäftsführung berichtete 

die zweite Geschäftsführung, die 

vor allem für die Sicherstellung ei-

nes reibungslosen GmbH-Betriebs, 

die Personalorganisation und die 

verbundweite Finanzplanung,  

-steuerung und -prüfung verantwor-

tete. Dabei wurde sie von einer ihr 

unmittelbar zugeordneten Stabs-

stelle für Finanzen und Controlling 

unterstützt. 

Stabsstelle für Finanzen 
und Controlling 

Die Stabsstelle beriet die Ge-

schäftsführung bei der Sicherstel-

lung des zweckgebundenen, spar-

samen und wirtschaftlichen 

Ressourceneinsatzes und die Ein-

haltung der vertraglichen und ge-

setzlichen Förderrichtlinien. Als 

operative Ansprechpartnerin für die 

Fördermittelgeber, nahm die Stabs-

stelle erforderliche Berichts- und 

Auskunftspflichten wahr und stellte 

die Einhaltung vertraglicher Pflich-

ten und Fristen durch die BuGS 

und den Trägern der RBS sicher.  

Als koordinierende Schnittstelle 

zwischen den Fördermittelgebern 

und den Trägern der RBS unter-

stützte sie bei der Einhaltung der 

Fördervorgaben, bereitete diese 

sowie relevante Ergebnisse von Fi-

nanzprüfungen auf und kommuni-

zierte sie verbundweit. Sie fungierte 

als zentrale Ansprechpartnerin in 

Finanz- und Abrechnungsfragen für 

die Träger, Berater/innen und die 

Mitarbeiter/innen der BuGS. 

Die Stabsstelle unterstützte die Ge-

schäftsführung in der jährlichen ver- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 2: Personalentwicklung der Beschäftigten in der Bundesgeschäftsstelle in Vollzeitäquivalenten im Jahresverlauf 
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bundweiten Finanz- und Budget-

planung. Sie überwachte und steu-

erte die zentralen Budgets durch 

laufende Plan-Ist-Analysen und un-

terstützte bei der Ausgabenpla-

nung. 

In Zusammenarbeit mit externen 

Dienstleistern nahm die Stabsstelle 

auch Aufgaben des externen 

Rechnungswesens wahr, die sich 

aus den Bilanzierungs- und Rech-

nungslegungsfristen einer Kapital-

gesellschaft ergaben. Hierzu gehör-

ten die fristgerechte und 

ordnungsgemäße Abwicklung der 

Finanzbuchführung und Erstellung 

des Jahresabschlusses. Weiterhin 

übte die Stabsstelle Tätigkeiten des 

allgemeinen Rechnungswesens der 

BuGS aus (z.B. Rechnungsbearbei-

tung, Banking). 

Justiziariat 

Unterstützt wurde die rechts- und 

vertragskonforme Steuerung des 

Verbundes durch das Justiziariat, 

das ebenfalls unmittelbar der Ge-

schäftsführung zugeordnet war. 

Das Justiziariat beriet die Ge-

schäftsführung zu allen rechtlichen 

Fragen, die sich aus ihrer Steue-

rungs- und Leitungsfunktion erga-

ben. Außerdem gehörten Fragen 

zur Organisation und Leitung des 

GmbH-Betriebs einschließlich ar-

beits- und sozialversicherungs-

rechtlicher Fragen im Zusammen-

hang mit dem Personal-

management der BuGS dazu. 

So unterstützte es die BuGS beim 

Abschluss von Verträgen sowie bei 

der Kontrolle ihrer Einhaltung. Dies 

betraf zum einen Verträge mit Akt-

euren des Verbundes. Bei Verträ-

gen mit den Trägern der RBS stand 

dabei die Einhaltung der förderver-

traglichen Regelungen im Vorder-

grund. Zum anderen ging es um 

den Abschluss und die Überprüfung 

von Verträgen mit Dienstleistern. 

Dabei lag ein besonderes Augen-

merk auf der fördervertragskonfor-

men Vergabe der Aufträge und auf 

der rechtssicheren Verschaffung 

von Nutzungsrechten an den mit 

Fördermitteln geschaffenen Ergeb-

nissen des Verbundes. Durch die 

Gestaltung von Verträgen mit Ko-

operationspartnern auf Basis des 

Leitfadens Netzwerkarbeit trug das 

Justiziariat außerdem zur Versteti-

gung von Kooperationsbeziehun-

gen des Verbundes bei.  

Daneben trug das Justiziariat ent-

scheidend zur rechtskonformen 

Ausgestaltung der Beratungs-

prozesse und -strukturen sowie der 

Dokumentation der Beratungsan-

fragen bei. In besonderem Maße 

betraf dies die rechtlichen Anforde-

rungen nach dem Rechtsdienstleis-

tungsgesetz und nach den Daten-

schutzgesetzen. Dazu definierte 

das Justiziariat die erforderlichen 

Maßnahmen, stellte Leitlinien dazu 

auf und unterstützte die Geschäfts-

führung bei der Umsetzung im Ver-

bund. Dem Justiziariat oblag – ge-

meinsam mit dem qualitativen 

Controlling – auch die Überprüfung 

deren Einhaltung und die laufende 

Anpassung an sich ändernde recht-

liche Rahmenbedingungen. 

Steuerung der  
telefonischen Beratung 

Die Steuerung der telefonischen 

Beratung war der Geschäftsführung 

zugeordnet. Unterstützt wurde sie 

dabei durch eine ihr unmittelbar zu-

geordnete Stelle. Der Stelleninha-

ber beriet die Geschäftsführung in 

allen Fragen der Telefoniesteue-

rung, insbesondere in Fragen der 

Einsatzplanung. Darüber hinaus 

übernahm er die operative Steue-

rung des Einsatzes, die kontinuier-

liche Evaluation der telefonischen 

Beratungsleistung und war An-

sprechpartner für den Dienstleister 

in allen operativen und technischen 

Fragen der Telefoniesteuerung.  

Referat Qualitätsent-
wicklung und Qualifizie-
rung 

Kontinuierliche Qualitätssicherung 

und verbundweite Qualifizierung 

waren wichtige Bausteine für eine 

erfolgreiche Weiterentwicklung der 

unabhängigen Patientenberatung. 

Neben der verbundweiten verbind-

lichen Umsetzung der im Realisie-

rungskonzept, im Beratungskon-

zept und im Wiki niedergelegten 

Qualitätsstandards ging es um die 

Weiterentwicklung, inhaltliche Be-

treuung und Auswertung der Kon-

taktdokumentation für die regelmä-

ßige Berichterstattung. Zudem 

wurden hier das verbundweite Fort- 

und Weiterbildungsprogramm kon-

zipiert und organisiert.  

Das Referat leitete auch das ver-

bundweite Audit-Verfahren sowie 

die der Qualitätssicherung zuge-

ordneten Arbeitskreise und unter-

stützte – gemeinsam mit der Ge-

schäftsführung – die externe 

wissenschaftliche Begleitforschung. 

Zugeordnet waren ihm zudem das 

verbundweite Beschwerdema-

nagement und das Monitoring über 

die Beratungsleistung der RBS so-

wie die Erstellung interner Analysen 

zum Beratungsgeschehen. 

Das zum Referat Qualitätsentwick-

lung und Qualifizierung gehörende 

Wissens- und Kompetenzfeldma-

nagement (WMT) nahm die fachli-

che Verantwortung für das gesund-

heitlich-medizinische, rechtliche 

und psychosoziale Kompetenzfeld 

wahr und fungierte als Ansprech-

partner für die Beraterinnen und 

Berater zur Klärung von Fachfra-

gen. Vorrangig war das WMT zu-

ständig für die Sicherung, Bereit-

stellung und gezielte Weiterent-

wicklung des Wissensbestandes, 

außerdem für eine effiziente Nut-

zung des Informations- und Wis-

sensmanagements im Gesamtver-

bund und für die Durchführung der 

Fortbildungen. Zentrale Ziele waren 

die Sicherstellung einer einheitli-

chen und hohen Beratungsqualität 

sowie die Verringerung der bera-

tungsbegleitenden Tätigkeiten und 

die Vermeidung von Doppelrecher-

chen.  

Referat Information und 
Kommunikation 

Aufgabe des Referats Information 

und Kommunikation war vor allem 

eine Erhöhung des Bekanntheits-

grades der UPD, die (informations-) 

technische Betreuung und Umset-

zung des Wissensmanagements 

sowie der Kontaktdokumentation, 

der störungsfreie Betrieb sowie die 

Wartung der IT-Landschaft des 

UPD-Verbundes. Dazu umfasste 

das Referat die Arbeitsbereiche 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 

IT-Projektmanagement für Intranet 

und Website, Webredaktion sowie 

die IT-Administration der BuGS und 

in Teilen auch des UPD-

Verbundes.  

https://wissensmanagement-intranet.patientenberatung.de/x/_A7Q
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Die Presse- und Öffentlichkeitsar-

beit umfasste die Bereiche Strate-

gie und Steuerung (u.a. Konzepti-

on, Planung, Kampagnen, Beratung 

der Geschäftsführung), Presse- und 

Netzwerkarbeit mit deutschen so-

wie muttersprachlichen Medien in 

Türkisch und Russisch (u.a. Kon-

taktpflege, Platzierung von Pres-

semitteilungen, Bearbeiten von 

Presseanfragen), Soziale Medien 

(u.a. Aufbau und Pflege der Auftrit-

te, regelmäßige Ansprache und 

Monitoring von Reaktionen der 

Communities) sowie Werbung (Mai-

lings, Print- und Online-Anzeigen, 

Streuartikel) und Informationsmate-

rialien. 

Die Betreuung der Website umfass-

te die inhaltliche und technische 

Redaktion sowie das IT-

Projektmanagement bei größeren, 

projekthaften Arbeiten wie z.B. bei 

der Erstellung der Kontaktdoku-

mentation oder bei der Neu- bzw. 

Weiterentwicklung der Website. 

Aufgabe der Webredaktion war au-

ßerdem die Betreuung und techni-

sche Weiterentwicklung der Online-

Beratung. 

Im Referat ebenfalls angesiedelt 

war die technische Steuerung 

sämtlicher IT-Projekte im internet-

basierten Intranet, dem sogenann-

ten Extranet. Das Extranet ermög-

lichte den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des UPD-Verbunds 

Zugriff auf eine Reihe von Pro-

grammen (z. B. Kontaktdokumenta-

tion, Kalender, E-Mail, Forum), auf 

Vorlagen/Formulare, auf Informati-

onen (z. B. Wiki Wissensmanage-

ment, Handbücher, Leitfäden, Do-

kumentenmanagement) sowie eine 

Plattform für den offenen Aus-

tausch mit allen Verbundbeteiligten 

sowie den geschützten Austausch 

in Arbeitsgruppen. 

 

 

 

 

 

Abbildung 3: Organigramm der Bundesgeschäftsstelle der UPD 
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4.1.3. Die Beratungsstellen – Aufgaben, personelle Ausstattung und Lage 

 

Die Leistungsbeschreibung im 

Rahmen der Ausschreibung so-

wie das Angebot der Bieterge-

meinschaft sahen regional in 

Deutschland verteilte Beratungs-

stellen (RBS) vor, um sowohl 

Kenntnisse der gesundheitlichen 

Versorgungsstrukturen vor Ort in 

die Beratung einfließen zu lassen 

als auch regionale Netzwerke zu 

betreiben. Die Überlegungen der 

UPD führten zu insgesamt 21 

RBS über ganz Deutschland ver-

teilt und drei zusätzlichen, über-

regionalen Kompetenzstellen 

(KOS). 

Bei den 21 RBS handelte es sich 

um die auch schon in der zweiten 

Modellphase betriebenen Einrich-

tungen. Jedes Bundesland erhielt je 

nach Größe bis zu drei Beratungs-

stellen (siehe Abbildung 4).  

Die Auswahlkriterien für die Städte 

bestanden neben der gleichmäßi-

gen deutschlandweiten Verteilung 

darin, dass es sich um dicht besie-

delte Gebiete mit guter Verkehrs-

anbindung durch den öffentlichen 

Personennahverkehr handeln 

musste. Auch sollten die RBS spe-

ziellen Zielgruppen zugänglich sein. 

Da Doppelstrukturen vermieden 

werden sollten, gab es in Bremen 

keine UPD-Beratungsstelle. 

Aufgaben der regiona-
len Beratungsstellen 

Die Aufgaben der RBS bestanden 

in erster Linie in der qualitativ 

hochwertigen, unabhängigen und 

kostenlosen Beratung von Ratsu-

chenden in Deutschland zu Fragen 

rund um Gesundheit  und Versor-

gungsangebote. Ein weiterer 

Schwerpunkt war die anonyme Do-

kumentation jedes Beratungsge-

spräches als Grundlage für das Be-

richtswesen.  

Die Beraterinnen und Berater 

kommunizierten mit den Ratsu-

chenden telefonisch, persönlich, 

postalisch bzw. per Fax und inter-

netgestützt.  

Darüber hinaus übernahmen sie die 

regionale Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit, die regionale Koopera-

tions- und Netzwerkarbeit und lie-

ßen ihre Kenntnisse der regionalen 

gesundheitlichen Versorgungs-

strukturen in die Beratung einflie-

ßen.  

Das breite Themenspektrum um-

fasste Fragen zu rechtlichen und 

medizinischen Themen sowie zu 

psychosozialen Problemen im Um-

gang mit Krankheiten. Häufige 

Themen waren: 

 Patientenrechte 

 Leistungen der Kranken-

kassen 

 Konflikte mit Ärzten oder  

Kassen 

 Vorgehen bei vermutlichen 

Behandlungsfehlern 

 Untersuchungen und Behand-

lungen 

 Leben und Alltag mit einer 

Krankheit 

 Arznei-, Heil- und Hilfsmittel 

 Patientenverfügung, Vorsor-

gevollmacht, Betreuungsver-

fügung 

Dabei leisteten die Beraterinnen 

und Berater, wie in der Leistungs-

beschreibung vorgegeben, Hilfe-

stellung bei der Klärung von Prob-

lemen und Konflikten, stärkten 

Ratsuchende in ihrer Entschei-

dungsfindung oder halfen – auch 

mit individuellen Verweisen – bei 

der Orientierung im Gesundheits-

wesen.

Kompetenzstellen 

Es gab drei ergänzende, überregi-

onale KOS, die dem Angebot ent-

sprechend fachspezifische Bera-

tungen zu den Themen Arznei-

mittel, Zahngesundheit und Hilfs-

mittel bereithielten.  

Die KOS Arzneimittel beriet telefo-

nisch und online sowohl Ratsu-

chende als auch UPD-Beraterinnen 

und Berater in Hintergrundgesprä-

chen.  

Die KOS Zahngesundheit sowie die 

KOS Hilfsmittel waren hingegen 

hauptsächlich für telefonisch Hin-

tergrundberatungen für UPD-

Beraterinnen und Berater konzi-

piert. Nach Absprache übernahm 

die KOS Zahngesundheit auch die 

direkte Beratung von Ratsuchen-

den. So beriet die KOS Zahn-

gesundheit in gut 50 Prozent der 

Beratungen weiterverwiesene oder 

vormals beratene Betroffene oder 

Angehörige direkt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Standorte der 21 Be-

ratungsstellen in Deutschland 
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Personalausstattung 

Die Leistungsbeschreibung gab 

vor, dass die personellen Mittel der 

RBS zur Sicherstellung des Bera-

tungsbetriebes im Rahmen der Öff-

nungszeiten sowie für Vertretungs-

situationen ausreichen müssten. 

Dies wurde durch die Besetzung 

von mindestens drei Mitarbeitern je 

Beratungsstelle mit jeweils minimal 

0,5 und insgesamt maximal 2,5 

Vollzeitäquivalenten umgesetzt. 

Darüber hinaus gab es weitere Be-

raterinnen und Berater, die bei per-

sonellen Engpässen kurzfristig ein-

springen konnten. 

Die Personalentwicklung in den 

RBS stieg von 54,6 Vollzeitäquiva-

lenten (VZÄ) in 2011 auf 61,67 VZÄ 

in 2013 (siehe Abbildung 5). In 

2014 wurde die Erhebung der Per-

sonalentwicklung dahingehend um-

gestellt, dass die Beraterinnen und 

Berater nicht mit einberechnet wur-

den, die zum Stichtag aufgrund 

längerer Krankschreibung, Eltern-

zeit, Mutterschutz oder der Pflege 

Angehöriger abwesend waren. Die 

Werte sind vor diesem Hintergrund 

nicht mit den älteren Werten ver-

gleichbar. Auch von 2014 auf 2015 

konnte eine Personalsteigerung auf 

zuletzt 63,39 VZÄ erreicht werden. 

Jede RBS wurde mit Patientenbe-

raterinnen und Patientenberatern 

der drei Kompetenzfelder  

 Gesundheitsrecht, 

 Gesundheit / Medizin und  

 Psychosozial 

interdisziplinär besetzt. Alle Bera-

tenden hatten einen für ihr Kompe-

tenzfeld einschlägigen Hochschul-

abschluss, und verfügten oftmals 

auch über passende Berufsab-

schlüsse im Bereich der gesund-

heitlichen Versorgung sowie ent-

sprechende Berufserfahrungen. In 

der Stellenbesetzung wurde außer-

dem eine Geschlechterdiversität 

und interkulturelle Erfahrung be-

rücksichtigt.  

Zu Beginn des Förderzeitraums ar-

beiteten 72 Beraterinnen und Bera-

ter für die UPD. Zum Stichtag am 

30. Juni 2015 waren 90 Beraterin-

nen und Berater für die UPD im 

Einsatz, davon zuletzt 7 Beraterin-

nen und Berater in den drei KOS 

des UPD-Verbundes. Die Beraten-

den waren überwiegend in Teilzeit 

beschäftigt.  

Ausstattung und  
Zugang 

Neben der telefonischen und 

schriftlichen Erreichbarkeit legte die 

Leistungsbeschreibung Wert auf 

einen barrierefreien, persönlichen 

Zugang zu den RBS zu festen Öff-

nungszeiten. Dieser sollte den Rat-

suchenden zeitlich bedarfsgerecht 

an mindestens vier Tagen der Wo-

che möglich sein. Im Einklang mit 

diesen Vorgaben gab es regelmä-

ßige Öffnungszeiten für Ratsu-

chende an.  

Jede RBS war 16 Stunden in der 

Woche für Beratung geöffnet. Diese 

Zeiten waren gleichmäßig auf zwei 

Vor- und Nachmittage an vier Ta-

gen in der Woche verteilt. Dazu 

kamen weitere vier Wochenstunden 

für Beratung nach vorheriger Ter-

minvereinbarung. Die Außenbera-

tung fand einerseits auf Einzelver-

einbarung, in der Regel jedoch zu 

wiederkehrend-festen Zeiten an 

ebensolchen Orten wie anderen 

etablierten Beratungsstellen des 

Trägers statt. 

Die Barrierefreiheit der RBS selbst 

als auch ihre Erreichbarkeit mit ei-

ner zumutbaren Entfernung von 

maximal 800m zu öffentlichen Ver-

kehrsmitteln wurden sichergestellt. 

Die RBS lagen zentral im Ort, be-

saßen Parkmöglichkeiten und wa-

ren somit niedrigschwellig zugäng-

lich. Eine gut sichtbare 

Beschilderung am Gebäude ver-

wies auf die Beratungsstelle.  

Zu den Öffnungszeiten war jede 

RBS mit mindestens zwei Berate-

rinnen und Beratern besetzt. Die 

Räumlichkeiten jeder RBS gewähr-

leisteten jedem Mitarbeiter einen 

eigenen Arbeitsplatz mit Telefon- 

sowie Internetanschluss und Zu-

gang zu kompetenzfeldspezifischen 

Beratungsmaterial sowie mindes-

tens zwei Räumen für ungestörte 

persönliche Beratung.

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 5: Personalentwicklung der Beraterinnen und Beratern in Vollzeitäquivalenten nach GKV- und PKV-finanzierten Mit-

teln im Jahresverlauf 
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 Patienten ohne Kompromisse verpflichtet – 4.2.
Die unabhängige Beratung 

 

Die Förderung einer Einrichtung 

zur Verbraucher- und Patienten-

beratung setzte gemäß § 65 b 

SGB V deren Nachweis über ihre 

Neutralität und Unabhängigkeit 

voraus, denn Beratung ist Ver-

trauenssache: Gute Ratschläge 

und Unterstützungsangebote 

bleiben wirkungslos, wenn die 

Beraterinnen und Berater nicht 

das Vertrauen der Ratsuchenden 

genießen.  

 Interessenkonflikte und Zwei-

fel an der Aufrichtigkeit der 

Beratung können diese Ver-

trauensbasis gefährlich 

schwächen.  

 Deshalb ist die ideelle und ma-

terielle Unabhängigkeit eines 

Beratungsangebots Grund-

voraussetzung für eine gelin-

gende Beratungsarbeit.  

 Die UPD realisierte in den zu-

rückliegenden Jahren ein Mo-

dell gelebter Unabhängigkeit 

und Neutralität – und erarbei-

tete sich damit das Vertrauen 

der Ratsuchenden. 

Kein Einfluss von  
Dritten 

Unabhängige Beratung darf nicht 

durch sekundäre Interessen von 

Kostenträgern, Leistungserbrin-

gern, der Industrie oder der Inte-

ressen der Trägerorganisation oder 

Kooperationspartnern überlagert 

werden – so sah es die Leistungs-

beschreibung vor.  

Die UPD ist diesem gesetzlichen 

Unabhängigkeitsgebot ohne Kom-

promisse gefolgt. Und sie hat Rat-

suchenden eine sachlich-objektive 

Aufklärung, Information und Bera-

tung geboten, die nicht durch Dritte 

bestimmt wurde - ganz gleich, ob 

es um finanzielle, ideelle oder or-

ganisatorische Partikularinteressen 

von einzelnen Akteuren des Ge-

sundheitswesens ging. Das Motto 

lautete: Die UPD ergreift nur Partei 

für die Patientinnen und Patienten 

und stellt deren Interessen in den 

Mittelpunkt der Beratung. 

Zivilgesellschaftliche 
Verankerung 

Wichtigste Grundlage für diese Un-

abhängigkeit war die zivilgesell-

schaftliche Verankerung der drei 

UPD-Gesellschafter und der Träger 

im UPD-Verbund. Sie gehören 

selbst oder mit ihren wesentlichen 

Mitgliedern zu den nach § 140 f 

und g SGB V ausgewiesenen maß-

geblichen Organisationen zur 

Wahrnehmung der Interessen der 

Patientinnen und Patienten und 

sind nach § 1 Nr. 6 Patientenbetei-

ligungsverordnung als unabhängig 

und neutral ausgewiesen. 

Keine kommerziellen  
Interessen 

Auch entscheidend für die Unab-

hängigkeit: Die UPD verfolgte kei-

nerlei kommerzielle Interessen – 

ebenso wenig ihre Gesellschafter 

und die Träger. Eine Überlagerung 

des Beratungshandelns durch 

kommerzielle Interessen konnte 

somit ausgeschlossen werden. Die 

Träger waren nicht von Zuwendun-

gen oder Aufträgen von Akteuren 

des Gesundheitswesens abhängig. 

Zudem waren die im UPD-Verbund 

zusammengeschlossenen Organi-

sationen nicht selbst Anbieter von 

Versorgungsleistungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

               „Der größte Vertrauensbeweis der  
             Menschen liegt darin, dass sie sich  
voneinander beraten lassen“ 
 

Francis Bacon (1561-1626) 
 

Philosoph und Wissenschaftler 
 
“ 
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Unabhängige Berater 

Nicht zuletzt ist Unabhängigkeit ei-

ne Frage des Selbstverständnisses 

der Beraterinnen und Berater. Um 

im Sinne der Ratsuchenden agie-

ren zu können, bedarf es einer in-

neren Grundhaltung, die möglichst 

frei ist von weltanschaulichen Den-

krichtungen, fachlichen Schulen 

und subjektiven Wertvorstellungen 

genauso wie persönlichen Interes-

sen und Meinungen. 

Die Beratenden der UPD waren 

zudem ideell und materiell unab-

hängig von Leistungsanbietern und 

Kostenträgern des Gesundheits-

wesens, parteipolitischen Interes-

sen, Religionsgemeinschaften und 

Weltanschauungen. Dabei wurde  

auch ausgeschlossen, dass es im 

Rahmen von Nebentätigkeiten zu 

Interessenkonflikten kommt. 

Bestes  
Beratungswissen 

Grundlage der UPD-Beratung wa-

ren ausschließlich wissenschaftlich 

geprüfte Informationen. Die Basis 

dafür: Die best verfügbare medizi-

nische Evidenz sowie genaue 

Kenntnis der gesetzlichen Grundla-

gen und der aktuellen Rechtspre-

chung. Diese fachlichen Grundla-

gen, verlässliche Quellen für die 

Recherche und die entsprechende 

Beratungshaltung wurden den Be-

raterinnen und Beratern in eigens 

entwickelten Schulungen vermittelt. 

Im Interesse der  
Patienten 

All diese Rahmenbedingungen ha-

ben zusammen mit einer gelebten 

Organisationskultur den Rahmen 

für ein wirklich unabhängiges Bera-

tungsangebot geschaffen. Das 

wurde letztendlich mit dem Ver-

trauen der Patientinnen und Patien-

ten belohnt. Denn Vertrauen lässt 

sich nicht allein durch Strukturen, 

Maßnahmenpakete und Verspre-

chen gewinnen. Der Aufbau dieses 

sensiblen Guts braucht vielmehr 

Zeit und war das Ergebnis einer 

durchgängig aufrichtigen Bera-

tungspraxis – einzig und allein im 

Interesse der Patientinnen und Pa-

tienten. 
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Abbildung 6: Unabhängigkeit des UPD-Verbundes und der Beratung  
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3 Fragen an ... 
 

Prof. Dr. David Klemperer 
 

Fakultät für angewandte Sozial- und  
Gesundheitswissenschaften an der  
Technischen Hochschule Regensburg 
 
Wann ist Beratung unabhängig? 
 
Unabhängige Beratung setzt voraus, dass das Beratungshandeln im Interesse der Patienten erfolgt und nicht 
durch die Eigeninteressen einzelner Akteure, wie Krankenkassen, Ärzteschaft oder Industrie überlagert wird. 
 

Unter welchen Bedingungen würde man von einem Interessenkonflikt sprechen? 
 
Das Ziel von Beratung der UPD ist die Vermittlung von Informationen, in vielen Fällen auch zur Lösung von 
Konflikten mit Krankenkassen oder Ärzten. Dies ist das primäre Interesse der Beratung. Beraterinnen, die z.B. 
in einem Dienstverhältnis zu den Krankenkassen oder zur Ärzteschaft stehen, werden stets auch die Eigenin-
teressen ihres Arbeitgebers mitdenken und vielleicht auch mitfühlen, zumeist ohne dies selbst zu wahrzu-
nehmen. Hier besteht ein nennenswertes Risiko, dass sich diese Situation auf die Inhalte Ergebnisse der Bera-
tung auswirken. Dieses Nebeneinander von Interessen, die miteinander in einem Spannungsfeld stehen und 
sich auf die Urteilsfähigkeit auswirken, machen einen Interessenkonflikt aus. 
 

Wann wird die Unabhängigkeit durch einen Interessenkonflikt gefährdet?  
 
Für die Unabhängigkeit spielt es keine Rolle, ob sich die Eigeninteressen als sekundäre Interessen tatsächlich 
auf die Beratung auswirken oder nicht. Liegt ein Interessenkonflikt vor, kann nicht mehr von unabhängiger Be-
ratung gesprochen werden. Notwendige Bedingung für Unabhängigkeit ist daher eine Organisationsform, die 
gewährleistet, eigenständige Ziele ohne jegliche Rücksicht auf die Eigeninteressen anderer Akteure verfolgen 
zu können. 
 



 

 

 
 
 
                       Strukturen, Prozesse, Ergebnisse  

28 

 Bewältigung von Herausforderungen – 4.3.
Die Meilensteine der Förderphase 

 

Bis zum 24. Januar 2011 war kei-

neswegs klar, inwiefern die UPD 

gGmbH auch künftig den Zu-

schlag für die Förderung gemäß 

§ 65 b SGB V vom GKV-

Spitzenverband (GKV-SV) erhal-

ten würde. Der zeitliche Bruch 

zwischen dem Ende der Modell-

phase zum 31. Dezember 2010 

und dem Beginn der Regelver-

sorgung hat die Strukturstabilität 

der UPD nachhaltig geschwächt 

und eine lückenlose fachliche 

Weiterentwicklung des Bera-

tungsverbunds erschwert. 

Die Förderung der UPD gGmbH 

und des UPD-Verbunds im Rah-

men der zweiten Modellphase en-

dete am 31. Dezember 2010. Bis 

zu diesem Zeitpunkt war noch nicht 

über den künftigen Fördermittel-

nehmer entschieden worden. Rund 

10 Prozent der Beraterinnen und 

Berater und über die Hälfte der Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter in der 

Bundesgeschäftsstelle (BuGS) hat-

ten die UPD vor dem Hintergrund 

unklarer beruflicher Perspektiven 

im Laufe des zweiten Halbjahres 

2010 verlassen.  

Der überwiegende Anteil der regio-

nalen Beratungsstellen (RBS) hat-

ten ihre Mietverträge aufgrund der 

Beendigung der Förderung und der 

damit verbundenen Finanzierung 

im Vorfeld kündigen und räumen 

müssen. Sieben Träger hatten die 

Räumlichkeiten aus eigenen Mitteln 

vorerst weiter finanzieren und durch 

das ehrenamtliche Engagement 

oder ebenfalls durch den Träger fi-

nanzierte Beratende weiterhin Be-

ratung anbieten können, um für den 

Fall des erneuten Zuschlags den 

Betrieb schnell wieder aufnehmen 

zu können.  

Start des  
Beratungsbetriebs  

Mit der Erteilung des Zuschlags 

durch den GKV-SV am 24. Januar 

2011 wurden umgehend alle Vor-

kehrungen getroffen, um den Bera-

tungsbetrieb in allen RBS schnellst-

möglich wieder aufnehmen zu 

können. Hierzu wurden in kürzester 

Zeit Bewilligungsvereinbarungen 

mit den Trägern der 21 RBS sowie 

den Kompetenzstellen (KOS) ab-

geschlossen.  

Bei der Aufnahme des Beratungs-

betriebs stand zunächst die Sicher-

stellung des bundesweiten Bera-

tungstelefons (BBT) im Mittelpunkt. 

Bereits ab Februar 2011 war der 

UPD-Verbund für Ratsuchende 

über die zentrale Rufnummer 

0800 0117722 wieder erreichbar.  

Das dezentrale Trägermodell hatte 

sich bei der zügigen Inbetriebnah-

me des Beratungsangebots als äu-

ßerst hilfreich erwiesen. Die de-

zentralen Träger konnten trotz 

dezimierter Personalressourcen der 

BuGS in Rekordzeit Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter rekrutie-

ren oder aufgrund von Übergangs-

finanzierung oder ehrenamtlichem 

Engagement der Beraterinnen und 

Berater ad hoc bereitstellen: So 

begannen 17 RBS im Februar 

2011, die vier weiteren RBS nah-

men zum März 2011 nach Umzü-

gen in neue Räumlichkeiten ihren 

Betrieb wieder auf. 15 RBS konnten 

sofort mit Beraterinnen und Bera-

tern für alle Kompetenzfelder be-

setzt werden.  

Am 16. Mai 2011 war der „Vollbe-

trieb“ erreicht. Die Wiedereröffnung 

der RBS wurde von allen Trägern 

intensiv für die Öffentlichkeitsarbeit 

genutzt.  

Wiederaufbau der  
Bundesgeschäftsstelle 

Das erste Halbjahr 2011 stand nicht 

nur in den RBS unter den Vorzei-

chen des „Wiederaufbaus“. Die 

Tatsache, dass die BuGS die Hälfte 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

verloren hatte und die Aufgaben 

sowie die Anzahl der geplanten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 

Rahmen des zurückliegenden 

Vergabeverfahrens zugleich deut-

lich erhöht worden waren, führte im 

ersten Halbjahr 2011 zu einer be-

sonders anspruchsvollen Situation: 

Durch den bestehenden Zeitdruck 

musste der Beratungsbetrieb 

„hochgefahren“ werden, während 

die BuGS als zentrale Steuerungs-

einheit noch mit einer Notbeset-

zung arbeitete.  
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Die Position der Geschäftsführung 

der UPD gGmbH war durch die 

Gesellschafter für den möglichen 

Fall der Abwicklung oder der Wie-

derinbetriebnahme der Beratung 

durch einen Interimsgeschäftsfüh-

rer besetzt worden. Zum April konn-

te die Interimsgeschäftsführung 

durch eine neue Geschäftsführung 

abgelöst werden.  

Trotz Notbesetzung mit zunächst 

fünf überwiegend in Teilzeit Be-

schäftigten entstand auf Seiten der 

BuGS in den unterschiedlichsten 

Bereichen erheblicher Handlungs- 

und Regelungsbedarf. Im laufenden 

Betrieb mussten Entscheidungen 

getroffen werden, bevor die Refera-

te besetzt und die inhaltliche Arbeit 

im Verbund überhaupt aufgenom-

men werden konnten.  

Gleichzeitig war die BuGS mit dem 

Abschluss der Modellphase be-

schäftigt, Verträge mussten ausge-

schrieben und aktualisiert, Koope-

rationsverträge neu abgeschlossen, 

vakante Stellen besetzt, die Ar-

beitsorganisation vorangetrieben 

und kritische Fragen wie das Risiko 

einer potentiellen Umsatzsteuer-

pflicht geprüft werden. Vor allem 

aber ging es darum, das Realisie-

rungskonzept und zahlreiche Ab-

sprachen aus den Angebotsver-

handlungen zu operationalisieren 

und möglichst zeitnah zu realisie-

ren.   

Steuerungsaufgaben zu 
Förderungsbeginn 

Der nachfolgende Auszug aus dem 

Aufgabenportfolio zum Abschluss 

der alten und Beginn der neuen 

Förderung verdeutlicht den überge-

ordneten Handlungs- und Rege-

lungsbedarf in der BuGS. 

Die zughörige, nachfolgende Abbil-

dung fasst eine Auswahl wichtiger 

Meilensteine des ersten Jahres zu-

sammen. Dabei sind solche Mei-

lensteine, die sich nicht direkt aus 

den vertraglichen Verpflichtungen 

des UPD-Verbundes ergeben, die 

jedoch für die interne Verbundent-

wicklung und Aufgabenerfüllung re-

levant waren, grün markiert. 

 Die BuGS konnte mit allen 

Trägern der RBS und KOS 

Bewilligungsvereinbarungen 

abschließen und regionale 

Budgets bereitstellen.  

 Der Start der Beratungstätig-

keit erfolgte innerhalb von nur 

zweieinhalb Wochen nach Zu-

schlagserteilung. 

 Der (Wieder-)Aufbau des voll-

umfänglichen Beratungsbe-

triebs konnte innerhalb von 

dreieinhalb Monaten nach Zu-

schlagserteilung abgeschlos-

sen werden.  

 Die BuGS und mit ihr die zent-

rale Steuerung konnte ausge-

baut werden. Ein Großteil der 

Personalstellen in der BuGS 

war besetzt worden. Die stra-

tegische und operative Steue-

rung des Verbundes durch die 

BuGS war somit sichergestellt. 

 Die durch die Erweiterung der 

BuGS erforderlichen Anpas-

sungen der Infrastruktur wie 

die Anmietung zusätzlicher 

Büros, die Erweiterung der Te-

lefonanlage, die Beschaffung 

zusätzlicher Büromöbel und 

die Planung der IT-Infra-

struktur (Hard-/ Software) 

wurden vorgenommen. 

 Die im Realisierungskonzept 

formulierten strukturellen An-

passungen der zentralen 

Steuerung wurden vertrags-

gemäß umgesetzt und die be-

schriebenen Durchgriffs- bzw. 

Sanktionsmöglichkeiten ver-

ankert.  

 Für die Mitarbeit der Berate-

rinnen und Berater in Arbeits-

kreisen und Fachredaktionen 

wurde ein sozialversiche-

rungspflichtiges Vergütungs-

modell entwickelt und imple-

mentiert. Für den Abschluss 

von Honorarverträgen wurde 

eine Richtlinie erarbeitet, die 

sicherstellte, dass anforde-

rungsgemäß keine sozialver-

sicherungspflichtigen Arbeits-

verhältnisse auf Honorarbasis 

vergütet werden konnten.  

 Die Klärung zur Umsatzsteu-

erpflicht der Fördermittel konn-

te in Absprachen mit dem 

GKV-SV und dem Patienten-

beauftragten der Bundesregie-

rung entscheidend vorange-

bracht werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 7: Ausgewählte Meilensteine 2011 
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 Angesichts gewachsener An-

forderungen in den Bereichen 

der zentralen Steuerung, des 

Vertragsmanagements und ei-

nes steigenden Beratungsbe-

darfs in den unterschiedlichs-

ten Rechtsgebieten (Vergabe-

recht, Umsatzsteuerrecht, Ar-

beitsrecht, Gesellschafts- und 

Zivilrecht) wurde ein Justiziari-

at geschaffen, das auch die 

Abwicklung von Vergabepro-

zessen steuern und deren 

Einhaltung sicherstellen sollte. 

 Maßnahmen der Qualitätsent-

wicklung und -sicherung 

wurden wieder eingeführt: Die 

Einarbeitung neuer Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter wurde 

organisiert, erste Fortbildun-

gen durchgeführt und das An-

gebot der Supervision wieder 

zur Verfügung gestellt.  

 Gemeinsam mit der Begleit-

forschung und Beraterinnen 

und Beratern aus den RBS 

wurde die grundlegende 

Überarbeitung der bestehen-

den Kontaktdokumentation vo-

rangetrieben, die zum 1. April 

2012 konzipiert, technisch 

umgesetzt und den Testbe-

trieb bestanden haben sollte. 

 Im Bereich der Kooperations- 

und Netzwerkarbeit wurden 

Gespräche mit möglichen 

Partnern auf Bundesebene ge-

führt: Der Fokus wurde auf 

solche Kooperationen gelegt, 

die einen unmittelbaren opera-

tiven Bezug aufweisen oder 

für beide Seiten einen hohen 

Nutzwert haben (z.B. KID, 

Weisse Liste). Bei der Bewer-

tung und Priorisierung mögli-

cher Kooperationspartner 

wurde zudem die institutionelle 

Verortung der UPD im Ge-

sundheitswesen berücksich-

tigt. 

 Die Kompetenzstelle für inter-

kulturelle Öffnung aus Mitteln 

des PKV-Verbands wurde mit 

der Besetzung der Leitungs-

stelle installiert. Die Auswei-

tung des Leistungsangebots 

um muttersprachliche Bera-

tung in russischer und türki-

scher Sprache wurde umge-

setzt. 

 Das Beratungsangebot wurde 

innerhalb des ersten Jahres 

ausgeweitet und um die Bera-

tung auf Türkisch und Rus-

sisch ergänzt. 

 Das Internet und Extranet der 

UPD wurden punktuell weiter-

entwickelt und regelmäßig ge-

pflegt. Eine grundlegende 

Neukonzeption wurde beauf-

tragt, die weitere Planung je-

doch bis nach der Fertigstel-

lung der neuen Beratungs-

dokumentation zurückgestellt. 

Abschluss der  
Modellphase 

Neben den zahlreichen laufenden 

Aufgaben im Bereich Finanzcontrol-

ling wurden im Rahmen der Fi-

nanzprüfung für das 2. Quartal 

2010 die Fördermittel der ehemali-

gen Spitzenverbände der Kranken-

kassen (SpiK) und dem GKV-SV 

endabgerechnet. Rückforderungen 

wurden mit den Trägern geklärt und 

in einer rund 40-seitigen Stellung-

nahme zum Prüfbericht abschlie-

ßend geklärt. 

Angesichts der Startphase und ei-

ner klaren Priorisierung der Ent-

wicklung eines neuen Dokumenta-

tionssystems im Jahr 2011 konnten 

einzelne Entwicklungsaufgaben im 

ersten Jahr noch nicht realisiert 

werden. Diese wurden nach dem 

Startjahr weiter verfolgt.  

Meilensteine 2012 bis 
2015 

Weitere wichtige Meilensteine im 

Verlauf des fünfjährigen Förderzeit-

raums waren unter anderem: 

 Start der neuen Kontaktdoku-

mentation zum 1. April 2012 

sowie regelmäßige, halbjährli-

che Aktualisierungen der Kon-

taktdokumentation, u.a. an 

geänderte gesetzliche Vorga-

ben und neue Akteure als 

Grundlage der Problemlagen-

berichterstattung. 

 Monitor Patientenberatung 

2013 sowie jährliche Berichte 

und halbjährige Zwischenbe-

richte an den Patientenbeauf-

tragten; Grundlage waren die 

Daten und Auswertungen der 

neuen Kontaktdokumentation. 

 

 

Abbildung 8: Ausgewählte Meilensteine 2012 
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 Erarbeitung und Umsetzung 

eines Konzeptes zum neuen 

UPD-Extranet zum 15. April 

2014, das neben dem Wis-

sensmanagement auch die 

Kontaktdokumentation, ein Fo-

rum als Austausch für die Be-

raterinnen und Berater sowie 

den Zugang zu Mails und Ka-

lender enthielt. Das Wissens-

management wurde in der 

Folgezeit fortlaufend um neue 

und überarbeitete Beratungs-

informationen ergänzt. 

 Erarbeitung und Umsetzung 

eines Konzeptes zur neuen 

Website und Relaunch des 

neu gestalteten Webauftritts 

zum 1. Juli 2014. 

Es gab darüber hinaus zahlreiche 

weitere Meilensteine, die deutlich 

weniger Außenwirkung zeigten, vor 

allem weil es sich um interne Maß-

nahmen zur Prozess- und Quali-

tätsentwicklung handelte. Dies wa-

ren vor allem die Erarbeitung und 

Etablierung von Leitfäden und 

Standards sowie die Erstellung von 

Vorgaben zu politischen Aussagen 

in der Presse- und Öffentlichkeits-

arbeit für die RBS, mit denen die 

Regelung der Fördervereinbarung 

erfüllt werden sollte, nach der die 

politische Bewertung nicht vom 

Vorgabeninhalt umfasst war.  

Die Rückmeldungen der Ratsu-

chenden, die Ergebnisse der inter-

nen Qualitätssicherung und auch 

die Ergebnisse der externen Evalu-

ation durch die wissenschaftliche 

Begleitforschung zeigen überein-

stimmend, dass in diesen Berei-

chen ebenfalls hervorragende Ar-

beit geleistet wurde.  

Eine weitere Kategorie waren Er-

eignisse im zurückliegenden För-

derzeitraum, die weder in der Leis-

tungsbeschreibung noch in den 

ursprünglichen Planungen des 

UPD-Verbundes vorgesehen wa-

ren. In diesem Kontext wäre vor al-

lem der Wechsel der Geschäftsfüh-

rung der UPD gGmbH zu 

erwähnen, der aufgrund des ge-

sundheitsbedingten Ausscheidens 

der ersten Geschäftsführung not-

wendig wurde. 

Dass der UPD-Verbund auch vor 

dem Hintergrund dieser erschwer-

ten Voraussetzungen seine Aufga-

ben nahtlos weiter erfüllt und Pro-

jekte weiterhin erfolgreich 

vorangetrieben und abgeschlossen 

hat, sagt viel über die Stärken des 

Verbundes und den inneren Zu-

sammenhalt aus.  

Eine umfassende und detaillierte 

Listung aller Meilensteine im För-

derzeitraum 2011 bis 2015 ist nicht 

möglich. Einen Eindruck von der 

Fülle und der Vielschichtigkeit der 

Aufgaben vermitteln die Abbildun-

gen zu den wesentlichen Meilen-

steinen (siehe Abbildung 7bis Ab-

bildung 11).  

Im Zentrum stehen dabei vor allem 

solche Maßnahmen und Meilen-

steine, die sich aus vertraglichen 

Verpflichtungen ergaben (rot mar-

kiert). Was der Zeitstrahl nicht mit 

abbildet, ist die Tatsache, dass es 

sich bei vielen dieser Maßnahmen 

um andauernde Prozesse handelte 

oder um Projekte, die über einen 

längeren Zeitraum umgesetzt wur-

den. Dass hier nur die Endpunkte 

(und in einigen wenigen Fällen die 

Startpunkte) abgebildet sind, ist der 

Übersichtlichkeit geschuldet.  

Ebenfalls nicht abgebildet sind da-

bei die zahlreichen Aktivitäten im 

Hintergrund, die von Abstim-

mungsmaßnahmen, Koordinie-

rungstätigkeiten, Qualitätssicherung 

bis hin zur internen Kommunikation 

neuer Standards und Leitlinien 

reichten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 9: Ausgewählte Meilensteine 2013 
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Zu beachten ist in diesem Kontext 

außerdem die Tatsache, dass über 

den gesamten Förderzeitraum die-

se Prozesse parallel liefen und sich 

die Umsetzung wichtiger Meilen-

steine oft zu bestimmten Stichtagen 

häufte – diese Konstellationen stellt 

der Zeitstrahl grafisch dar.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 10: Ausgewählte Meilensteine 2014 

 

Abbildung 11: Ausgewählte Meilensteine 2015 
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 Beratungsverständnis, Beratungsprozess und 4.4.
Beratungsinhalte 

 

4.4.1. Gemeinsam an Lösungen arbeiten – Wie wir Beratung verstehen 

 

Ratsuchende sollen in ihrer Ent-

scheidungsfähigkeit in Gesund-

heitsfragen und bei der Wahr-

nehmung ihrer Rechte gestärkt 

werden. Information und Bera-

tung sind so zu strukturieren, 

dass sie zu einer Orientierung 

der Ratsuchenden und Klärung 

ihrer Anliegen führen. So formu-

liert es die Ausschreibung.  

Unser Beratungsverständnis und 

das erforderliche methodische 

Rüstzeug sind im UPD - Bera-

tungskonzept erläutert. Wir verste-

hen Beratung als professionelle 

kommunikative Beziehung, in der 

für die Problemstellung der Ratsu-

chenden Antworten und Lösungs-

wege erarbeitet werden.  

Nach unserem Verständnis stärkt 

Patientenberatung die Gesund-

heitskompetenz der Ratsuchenden, 

vermittelt gesundheitsrelevante In-

formationen und gibt darüber hin-

aus Orientierungs-, Entschei-

dungs-, Planungs- und letztendlich 

Handlungshilfe. Damit ist Patien-

tenberatung nicht nur Weitergabe 

von Informationen, sondern viel-

mehr ein helfender Kommunikati-

onsprozess, bei dem unter Berück-

sichtigung der vorhandenen 

Ressourcen eigene Lösungen akti-

viert werden.  

Ziel dieses Prozesses ist es, Rat-

suchende in unserem komplexen 

Gesundheitssystem zu sachgerech-

ten und informierten Entscheidun-

gen zu befähigen, ihre Handlungs- 

und Bewältigungskompetenz zu 

stärken und sie in Konfliktsituatio-

nen zu unterstützen. 

Theorie- und  
methodengestützt 

Um ihrer Zielsetzung gerecht wer-

den zu können, hat die UPD in den 

vergangenen Jahren eine Vielzahl 

unterschiedlicher Beratungstheo-

rien und -methoden aus der Psy-

chotherapie und der Sozialen Arbeit 

zu einem klientenzentrierten und in-

terdisziplinären Methodenwerk der 

Patientenberatung zusammenge-

führt. Grundlage dieses Beratungs-

ansatzes war eine professionelle 

Grundhaltung, die sich durch Em-

pathie, Wertschätzung, Offenheit 

und Respekt gegenüber den Rat-

suchenden auszeichnete.  

Lebenswelten, Poten-
ziale und Lösungen 

Im Zentrum des beraterischen 

Handelns standen Empowerment 

und die individuelle Stärkung der 

Gesundheitskompetenz. Die Bera-

tung orientierte sich dabei an den 

individuellen Bedürfnissen, Vorstel-

lungen und Möglichkeiten der Rat-

suchenden. Im Sinne von Lebens-

welt- und Ressourcenorientierung 

war die Beratung gekennzeichnet 

durch Sensibilität gegenüber Erfah-

rungen und bisherigen Lösungs- 

und Bewältigungsmustern der Rat-

suchenden. Die Patientinnen und 

Patienten wurden dabei als aktive 

Personen in den Beratungsprozess 

einbezogen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

34  

 
 
 
                       Strukturen, Prozesse, Ergebnisse  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

„Menschen können ihr Gesundheitspotenzial nur 
dann weitestgehend entfalten, wenn sie auf die 
Faktoren, die ihre Gesundheit beeinflussen, auch 
Einfluss nehmen können.“ 
 

Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung 

3 Fragen an ... 
 

Prof. Dr. Doris Schaeffer 
 

             Fakultät für Gesundheitswissenschaften an der  
                    Universität Bielefeld 
 
                            Was macht Beratung eigentlich aus? 
  
                                In der modernen Gesellschaft haben sich Beratungsangebote zu den  
                               unterschiedlichsten Fragestellungen und Problemlagen etabliert.  
                             Anlass für die Inanspruchnahme ist für die Ratsuchenden meist  
                           eine nicht mehr überschaubare und eigenständig lösbare Problem- oder  
                        Krisensituation. Beratung als professionelle Interventionsform unter- 
                stützt Ratsuchende dann bei der Entwicklung von Lösungs- und Bewälti- 
       gungsstrategien.  
  

Was unterscheidet Beratung von Information? 
  
Vielerorts hält sich immer noch die Vorstellung, dass Beratung nichts anderes ist als 
Informationsvermittlung. Das wäre jedoch zu kurz gegriffen. Während Information in 
erster Linie auf Wissensweitergabe abzielt, geht Beratung sehr viel weiter und fokus-
siert auf individuelle Lösungsstrategien und Bewältigungskonzepte. Information ist 
dabei nur ein Teil von Beratung, die Problemkonstellationen entflechten und Auswege 
sichtbar werden lassen soll. 
  

Warum reicht es nicht aus, Patienten zu informieren? 
  
Die Studienlage zeigt, dass viele Patienten große Schwierigkeiten haben, gesundheits-
relevante Informationen zu verstehen, zu verarbeiten und vor allem umzusetzen. Bera-
tung kann dabei helfen, Informationen auf den eigenen Lebenskontext zu übertragen 
und in handlungsrelevantes Wissen zu überführen und damit auch 
die Informationskompetenz zu stärken. 

“ 
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4.4.2. Schritt für Schritt zur Lösung – Der UPD-Beratungsprozess 

 

Die Anwendung und Weiterent-

wicklung strukturierender und 

qualitätssichernder Prozess-

standards war eine zentrale For-

derung der Leistungsbeschrei-

bung. Diese Forderung setzte die 

UPD unter anderem durch die 

Etabllierung eines klar definier-

ten Beratungsprozesses um. 

Beratung ist eine Form der indivi-

duellen Zuwendung, bei der jedes 

Gespräch anders verläuft, direkt 

zugeschnitten auf die Bedürfnisse 

der Ratsuchenden. Trotzdem 

braucht professionelle Beratung 

Leitplanken, die nicht nur den Bera-

tenden, sondern auch den Ratsu-

chenden Orientierung geben. 

Ein auf Informationsvermittlung 

verengtes Beratungsverständnis 

scheitert häufig schon an den kom-

plexen Anliegen, die Patientinnen 

und Patienten vorbringen. Die Er-

fahrung zeigt: Meist stellen sie kei-

ne klar formulierte Frage, sondern 

schildern umfangreich eine Prob-

lemsituation. Auch für erfahrene 

Berater ist die eigentliche Frage-

stellung dann nicht immer gleich zu 

erkennen. 

Die Beratung der UPD hatte auf 

diese und weitere Herausforderun-

gen bereits in der vorherigen För-

derphase mit einem systema-

tischen Prozess reagiert, der die 

idealtypischen Phasen einer Pati-

entenberatung beschreibt. Mithilfe 

dieses Prozesses wurden Orientie-

rungspunkte für die Beratung ge-

schaffen, die eine einheitliche und 

methodisch fundierte Vorgehens-

weise sicherstellten. Gleichzeitig 

wurde Sorge getragen, dass die 

Ratsuchenden eine auf ihre Be-

dürfnisse zugeschnittene Unterstüt-

zung erhielten. Dieser Prozess 

diente auch in der Förderphase bis 

2015 als Grundlage des berateri-

schen Handelns. 

Phase 1: 
Auftragsklärung 

Ob eine Beratung gelingen kann, 

entscheidet sich oft schon in den 

ersten Minuten eines Gesprächs. 

Viele Probleme im Beratungsver-

lauf resultieren daraus, dass keine 

klaren Abmachungen getroffen 

wurden. Eine unklare Auftragsfor-

mulierung kann zu einem Ergebnis 

führen, das dem Anliegen der Rat-

suchenden nicht entspricht.  

Die Auftragsklärung war deshalb 

ein Kernelement des Beratungs-

prozesses, das auch im Qualifizie-

rungsprogramm der UPD eine 

wichtige Rolle spielte. Sie half, die 

Komplexität der vorgetragenen 

Sachverhalte zu reduzieren, lenkte 

die Aufmerksamkeit der Ratsu-

chenden auf ihr Ziel, setzte Gren-

zen in der Beratung und korrigierte 

falsche Erwartungen. Im Regelfall 

endete sie mit einer klar beschrie-

benen Fragestellung und einer 

Vereinbarung über den Beratungs-

auftrag.  

Phase 2: Information 
und Strukturierung 

Auf die Phase der Auftragsklärung 

folgte die Informations- und Struktu-

rierungsphase. In dieser Phase 

wurde versucht, durch Wissens-

vermittlung, Strukturierung und 

Perspektivwechsel das in der Auf-

tragsklärung formulierte Anliegen 

und Ziel der Beratung zu beantwor-

ten. Bei diesem Prozessschritt wur-

den nicht nur Informationen weite-

geben. Je nach Kompetenz der 

Ratsuchenden wurde abstraktes 

Wissen auf die konkrete Situation 

der Ratsuchenden übertragen. Da-

zu konnte es notwendig sein, In-

formationen zu übersetzen, das Für 

und Wider verschiedener Optionen 

darzustellen, fallbezogen zu deuten 

und die Auswirkungen zu benen-

nen. 

In vielen Fällen ließ sich das Bera-

tungsgespräch nach einer geglück-

ten Informations- und Strukturie-

rungsphase erfolgreich abschlie-

ßen. Ratsuchende waren dann in 

der Lage, den nächsten Schritt zur 

Klärung des Anliegens selbststän-

dig zu gehen. War dies nicht mög-

lich, schloss sich die Phase der 

Problemlösungs- und Bewälti-

gungsunterstützung an. 
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Abbildung 12: Der Beratungsprozess in der UPD 

 

 

Phase 3: Problemlö-
sung und Bewältigung 

In dieser Stufe des Beratungspro-

zesses kamen neben der Informati-

onsvermittlung weitere beraterische 

Interventionen zur Kompetenzför-

derung und zur emotionalen Unter-

stützung zum Einsatz. Ausgehend 

von der Lebens- und Erfahrungs-

welt der Ratsuchenden wurden 

mögliche Lösungsoptionen erarbei-

tet, Folgen geklärt und die notwen-

digen Handlungsschritte aufgezeigt.  

Zur Entwicklung von Lösungsan-

sätzen wurden Unterlagen gesich-

tet und besprochen, die Sichtweise 

Dritter reflektiert und Hypothesen 

zum Sachverhalt aufgestellt. Sofern 

Diskrepanzen zwischen den erar-

beiteten Lösungsoptionen und den 

Ressourcen der Ratsuchenden of-

fenkundig waren, erfolgte zudem 

eine individuell abgestimmte Unter-

stützung mit dem Ziel, die Ratsu-

chenden zu eigenständigem Han-

deln zu befähigen.  

Phase 4: Weitergehende 
Unterstützung 

In Einzelfällen waren Ratsuchende 

nicht in der Lage, ihre Anliegen 

selbst zu vertreten und durchzuset-

zen. Hier konnte es notwendig sein, 

in ihrem Namen zu handeln, um sie 

bei der Durchsetzung ihrer Anlie-

gen bzw. ihrer Ansprüche zu unter-

stützen. Diese Form der Unterstüt-

zung sollte der leistungsbeschrei-

bung entsprechend und angesichts 

begrenzter Personalressourcen 

aber nur in Ausnahmefällen geleis-

tet werden – etwa wenn die zu-

ständigen Ansprechpartner der 

Ratsuchenden eine Reaktion ver-

sagten oder im Falle von Diskrimi-

nierung oder missbräuchlichem 

Verhalten. Voraussetzung dafür 

war immer ein ausdrücklich formu-

lierter Auftrag der Ratsuchenden, 

für die dann jederzeit Transparenz 

über das Handeln der Beraterinnen 

und Berater gewährleistet war. 
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4.4.3. Gefragt auf allen Kanälen – Angebot, Leistung und Nachfrage 

 

Ratsuchende sollten Information 

und Beratung über den persönli-

chen, telefonischen, postali-

schen und internetbasierten 

Kontakt erhalten. Großen Wert 

legte die Leistungsbeschreibung 

zudem auf ein bundesweites Be-

ratungstelefon (BBT).  

So führten zwischen 2011 und 

2015 viele Wege zur UPD: Ratsu-

chende konnten bei der UPD unter-

schiedliche Beratungsformen nut-

zen und sich telefonisch, in der 

Beratungsstelle vor Ort, online oder 

ganz konventionell per Post oder 

Fax an die Beraterinnen und Bera-

ter wenden (siehe Abbildung 13). 

Über diese Kanäle hat die UPD im 

Förderzeitraum 395.711 Bera-

tungsgespräche mit Patientinnen, 

Patienten oder deren Angehörigen 

geführt (siehe Abbildung 14). Bis 

auf 2015 steigerten sich die doku-

mentierten Beratungskontakte da-

bei von Jahr zu Jahr.  

Von allen Kanälen war das Telefon 

das wichtigste Medium, um Ratsu-

chende und Beratende zusammen 

zu bringen. So gab es zum einen 

die regionalen Telefonnummern der 

Beratungsstellen (RBS) und zum 

anderen die bundesweit einheitliche 

Rufnummer 0800 0117722 des 

bundesweiten Beratungstelefons 

(BBT).  

Das BBT war werktags in der Zeit 

von 10:00 bis 18:00 Uhr und don-

nerstags zusätzlich bis 20:00 Uhr 

besetzt. Die Nutzung des BBT war 

für die Ratsuchenden aus dem 

deutschen Festnetz kostenfrei. 

Auch das Internet gewann zuneh-

mend an Bedeutung. Von den vie-

len, unterschiedlichen Beratungs-

formen konnten am Ende die 

mediengestützten Kommunikations-

formen das persönliche Gespräch 

von Angesicht zu Angesicht in vie-

len Fällen jedoch nicht ersetzen.  

Telefon 

Fast 80 Prozent der Beratungen in 

der UPD erfolgten telefonisch. Das 

Telefon schafft einen sehr niedrig-

schwelligen Zugang. Es überbrückt 

räumliche Entfernung und stellt in-

nerhalb kürzester Zeit eine Verbin-

dung zu den Beraterinnen und Be-

ratern her. Es ermöglicht Nähe und 

erhält gleichzeitig Distanz. Rein 

theoretisch kann der Kontakt durch 

die Ratsuchenden jederzeit durch 

Auflegen unterbrochen werden. 

Das schafft Sicherheit und hilft da-

bei, Probleme offen anzusprechen. 

Das Telefon hat jedoch auch Nach-

teile: Telefonische Beratung ist un-

verbindlich und der Wegfall der 

Körpersprache, Mimik und Gestik 

erschwert die Beratungskommuni-

kation. 

Die meisten Ratsuchenden wählten 

die kostenfreie Rufnummer des 

BBT und wurden von dort aus in ei-

ne der RBS geroutet, die das BBT 

über ein virtuelles Callcenter ge-

meinsam bedienten. Fast ebenso 

viele Anrufer wählten die regionalen 

Rufnummern der RBS und wende-

ten sich auf diese Weise direkt an 

eine Beratungsstelle in ihrer Regi-

on. Insbesondere ältere Menschen 

und schwer erreichbare Zielgrup-

pen bevorzugten die regionalen 

Rufnummern oder den persönli-

chen Kontakt in den Beratungsstel-

len.  

Beratungsstellen 

In rund 13 Prozent aller Beratungen 

suchten Ratsuchende eine RBS vor 

Ort auf. Die Beratung von Ange-

sicht zu Angesicht ist für die Ratsu-

chenden mit größerem Aufwand 

verbunden als ein Anruf. Dennoch 

bietet sie eine Reihe von Vorteilen, 

die die Ratsuchenden in der zu-

rückliegenden Förderphase zu 

schätzen wussten.  

 

 

 

 

 

Nachfrage ist nicht gleich Bedarf 
 
Im bundesweiten Durchschnitt ließen sich rund 13 Prozent der Ratsuchenden vor Ort in einer Bera-
tungsstelle beraten. Bei der Bewertung der nutzerseitigen Medienwahl ist jedoch der Einzugsbe-
reich der einzelnen Zugangswege zu berücksichtigen. 
So war der Bedarf nach persönlicher Beratung vor Ort deutlich höher. Das zeigte eine UPD-
Auswertung, die nur solche Regionen einbezog, in denen sich eine Beratungsstelle in der Nähe be-
fand. Hier hatten Ratsuchende tatsächlich die Wahl – und suchten dann in rund einem Drittel der 
Fälle eine regionale Beratungsstelle auf. Und auch auf die Wahl der telefonischen Ansprache hatte 
eine Beratungsstelle in der Nähe einen Einfluss: In mehr als 35 Prozent riefen Ratsuchende die Be-
ratungsstelle vor Ort unter ihrer regionalen Rufnummer an – das bundesweite Beratungstelefon 
wurde von diesen Ratsuchen deutlich seltener genutzt. 
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Die räumliche Kopräsenz von Bera-

terinnen, Beratern und Ratsuchen-

den schafft Nähe und ein hohes 

Maß an Verbindlichkeit. Soziale 

Begleitinformationen erleichtern es, 

das Gegenüber einzuschätzen.  

Noch wichtiger: Die persönliche Be-

ratung ermöglicht auch die gemein-

same Einsicht, Erörterung und Be-

arbeitung schriftlicher Unterlagen. 

Außerdem ist sie die Beratungs-

form, die gerade von sogenannten 

vulnerablen Zielgruppen vermehrt 

genutzt wird. Damit sind Zielgrup-

pen wie alte Menschen, Menschen 

mit Migrationshintergrund oder ge-

ringem Bildungsgrad gemeint. 

Meist sind diese Gruppen in der 

Beratung unterrepräsentiert und 

haben Schwierigkeiten, medienge-

stützte Beratung in Anspruch zu 

nehmen. Diesem Angebot, welches 

mindestens 16 Stunden pro Woche 

zur Verfügung stand kam also eine 

besondere Bedeutung zu. 

Online-Beratung 

Eine dritte Beratungsform bildet die 

Online-Beratung. Im Gesamtdurch-

schnitt wurde sie in 3,3 Prozent der 

Beratungskontakte verwendet. Im 

Jahr 2015 lag diese Form der Bera-

tung bei fast 5 Prozent.  

Die Online-Beratung ist ähnlich 

niedrigschwellig wie das Telefon 

und für die Ratsuchenden mit ver-

gleichsweise geringem Zeit- und 

Kostenaufwand verbunden. Dank 

der zeitversetzten Kommunikation 

können Anfragen rund um die Uhr 

und auf Wunsch auch anonym ver-

sendet werden. Die textgebundene 

Online-Beratung und die Schrift-

form bringen eine Reihe weiterer 

Vorteile mit sich: Schreiben kann 

dabei helfen, Gedanken zu ordnen. 

Das Geschriebene kann erneut ge-

sichtet, überprüft und überarbeitet 

werden.  

Trotz aller Vorteile hat die Online-

Beratung einige Schwächen: Rück-

fragen und Dialoge sind angesichts 

der zeitversetzten Kommunikation 

oft schwergängig und aufwändig. 

Zudem fallen im Rahmen der soge-

nannten Kanalreduktion sämtliche 

non-verbale Signale weg.  

Das erschwerte auch die Online-

Beratung in der UPD, was durch 

eine auf die Besonderheiten der 

Online-Kommunikation zugeschnit-

tene Schulung der Beraterinnen 

und Berater abgefangen wurde. 

Durchlässige Grenzen 

Neben den aufgezählten Bera-

tungsformen gab es noch weitere 

wie etwa die schriftliche Beratung 

per Brief oder Fax oder die Grup-

penberatung. In diesem Spektrum 

hatte jede Beratungsform ihre Vor-

züge und Schwächen. Der richtige 

Zugangsweg hing nicht zuletzt von 

den Vorlieben der Ratsuchenden, 

aber auch vom jeweiligen Kommu-

nikationsanlass ab. Häufig wählten 

Ratsuchende intuitiv das richtige 

Medium aus. In der UPD waren die 

einzelnen Beratungsformen jedoch 

durchlässig, ein Wechsel war also 

jederzeit möglich. 

 

 

 

 

Abbildung 13: Nutzung der unterschiedlichen Beratungsformen der UPD 
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Abbildung 14: Anzahl der Beratungskontakte mit Ratsuchenden in der UPD im Zeitverlauf von 2011 bis 2015 

 

 400.000 
 

In der Zeit zwischen 2011 und 2015 
hat die UPD ca. 400.000 Beratungsge- 
spräche mit Patientinnen, Patienten 
oder deren Angehörigen geführt. 
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4.4.4. Das Dilemma mit der Warteschleife – Die Erreichbarkeit 

 

Kennen Sie die UPD? Noch im-

mer wird diese Frage von vielen 

Bürgerinnen und Bürgern ver-

neint. Die UPD hat in den letzten 

Jahren viel unternommen, das zu 

ändern – und ist dabei an ihre 

Kapazitätsgrenzen geraten.  

Während der zurückliegenden För-

derphase hat sich die Präsenz der 

UPD in den Medien drastisch er-

höht und die Bekanntheit des un-

abhängigen Beratungsangebots ist 

spürbar gestiegen. Mit zunehmen-

dem Bekanntheitsgrad stieg aber 

auch die Nachfrage immer weiter 

an.  

Bitte warten 

Da die gesetzlich festgeschriebene 

Fördersumme keine Spielräume für 

eine nennenswerte Ausweitung der 

Personaldecke lies, wurde eine 

ganze Reihe von Anstrengungen 

unternommen, um Effizienzpotenti-

ale in der Beratung zu erschließen. 

Die Einführung eines neuen Wis-

sensmanagement-Systems, die 

Vermeidung von Doppelrecher-

chen, aber auch eine klare Abgren-

zung des Beratungsauftrags konn-

ten den Anstieg der Nachfrage je-

doch nicht mehr ausgleichen.  

Anrufversuche 

Die telefonische Erreichbarkeit der 

Beraterinnen und Berater ver-

schlechterte sich weiter und auch 

die Wartezeiten auf einen Termin in 

einer der regionalen Beratungsstel-

len (RBS) wurden länger. Einige 

Anrufer brauchten in Spitzenzeiten 

mehr als fünf Anrufversuche, um 

einen Beratenden zu erreichen. Der 

Zufriedenheit der Ratsuchenden tat 

das jedoch keinen Abbruch, wie die 

Nutzerbefragungen des extern-

evaluierenden IGES-Instituts zeig-

ten.  

Entscheidung 

Die UPD stand vor einer schwieri-

gen Entscheidung zwischen Quali-

tät und Quantität. Letztlich ging es 

dabei auch um die Frage der Wirk-

samkeit beraterischen Handelns 

und das Abwägen zwischen pro-

zessorientierter Beratung und blo-

ßer Informationsweitergabe. In die-

sem Spannungsfeld blieb die UPD 

jedoch ihrem Anspruch an die Qua-

lität, vor allem aber an die Wirk-

samkeit ihres Beratungshandelns 

treu. Vor diesem Hintergrund war 

die mit rund 96 Prozent hohe und 

sehr hohe Zufriedenheit der Nutzer 

leicht nachvollziehbar. 

Hilfsmaßnahmen 

Als Reaktion wurden zunächst die 

Wartezeiten am bundesweiten Be-

ratungstelefon (BBT) geregelt und 

die Anrufe so geroutet, dass zuvor 

erfolglos gebliebene Anrufer bevor-

zugt durchgestellt wurden. Hinwei-

se in der Warteschleife und auf der 

UPD-Website informierten Ratsu-

chende über die starke Auslastung 

und eventuelle Wartezeiten. Zudem 

wurden alle freiwerden Finanzmittel 

direkt in eine Ausweitung der Per-

sonalressourcen investiert.  

Die Linienbesetzung am BBT war 

der Inanspruchnahme an Beratung 

im Tages- und Wochenverlauf an-

gepasst. Die nachfolgende Abbil-

dung 15 beschreibt die Anrufvertei-

lung am Beispiel einer typischen 

Woche im Zeitverlauf.  

 

 

 

 

Abbildung 15: Anrufverteilung einer typischen Woche am bundesweiten Beratungstelefon nach Tag und Uhrzeit (12.01.2015 bis 

16.01.2015) 
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Die höchste Inanspruchnahme am 

BBT gab es grundsätzlich in den 

Morgenstunden. Besonders ausge-

prägt war diese jeweils zum Beginn 

einer Woche. Aus diesem Grund 

wurde der Hotline in dieser Zeit mit 

vielen Beraterinnen und Beratern 

aus den Beratungsstellen besetzt. 

Zur Mittagszeit und in den Abend-

stunden war die Nachfrage deutlich 

geringer, sodass weniger Beraten-

de zur Verfügung stehen mussten. 

Mitunter hatten die mediale Be-

richterstattung oder Veröffentli-

chungen Dritter einen großen Ein-

fluss auf die Beratungsanfragen. 

Diese waren nur bedingt planbar. 

Politische  
Aufmerksamkeit 

Neben diesen Maßnahmen wurden 

Fördermittelgeber und Politik über 

die steigende Nachfrage in Kennt-

nis gesetzt. Bereits 2012 legte die 

UPD dem Patientenbeauftragten 

der Bundesregierung einen Bericht 

vor, in dem sie auf die Überlastung 

hinwies. In ihrem Bericht vom 

31. März 2013 sprach sich die 

Bundesregierung in einem Bericht 

an den Deutschen Bundestag dafür 

aus, diese Nachfrageentwicklung 

sorgfältig zu beobachten.  

Gesetzgeber handelt 

Im Jahr 2014 reagierte der Gesetz-

geber mit einer Neufassung des 

§ 65 b SGB V im Rahmen des 

GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-

Weiterentwicklungsgesetzes (GKV-

FQWG). Dabei wurde die gesetzli-

che Fördersumme von rund fünf auf 

neun Millionen Euro ab dem Jahr 

2016 erhöht. So werden nun zu-

künftig deutlich bessere Rahmen-

bedingungen geschaffen, um der 

Nachfrage gerecht werden zu kön-

nen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 16: Gezählte Anrufer und registrierte Telefonberatungen am regionalen Beratungstelefon von 2011 bis 2015 
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4.4.5. Bedarfsgerechte Beratung – Das Themenspektrum 

 

Die Intention des Gesetzgebers 

war es, ein Angebot mit Beratung 

und Information zu gesundheitli-

chen und gesundheitsrechtli-

chen Fragestellungen zu schaf-

fen, um die Patientenorientierung 

im Gesundheitswesen zu stärken 

und um die gesundheitlichen 

Kompetenzen von Ratsuchenden 

zu fördern. Die Leistungsbe-

schreibung konkretisierte, dass 

Patientinnen und Patienten auf 

ein niedrigschwelliges und the-

matisch breit aufgestelltes An-

gebot treffen sollten. Sie sollten 

in ihrer Entscheidungsfähigkeit 

in Gesundheitsfragen und bei 

der Wahrnehmung ihrer Rechte 

gegenüber Kostenträgern und 

Leistungserbringern gestärkt 

werden. 

Ratsuchende konnten sich bei dem 

Informations- und Beratungsange-

bot der UPD zu allen Gesundheits-

fragen Rat und Unterstützung ho-

len. Die Themen waren nicht 

vorgegeben, sondern wurden von 

den Ratsuchenden bestimmt. Ne-

ben den gesundheitlichen und ge-

sundheitsrechtlichen Themen ge-

hörten auch psychosoziale 

Beratungsthemen zum Leistungs-

spektrum der UPD. Diese drei 

Kompetenzfelder spiegelten die Be-

raterinnen und Berater der UPD 

durch ihre Qualifikationen wider. 

Das UPD-Beratungsangebot bildete 

so eine Brücke zwischen unter-

schiedlichen Disziplinen, Versor-

gungssektoren und Indikationen. 

Innerhalb eines Beratungsge-

sprächs wurden häufig mehrere 

Themen behandelt, Fragestellun-

gen geklärt oder Problemkonstella-

tionen analysiert.  

Letzte Instanz: UPD 

Viele Anliegen drehten sich rund 

um die Kommunikation und die Ko-

ordination der medizinischen Ver-

sorgung. Auffällig war dabei die 

starke Dominanz leistungsrechtli-

cher Themen. In vielen Fällen wa-

ren Patientinnen und Patienten In-

teressenkonflikten ausgesetzt oder 

hatten schon einen langen Weg 

durch verschiedene Instanzen und 

Institutionen hinter sich. Für diese 

Ratsuchenden war die UPD oft die 

letzte Instanz, der sie sich anver-

trauten. Viele hatten Angst, waren 

verunsichert und misstrauisch ge-

genüber den Akteuren des Ge-

sundheitssystems. Die Tabelle auf 

der nächsten Seite zeigt die 15 

häufigsten Beratungsthemen seit 

Beginn des Messzeitraums mit der 

neuen Kontaktdokumentation vom 

1. April 2012 bis zum Ende der 

Förderphase 2015. 

Ansprüche und  
Patientenrechte 

In den meisten Beratungsgesprä-

chen ging es um mögliche Ansprü-

che gegenüber Kostenträgern. Dies 

betraf Umfang und Anspruchsvo-

raussetzungen, aber auch die Prü-

fung der Erfolgsaussichten zur 

Durchsetzung solcher Ansprüche. 

Ein weiterer großer Themenbereich 

waren Patientenrechte, die vor al-

lem das rechtliche Verhältnis zwi-

schen Behandlern und Patienten 

regeln. Dabei wurde zu Patienten-

rechten des bürgerlichen Gesetz-

buchs, aber auch zu Berufspflichten 

und Verhaltensnormen informiert, 

aufgeklärt und beraten. 

Finanzen 

Auch finanzielle und wirtschaftliche 

Aspekte spielten in der Beratung 

eine wichtige Rolle. Dabei ging es 

um Rechnungen, Krankenversiche-

rungsbeiträge und Eigenanteile, 

aber auch um Zuzahlungen, Fragen 

zur Belastungsgrenze, zum Heil- 

und Kostenplan sowie zu Härtefall-

regelungen bei Zahnersatz. Patien-

tinnen und Patienten suchten Hilfe 

und Unterstützung bei der Aus-

einandersetzung mit unterschiedli-

chen Versicherungslösungen und 

beitragsrechtlichen Fragestellun-

gen, bei der Beurteilung von Rech-

nungen sowie im Umgang mit fi-

nanziellen Risiken und finanzieller 

Überforderung. 

Kommunikation und 
Konflikte 

Ein immer wiederkehrendes Quer-

schnittsthema in der Patientenbera-

tung betraf schließlich das Themen-

feld der Information und Aufklärung 

sowie den Umgang mit Patienten. 

Viele Ratsuchende berichteten in 

der Beratung von einer Missach-

tung der gesetzlichen Aufklärungs-

pflichten sowie von einer sehr 

knapp bemessenen und teilweise 

auch konfliktbehafteten Kommuni-

kation im Arzt-Patienten-Kontakt.  

Sehr häufig kamen Beraterinnen 

und Berater zu der Einschätzung, 

dass Patienten falsch oder unvoll-

ständig informiert und beraten wor-

den waren. Dies betraf die Aufklä-

rung über medizinische Verfahren 

und Maßnahmen ebenso wie die 

Aufklärung über wirtschaftliche Fol-

gen bei privat abgerechneten Leis-

tungen. In engem Zusammenhang 

mit der Kommunikation stand auch 

die Bewältigung von Konflikten mit 

Leistungserbringern und Kostenträ-

gern. Am häufigsten ging es in den 

Beratungsgesprächen um Konflikte 

mit Ärztinnen und Ärzten. 
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Tabelle 2: Häufigste UPD-Beratungsthemen im Zeitraum 01.04.2012 bis Ende 2015 in Prozent 

Die 15 häufigsten Beratungsthemen der UPD Anteil 

1 Umfang und Anspruchsvoraussetzungen von Leistungen eines Kostenträgers 27,0 % 

2 Patientenrechte, Berufspflichten, Verhaltensnormen 17,5 % 

3 Prüfung der Rechtmäßigkeit von Geldforderungen und Zuzahlungen  11,8 % 

4 Mitgliedschaft sowie Versicherungs- und Kassenwechsel, Zusatzversicherungen 10,4 % 

5 Prävention, Diagnostik, Therapie einer Krankheit 10,2 % 

6 Krankheits-/Lebensbewältigung 9,7 % 

7 Erfolgsaussichten eines Rechtsbehelfs zur Durchsetzung von Ansprüchen gegen Kostenträger 9,6 % 

8 Behandlungsfehler 8,5 % 

9 Vorsorgedokumente/Betreuungsrecht 6,6 % 

10 Probleme im sozialen und beruflichen Umfeld 6,2 % 

11 Allgemeines Sozialrecht 5,0 % 

12 Verfahrensrechtliche Fragen 4,5 % 

13 Gutachten und Eignung von Gutachtern 3,6 % 

14 Wirtschaftliche und soziale Absicherung 3,0 % 

15 Nutzen und Risiken medizinischer Verfahren und Maßnahmen 2,9 % 
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 Qualitätsentwicklung und Qualifizierung 4.5.
 

4.5.1. Gute Beratung – Qualitätsmanagement in der UPD 

 

In der Leistungsbeschreibung 

war ein Bündel von Qualitätssi-

cherungs- und Qualitätsentwick-

lungsmaßnahmen gefordert, um 

gute Beratung zu gewährleisten. 

Alle im Realisierungskonzept 

geplanten Maßnahmen zur Quali-

tätsentwicklung konnten umge-

setzt werden und sind in diesem 

und den folgenden Kapiteln dar-

gelegt.  

Während der zurückliegenden För-

derphase war die bestmögliche Be-

ratung stets Anspruch und Ziel der 

UPD. Aber was ist eigentlich gute 

Patientenberatung? Auf diese Fra-

ge gibt es vermutlich viele Antwor-

ten. Eines ist jedoch sicher: Die Be-

ratung sollte die Patientinnen und 

Patienten wirksam unterstützen. 

Um Patientinnen und Patienten in 

angemessener Weise helfen zu 

können, bedarf es mehr als nur der 

Vermittlung des aktuellen Wissens. 

Gute Beratung unterstützt die Rat-

suchenden auch bei der Entwick-

lung von Handlungskompetenzen 

und gibt Hilfestellung bei der 

Krankheitsbewältigung. Im Ergeb-

nis sollten die Ratsuchenden nach 

Möglichkeit Lösungen finden, die 

sie bewusst und eigenverantwort-

lich in den eigenen Bezügen um-

setzen können.  

Diesem hochgesteckten Anspruch 

an die Wirksamkeit beraterischen 

Handelns folgend, hatte die UPD 

seit ihrer Gründung im Jahr 2001 

ein breites Instrumentarium aus ei-

ner Vielzahl von Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen entwickelt, er-

probt und in Standards und Leit-

linien überführt. Diese Elemente ei-

nes umfassenden Qualitätsmana-

gements wurden während der zu-

rückliegenden Förderphase 

genutzt, gezielt weiterentwickelt 

und angepasst.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

             3 Fragen an ... 
 

        Prof. Dr. Hans-Jürgen Seel 
 

        Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft für Beratung (DGfB)  
 
Was ist gute Beratung? 
 
Gute Beratung liefert reflexive Unterstützung bei der Bearbeitung von Problemstellungen. Sie sollte als 
Kommunikationsprozess verstanden werden, in dem mit Unterstützung professioneller, speziell ausgebil-
deter Personen praktische Probleme und Aufgabenstellungen bearbeitet werden. Gute Beratung beinhaltet 
also Lern-, Entwicklungs- oder allgemeiner: Vera ̈nderungsprozesse. 

 

Wie lassen sich solche Veränderungsprozesse bewerkstelligen? 
 

Ein wichtiger Aspekt ist hier der Anspruch an die Reflexivität der Beratung: Es sollte 
nicht nur darum gehen, Sachinformationen weiterzugeben. Reflexive Beratungen, in 
denen die Ratsuchenden sich selbst und ihre Beziehung zu anderen zum Gegenstand 
machen, können Veränderungen bewirken und Orientierung stiften. 

 
Was bedeutet das konkret für das  
Beratungshandeln? 

 
In guter Beratung dürfen keine anderen Motive und Einflüsse 
wirksam werden außer dem Interesse an einer gelingenden 
Selbstgestaltung des Lebens der Ratsuchenden in den Kontex-
ten ihrer Umgebung. 
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Fach- und Beratungs-
kompetenz 

Ein erster Bereich des Qualitäts-

managements betrifft die Qualifika-

tion und Kompetenz der Berater-

innen und Berater. Während der 

zurückliegenden Förderphase ver-

fügten sie ausnahmslos über einen 

einschlägigen Hochschulabschluss 

und wurden in einem umfassenden 

Schulungsprogramm laufend fort- 

und weitergebildet.  

Im Rahmen von Hospitationen zur 

Einarbeitung im eigenen Kompe-

tenzfeld und Hospitationen zum Er-

fahrungsaustausch in anderen Be-

ratungsstellen hatten Beraterinnen 

und Berater zudem die Möglichkeit, 

voneinander zu lernen. 

Interdisziplinarität 

Häufig betrafen die Anliegen der 

Ratsuchenden medizinische, recht-

liche und psychosoziale Aspekte 

gleichermaßen. Ein klassisches 

Beispiel sind Beratungen zu chroni-

schen Schmerzen: Inhalt der Bera-

tung waren hier oft nicht nur die 

Übersetzung von Befunden und die 

Beratung zu Nutzen und Risiken 

diagnostischer oder therapeutischer 

Verfahren, sondern auch die Ver-

ordnung von Heilmitteln und die Er-

örterung einer psychosomatischen 

Rehabilitation.  

Alle Beratungsstellen (RBS) waren 

deshalb mit Beraterinnen und Bera-

tern aus allen drei Kompetenzfel-

dern Gesundheitsrecht, Gesund-

heit/Medizin und Psychosoziales 

interdisziplinär besetzt. Ergänzt 

wurde die breite Kompetenz der 

RBS durch überregionale und spe-

zialisierte Kompetenzstellen (KOS) 

zu den Themen Arzneimittel, Hilfs-

mittel und Zahngesundheit.  

Unterstützung für  
Beratungsteams 

Eine weitere wichtige Säule des 

Qualitätsmanagements lag in der 

Unterstützung der Beraterinnen und 

Berater durch regelmäßige interne 

Qualitätsaudits, kollegiale Bera-

tung, laufende Fall- und Team-

supervision sowie durch Hinter-

grundberatung besonderer Spezia-

listen im Beratungsverbund der 

UPD (etwa bei der Recherche von 

medizinischen Informationen in 

englischsprachigen Quellen). Bei 

diesen Maßnahmen ging es vor al-

lem um inhaltliche Richtigkeit in der 

Beratung und methodische Bera-

tungskompetenz zum Beispiel bei 

der verständlichen Vermittlung der 

Inhalte, aber auch um möglichst ef-

fiziente Zusammenarbeit im Team. 

Zentrales  
Wissensmanagement 

Beratung kann nur so gut sein, wie 

die ihr zugrundeliegenden Informa-

tionen. Die Beratung in der UPD er-

folgte daher strikt auf der Grundla-

ge wissenschaftlicher Erkenntnisse, 

evidenzbasierter Informationen, ge-

setzlicher Grundlagen und aktueller 

Rechtsprechung. Um diese den Be-

raterinnen und Beratern möglichst 

leicht verfügbar zu machen, hatte 

die UPD in der Förderphase von 

2011 bis 2015 das bisherige Wis-

sensmanagement-System grundle-

gend weiterentwickelt und überar-

beitet.  

Das System enthielt nicht nur Wis-

sensdokumente und Beratungs-

standards, sondern war auch das 

Tor zu unterschiedlichen juristi-

schen und medizinischen Fachda-

tenbanken. Die Informationssuche 

wurde dabei über Rechercheleitfä-

den und Quellenhierarchien ge-

steuert. Für medizinische Hinter-

grundrecherchen stand den 

Beraterinnen und Beratern seit 

2014 ein eigens geschultes Re-

chercheteam zur Verfügung. 

Genau geprüft 

Zu einem umfassenden Qualitäts-

management gehört auch die 

Überprüfung der Standards. Die 

UPD wurde zwischen 2011 und 

2015 wie schon in den vorange-

gangenen Förderphasen durch eine 

externe Begleitforschung im Auftrag 

des GKV-Spitzenverbandes (GKV-

SV) fortlaufend evaluiert. Kernele-

mente der Untersuchungen bildeten 

regelmäßige Anrufe verdeckter 

Testnutzer mit einheitlichen Bera-

tungsszenarien, sogenannte „Hid-

den-Client-Tests“, aber auch jährli-

che Nutzerbefragungen durch das 

externe IGES Institut. 

Auch innerhalb des UPD-Verbun-

des wurde die Beratungsqualität 

regelmäßig überprüft. Bei bestimm-

ten Standards kamen auch hier 

verdeckte Tests zum Einsatz, um 

die Datenschutzvorgaben in der 

webgestützten Beratung sicherzu-

stellen. Darüber hinaus wurden alle 

Beratungskontakte detailliert und 

anonym dokumentiert und unter 

Qualitätsgesichtspunkten ausge-

wertet. In einem laufenden Monito-

ring der Träger wie auch im Rah-

men von Vor-Ort-Besuchen wurde 

die Einhaltung struktureller Vorga-

ben etwa in Hinblick auf Beratungs-

zeiten oder barrierefreien Zugang 

der Beratungsstellen überprüft.  

Die Befolgung datenschutzrechtli-

cher Vorschriften wurde durch ei-

nen externen Datenschutzbe-

auftragten überwacht und begleitet. 

Zudem konnten Ratsuchende mit 

der Einführung eines systemati-

schen Beschwerdemanagements, 

Kritik und Lob zur Beratung direkt 

an die BuGS richten. 
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4.5.2. Kompetente Berater – Qualifikation und Personalentwicklung 

 

Wesentliche Elemente der Quali-

tätsentwicklung und Qualitätssi-

cherung sind die Qualifikation 

und die Qualifizierung der Bera-

tenden. Gute Beratung erfordert 

gute Berater. Die institutionali-

sierte Patientenberatung ist je-

doch ein junges Praxisfeld mit 

einem sich noch entwickelnden 

Methodenrepertoire.  

Während der zurückliegenden För-

derphase hat die UPD – wie im Re-

alisierungskonzept geplant – me-

thodische Konzepte entwickelt, 

Standards definiert und das Be-

rufsprofil des Patientenberaters ge-

schärft. Dabei konnte letztlich auch 

eine berufliche Identität geschaffen 

werden, die sich durch Professiona-

lität, Unabhängigkeit und Nutzerori-

entierung auszeichnet.  

Die Komplexität der an die UPD 

herangetragenen Problemkonstella-

tionen erfordert teilweise ein hoch 

spezialisiertes Wissen. Fachkom-

petenz allein garantiert aber noch 

keine gelingende Beratung. Berate-

rinnen und Berater benötigen au-

ßerdem unspezifische und feld-

übergreifende Kommunikations- 

und Interventionskompetenzen. 

Hinzu kommen die Fähigkeit und 

Bereitschaft zur interdisziplinären 

Zusammenarbeit, interkulturelle 

Kompetenz und eine Reihe metho-

discher Fähigkeiten.  

Qualifikation 

Eine Grundlage für gute Beratung 

bildet die fachliche Qualifikation. 

Die Beraterinnen und Berater der 

UPD verfügten während der zu-

rückliegenden Förderphase aus-

nahmslos über einen einschlägigen 

Hochschul- oder Fachhochschulab-

schluss und in vielen Fällen auch 

über eine zusätzliche Ausbildung 

im Gesundheitswesen. Dabei wa-

ren alle erforderlichen Fachkompe-

tenzen vertreten: Rechtswissen-

schaften, Erziehungswissenschaf-

ten, Soziale Arbeit, Medizin und 

Zahnmedizin, Gesundheits- und 

Pflegewissenschaften sowie Phar-

mazie. 

Erfahrung 

Ein weiterer für die Beratungsquali-

tät relevanter Faktor liegt in der 

einschlägigen Berufserfahrung der 

Beraterinnen und Berater. Seit ihrer 

Gründung konnte die UPD einen 

erfahrenen Personalstamm auf-

bauen und weiterentwickeln. In 

Summe verfügten die Beraterinnen 

und Berater der UPD zum Ende der 

Förderphase über mehr als 1.000 

Jahre Beratungserfahrung. Die 

durchschnittliche Praxiserfahrung in 

der Patientenberatung lag deutlich 

über zehn Jahren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 17: Qualifikationen der UPD-Beraterinnen und Berater zum Stichtag 30. Juni 2015 
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Personalentwicklung 

Patientenberatung ist kein eigen-

ständig etabliertes Berufsbild. Des-

halb spielt die Fort- und Weiterbil-

dung eine entscheidende Rolle für 

die Sicherstellung der Beratungs-

qualifikation. Die Beraterinnen und 

Berater der UPD wurden in der zu-

rückliegenden Förderphase in rund 

60 Fortbildungen (webgestützt und 

vor Ort) intensiv geschult und wei-

tergebildet. Die Teilnahme an den 

im Folgenden aufgeführten Fortbil-

dungsmaßnahmen war für die Be-

raterinnen und Berater häufig ver-

pflichtend: 

 Onlineberatungskompetenz  

 Datenschutz-, straf- und zivil-

rechtliche Grundlagen und 

Folgen unserer Beratung, ins-

besondere der schriftlichen 

und webgestützten Beratung 

 Auftragsklärung im interdiszip-

linären Team 

 Teamarbeit optimieren 

 Umgang mit schwierigen Rat-

suchenden 

 Einführung in die Kurzzeit- und 

Lösungsorientierte Beratung 

 Interkulturelle Kompetenz 

 Herausfordernde Beratungssi-

tuationen 

 Einfache Sprache in Beratung 

 Einführungswissen zum  

Thema Zahn 

 Medientraining 

 Selbstfürsorge  

Darüber hinaus gab es regelmäßig 

lompetenzfeldspezifische Fortbil-

dungen zu speziellen Themen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im gesundheitsrechtlichen Kompe-

tenzfeld: 

 GBA-Richtlinien, BMW, 

Budget und mehr, was wirkt 

wie im Arzt-Patient-Verhältnis 

 Versicherungsrechtliche Fra-

gestellungen im europäischen 

Kontext 

 Krankheitsbewältigung: Mit-

wirkungspflichten und Daten-

schutz – Ein Spannungsfeld 

 Beihilfe: Beratungsinhalt 

und -grenzen 

Im gesundheitlich-medizinischen 

Kompetenzfeld: 

 Diagnostik: Treffsicherheit - 

Fallstricke - IGeL und keiner 

findet was  

 Recherche nach evidenzba-

sierten Informationen 

 Augenkrankheiten 

 Onlineseminar zu den Themen 

Glaukom und Recherchequel-

len für evidenzbasierte Arz-

neimittelinformationen 

 Chronische Kreuzschmerzen: 

Diagnostik, Behandlungsmög-

lichkeiten und Versorgungs-

strukturen  

 Der Rechercheleitfaden und 

das Rechercheteam in der 

UPD: neue Möglichkeiten der 

Suche nach evidenzbasierten 

Informationen 

Im psychosozialen Kompetenzfeld: 

 Umgang mit Trauer und Ver-

lust in der Beratung 

 Einführung in das Sozialrecht 

 Krankheitsbewältigung – Mit-

wirkungspflichten und Daten-

schutz – ein Spannungsfeld 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Depression: Krankheitsbild/er, 

Versorgungsstrukturen 

und -modelle, aktuelle Verfah-

ren der psychotherapeuti-

schen Depressionsbehand-

lung; Umgang mit depressiven 

Menschen in der Beratung 

Sämtliche Veranstaltungen wurden 

zentral über die Bundesgeschäfts-

stelle (BuGS) organisiert und 

durchgeführt, z.T. mit externen, z.T. 

mit internen Referenten. Für die 

Auswahl der Themen war entschei-

dend, welche Bedarfe die Beraten-

den zurückgemeldet haben, aber 

auch welche neuen Arbeitsweisen 

verankert werden sollten, z.B. die 

Beratung mit evidenzbasierten In-

formationen oder die Schärfung im 

Beratungskonzept zu Kurzzeit- und 

Lösungsorientierung. Auch die Er-

gebnisse der externen Evaluation 

durch das IGES wurden bei der 

Fortbildungsplanung berücksichtigt, 

insbesondere im gesundheitlich-

medizinischen Kompetenzfeld wur-

den die Berater fachlich nachge-

schult. Aber auch die Verbesserung 

der Beratungskompetenzen stand 

im Fokus, v.a. für die Beratenden 

aus den juristischen und medizini-

schen Kompetenzfeldern. 

Neben der Schulung der Berater 

wurden in den Veranstaltungen 

auch der Umgang mit diesen The-

men in der Beratung festgelegt und 

die Grenzen bzgl. der Beratungstie-

fe und des Umfangs der UPD Bera-

tung definiert.  

Die Erfahrungen aus den ersten 

fünf Jahren der Regelversorgung 

wurden zum Ende der Förderphase 

in einem Curriculum zusammenge-

führt, das vor allem die Einarbei-

tung neuer Beraterinnen und Bera-

ter regelt.  

 

 

1.000 

 

In Summe verfügten die Beraterinnen  
und Berater der UPD im Jahr 2015 über 
mehr als 1.000 Jahre Erfahrung in der 
Patientenberatung. Zum Ende der      
Förderphase hatte jeder einzelne  
UPD-Berater im Schnitt mehr als  
10 Jahre Beratungserfahrung. 
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              „Professionelle Berater müssen  
              wissen, wie sie Gespräche führen,  
              wie sie eine konstruktive Vertrauensbe-
ziehung aufbauen, wann und mit welchen Kon-
sequenzen sie etwas ansprechen, wann es an-
gemessen ist, eher lenkend, leitend, emotional 
stützend, reflexiv oder konfrontativ zu sein. Sie 
müssen mit Konflikten umgehen, kulturelle Viel-
falt berücksichtigen, Ressourcen ermitteln, 
Netzwerke einbeziehen und Unterstützungsquel-
len aktivieren können. Vor allem aber müssen sie 
wissen, auf welchen Wegen sie Veränderungen 
initiieren können.“  
 

Prof. Dr. Frank Nestmann 
 

Ehemaliger Inhaber der Professur für Beratung und soziale Be-
ziehungen an der Technischen Universität Dresden 

“ 
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4.5.3. Curriculum Patientenberatung – Die Handlungskompetenz von Beratern 

 

Über welche Fähigkeiten und 

welches Wissen sollte ein Patien-

tenberater verfügen? Auf diese 

Frage hat die UPD eine Antwort 

gefunden. Im Verlauf der Förder-

phase wurde – wie im Realisie-

rungskonzept angekündigt – ein 

Curriculum entwickelt, das die 

Grundlagen für ein gemeinsames 

Beratungsverständnis schafft 

und die Einarbeitung neuer Bera-

terinnen und Berater erleichtert. 

Es beinhaltet Basiswissen eben-

so wie grundlegende berateri-

sche Fähigkeiten und Methoden 

und baut auf den Erfahrungen 

aus dem Beratungsalltag auf. 

Ein großer Bereich der Schulungs-

module betrifft die Fachkompetenz 

in den Bereichen Gesundheit und 

Medizin, Recht und Psychosozia-

les.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dabei erfordert die interdisziplinäre 

Zusammenarbeit auch ein Basis-

wissen in den jeweils fachfremden 

Disziplinen. Zum Grundwissen aller 

Beraterinnen und Berater gehörten 

in der zurückliegenden Förderpha-

se unter anderem Kenntnisse in 

den Bereichen: 

 Sozial- und Leistungsrecht  

 Patientenrechte und Berufs-

pflichten 

 Behandlungsfehler 

 Struktur und Funktionsweise 

der gesundheitlichen Versor-

gung 

 häufig nachgefragte Krank-

heitsbilder 

 Untersuchungs- und Behand-

lungsverfahren 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Gesundheitskonzepte und 

Krankheitsmodelle 

 Prävention und Früherken-

nung  

 Gesundheits- und Sozialpolitik 

Darüber hinaus beinhaltet das Cur-

riculum eine Reihe von Schulungs-

modulen zu den in der Patientenbe-

ratung erforderlichen Methoden-

kompetenzen: 

 Gesprächsführungstechniken 

 Steuerung des Beratungspro-

zesses 

 Theorien und Konzepte psy-

chosozialer Beratung 

 sozialpsychologische Konzep-

te zur Interaktion 

 lösungs- und ressourcenorien-

tierte Beratung 

 kommunikationswissenschaft-

liche Konzepte und Methoden 

zum Einsatz der Beratungs-

formen (persönlich, telefo-

nisch, online) 

 Recherche und Bewertung 

von Gesundheitsinformationen  

 Umgang mit relevanten Da-

tenbanken und Informations-

quellen 

Abgerundet wird das Curriculum 

durch Schulungsangebote zur 

Selbst- und Sozialkompetenz. Hier-

zu zählen Themen wie: 

 interkulturelle Kompetenz und 

Umgang mit Diversität 

 Unabhängigkeit im Beratungs-

handeln 

 Zusammenarbeit im interdis-

ziplinären Team 

 emotionale Abgrenzung und 

professionelle Distanz  

 Selbstmanagement in der Be-

ratungsarbeit 

Das Curriculum Patientenberatung 

ist gewissermaßen die Grundaus-

stattung, die Beraterinnen und Be-

rater für ihre tägliche Arbeit von der 

UPD erhalten haben.  
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4.5.4. Best verfügbares Wissen – Aktuelle und evidenzbasierte Informationen  

 

Gemäß der Leistungsbeschrei-

bung, sollte die Beratung zu me-

dizinischen Fragestellungen auf 

der Grundlage evidenzbasierter 

Informationen erfolgen. Um die-

ses Vorgabe auch tatsächlich 

halten zu können, wurde in der 

zurückliegenden Förderphase 

eine komplexe Methode zur Evi-

denzbasierung beraterischen 

Handelns entwickelt und einge-

führt.  

Bislang hatte die evidenzbasierte 

Medizin mit ihren Methoden und 

Arbeitsweisen vor allem die Erstel-

lungspraxis schriftlicher Patienten-

information geprägt und verändert. 

Für das Handlungsfeld der Bera-

tung lagen jedoch noch keine etab-

lierten Methoden und Konzepte vor. 

Eine besondere Herausforderung 

bestand dabei in der Tatsache, 

dass Ergebnisse im Beratungsall-

tag innerhalb kürzester Zeit benö-

tigt wurden. Gleichzeitig waren die 

zeitlichen Ressourcen der Berate-

rinnen und Berater unter dem zu-

nehmenden Nachfragedruck deut-

lich begrenzt. 

Entwicklungs- 
partnerschaft 

Um die Beratung auf Basis des 

besten verfügbaren Wissens si-

cherstellen zu können, begann die 

UPD bereits zu Beginn der Förder-

phase mit der Entwicklung einer 

Methode zur fokussierten Recher-

che nach evidenzbasierten Informa-

tionen. Ein zentraler Entwicklungs-

partner war dabei das Institut für 

Qualität und Wirtschaftlichkeit im 

Gesundheitswesen (IQWiG), das 

den gesamten Prozess fachlich be-

gleitete und durch seine Metho-

denkompetenz maßgeblich unter-

stützte.  

Im Verlauf der Förderphase wurden 

die einzelnen Bestandteile der Me-

thodik Stück für Stück entwickelt, 

erprobt und eingeführt. Im Ergebnis 

durchlief eine medizinische Anfrage 

in der UPD je nach Fragestellung 

unterschiedliche Bearbeitungspro-

zesse in einem gestuften Verfah-

ren. 
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              „Es kann viele Gründe geben,  
             um von seinem Arzt oder  
            seiner Krankenkasse ent- 
        täuscht zu sein. Um die Ursachen 
sortieren zu können, brauchen die 
Beraterinnen und Berater der UPD 
auch eine solide Einschätzung, was 
medizinisch sinnvoll und realistisch 
ist. Das geht nur evidenzbasiert. Für 
die UPD und uns war es eine kreative 
Herausforderung, gemeinsam das 
Fundament für ein Wissenssystem zu 
legen, das Evidenzbasierung und 
Tauglichkeit für den Beratungsalltag 
miteinander verbindet. Wir haben 
gesehen, dass gute Beratung mehr 
ist als verlässliche Information. Aber 
auch, dass es ohne verlässliche  
Information keine gute Beratung  
geben kann.“ 
 

Dr. Klaus Koch 
 

Ressortleiter Gesundheitsinformation am  
Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im 
Gesundheitswesen 

“ 
 



 

53  

 
 
 
                       Strukturen, Prozesse, Ergebnisse  

Fokussierte Recherche 

In einem ersten Schritt wurden mit 

Hilfe des sogenannten PICO-

Schemas im Beratungsprozess die 

Fragestellungen der Ratsuchenden 

definiert. Sofern im UPD-eigenen 

Wissensmanagement-System hier-

zu keine Informationen vorlagen, 

wurde eine fokussierte Recherche 

in deutschsprachigen Quellen 

durchgeführt. Dabei kamen 16 ver-

schiedene Datenbanken und Infor-

mationssysteme zum Einsatz.  

Spezialisten für  
internationale Quellen 

Waren in deutscher Sprache keine 

Informationen verfügbar, wurde die 

Frage an ein internes Recherche-

team weitergeleitet. Diese speziell 

geschulten Beraterinnen und Bera-

ter führten innerhalb kurzer Zeit ei-

ne weitergehende Suche in eng-

lischsprachigen Quellen durch. 

Gesucht wurde dabei nach relevan-

ten Leitlinien, systematischen 

Übersichtsarbeiten und anderen 

Evidenzsynthesen. Als Quellen 

dienten in der Regel die gängigen 

Point-of-Care-Systeme (zum Bei-

spiel UpToDate, DynaMed), Med-

line und die Chochrane Library. 

Hintergrundberatung 

Neben den vorgesehenen Recher-

chestufen hatten Beraterinnen und 

Berater in der UPD die Möglichkeit, 

medizinische Hintergrundberatung 

durch eine methodisch besonders 

geschulte Ärztin zu nutzen. Das 

Angebot richtete sich an alle Bera-

terinnen und Berater, die zu einer 

medizinischen Fragestellung kei-

nerlei Evidenz finden konnten oder 

sich rückversichern wollten.  

Kompetenzstellen 

Darüber hinaus hatten Beraterinnen 

und Berater die Möglichkeit, Hinter-

grundberatung durch die überregio-

nalen Kompetenzstellen (KOS) zu 

den Themen Arzneimittel, Hilfsmit-

tel und Zahngesundheit in An-

spruch zu nehmen. Damit war eine 

weitere Anforderung des Fördermit-

telgebers erfüllt. In komplexen Fäl-

len konnten Ratsuchende auch di-

rekt an die KOS für Arzneimittel 

und Zahngesundheit verwiesen 

werden. Neben den UPD-eigenen 

KOS war auch der Krebsinformati-

onsdienst des Deutschen Krebsfor-

schungszentrums in diese Hinter-

grundberatung eingebunden und 

unterstützte die Beraterinnen und 

Berater speziell bei Fragestellun-

gen zu Krebserkrankungen. 

Rechercheleitfäden 

Zur Vereinheitlichung der Arbeits-

weise wurden die betreffenden 

Prozesse und Vorgehensweisen in 

Rechercheleitfäden festgeschrie-

ben. Sie beschrieben übersichtlich 

die Vorgehensweise zur Suche 

nach evidenzbasierten Informatio-

nen für Beraterinnen und Berater, 

die methodische Vorgehensweise 

des Rechercheteams und die Zu-

sammenarbeit zwischen Beraten-

den und dem Rechercheteam. 

Gut geschult 

Neben den schriftlichen Recherche-

leitlinien wurden alle Beraterinnen 

und Berater während des gesamten 

Entwicklungsprozesses in den Me-

thoden und Arbeitsweisen der evi-

denzbasierten Medizin wie auch in 

den konkreten Arbeitsabläufen der 

Recherche umfassend geschult. 

Auf einer zweiten Qualifizierungs-

schiene wurde ein Ausbildungspro-

gramm für die Beraterinnen und 

Berater des Rechercheteams ent-

wickelt.  

Evidenzbasiertes  
Wissen 

Um zeitaufwändige Doppelrecher-

chen zu vermeiden, wurden alle 

Rechercheergebnisse des Recher-

cheteams dokumentiert und im 

Wissensmanagement-System ver-

fügbar und auffindbar gemacht. 

Auch die Beraterinnen und Berater 

hatten die Möglichkeit, Recher-

cheergebnisse einzustellen. Diese 

wurden nach fachlicher Prüfung al-

len Beraterinnen und Beratern zu-

gänglich gemacht. 

IT-gestützte Workflows 

Alle beschriebenen Arbeitsprozes-

se wurden durch die IT-Anwen-

dungen der UPD optimal unter-

stützt. Eigens hierfür wurde das im 

Wissensmanagement eingesetzte 

Wiki-System angepasst und durch 

Anwendungen zur Aufgabenverwal-

tung und Prozesssteuerung erwei-

tert. 
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Abbildung 18: Methode zur Evidenzbasierung beraterischen Handelns in der UPD 
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4.5.5. Zentraler Wissenspool – Das Informationsmanagement 

 

Zur zentralen Steuerung der Be-

ratungsqualität gehörte laut Leis-

tungsbeschreibung auch ein 

zentrales Wissensmanagement. 

Angesichts der Themenbreite 

und Vielschichtigkeit vieler Pati-

entenanliegen standen die Bera-

terinnen und Berater der UPD in 

vielen Gesprächen vor besonde-

ren Herausforderungen. Eine der 

Lösungen lag im Ausbau des 

Wissensmanagements hin zu ei-

nem maßgeschneiderten Wiki-

System mit interdisziplinärem 

Zuschnitt wie im Realisierungs-

konzept beschrieben. 

Die Entwicklung eines leistungsfä-

higeren Wissensmanagement-

Systems für die professionsüber-

greifende Beratung war eines der 

wichtigsten Projekte der zurücklie-

genden Förderphase. Das Ziel: 

höchstmögliche Beratungsqualität 

für jedes individuell gelagerte An-

liegen.  

Eingeführt wurde das neue intra-

netbasierte Wiki im Frühjahr 2014. 

Es stellte den Beraterinnen und Be-

ratern qualifiziertes Beratungswis-

sen in abgestimmten Informations-

bausteinen zur Verfügung. Zudem 

wurden darüber Beratungsstan-

dards zugänglich gemacht, Arbeits-

hilfen bereitgestellt und Raum für 

interne Kommunikation geschaffen. 

Das bisherige Wissensmanage-

ment wurde damit stark ausgebaut 

und weiter professionalisiert. 

Interdisziplinärer  
Wissenspool 

Ein erstes Merkmal des neuen 

Wissensmanagements war die 

Überwindung der Professionsgren-

zen, um komplexe Anfragen noch 

besser beantworten zu können. 

Denn selten waren die Anliegen der 

Patientinnen und Patienten aus-

schließlich medizinischer, juristi-

scher oder psychosozialer Natur. 

An dieser Stelle erforderte ein in-

terdisziplinärer Beratungsansatz 

auch einen interdisziplinären Wis-

senspool mit durchlässigen Gren-

zen zwischen den Kompetenzbe-

reichen.  

Strukturlogik der  
Beratung 

Das Wiki der UPD erlaubte eine 

nahtlose Integration der Informatio-

nen aus den drei Kompetenzberei-

chen in eine gemeinsame Struktur. 

Dabei orientierte es sich nicht an 

den Logiken und Denkweisen der 

einzelnen wissenschaftlichen Dis-

ziplinen. Es griff vielmehr den Bera-

tungsprozess auf, den Beraterin-

nen, Berater und Ratsuchende 

gemeinsam durchlaufen.  

Entlang solcher Beratungspfade 

wurden die entsprechende aktuelle 

Rechtsprechung, evidenzbasierte 

Behandlungsinformationen und 

psychosoziale Interaktionshilfen 

zusammengeführt. 

Erste Orientierung 

Meist konnten Beraterinnen und 

Berater im Beratungsgespräch 

schon nach kurzer Zeit ausmachen, 

welche Themen von den Ratsu-

chenden angesprochen wurden. 

Analog zu dieser ersten Einordnung 

lieferte das Wissensmanagement 

auf einer thematisch entsprechen-

den Einstiegsseite eine zügige Ori-

entierung und Hinweise auf mögli-

che beraterische Herausforde-

rungen. Vor allem enthielt die Ein-

stiegsseite eine Übersicht über ty-

pische Fallkonstellationen, um ei-

nen möglichst schnellen Einstieg in 

die Beratung zu gewährleisten.  

Fragen und Antworten 

In den Fallkonstellationen wurden 

ausgehend von häufig auftretenden 

Anfragen typische Problemzusam-

menhänge Ratsuchender aufgegrif-

fen und beschrieben. Jede Konstel-

lation enthielt abgestimmte Hinwei-

se auf Lösungsoptionen und 

Handlungswissen für die Beratung.  

Zudem mündete sie in eine Reihe 

kleinteiliger Beratungsinformatio-

nen. Diese waren in Frage-Antwort-

Form abgefasst und lieferten um-

fassende, verständlich formulierte 

und im Beratungsprozess schnell 

verwertbare Antworten. 

Verweisprofile 

Ergänzt wurden die Beratungsin-

formationen zu den unterschied-

lichsten Inhalten durch qualifizierte 

Verweisinformationen, die im Rah-

men der Lotsenfunktion der UPD 

erstellt und gepflegt wurden. Sie 

enthielten die Profile von vertrau-

enswürdigen Institutionen und Ko-

operationspartnern, an die Ratsu-

chende verwiesen werden konnten. 

Außerdem konnten die Beraterin-

nen und Berater dort nachlesen, an 

welchen Schnittstellen und in wel-

chen Fällen ein Verweis sinnvoll 

gewesen wäre. 
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Abbildung 19: Ausschnitte des zentralen Wissensmanagements im Wiki der UPD 
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Abbildung 20: Strukturlogik des Wissensmanagements 

 

 

 

 

Schwarmintelligenz 

Während die Beratungsinformatio-

nen der UPD zentral bereitgestellt 

wurden, hatten Beraterinnen und 

Berater zudem die Möglichkeit, ei-

gene Rechercheergebnisse einzu-

speisen. Hierzu standen ihnen im 

Wissensmanagement der UPD eine 

Reihe von medizinischen und juris-

tischen Fachdatenbanken zur Ver-

fügung. Die Recherchen wurden 

durch ein Wissensmanagement-

Team in der UPD-Bundesge-

schäftsstelle geprüft und im Wiki 

zugänglich gemacht. So konnten 

Doppelrecherchen vermieden und 

der Wissensbestand in hohem 

Tempo vergrößert werden. Gleich-

zeitig konnte das Wissensma-

nagement schnell auf aktuelle 

Themen und Informationsbedarfe 

reagieren. 

Abgucken erwünscht 

Um zu möglichst vielen Indikatio-

nen und Fragestellungen Antworten 

bereitzuhalten, wurden neben der 

Erstellung eigener Beratungsinfor-

mationen auch externe Inhalte etwa 

vom Ärztlichen Zentrum für Qualität 

in der Medizin (ÄZQ) oder der Ar-

beitsgemeinschaft der Wissen-

schaftlichen Medizinischen Fach-

gesellschaften (AWMF) im Wiki 

eingebunden.  

Außerdem wurden die evidenzba-

sierten Gesundheitsinformationen 

des Instituts für Qualität und Wirt-

schaftlichkeit im Gesundheitswesen 

(IQWiG) vollständig integriert und 

für die Beratung direkt zugänglich 

gemacht. 

 

Das Tor zum Wissen 

Da der Umfang an Wissen in der 

Medizin und den Rechtswissen-

schaften kaum überschaubar ist, 

konnte natürlich nur das am häu-

figsten nachgefragte Wissen direkt 

im Wissensmanagement-System 

vorgehalten und aufbereitet wer-

den.  

Jenseits dieses sicheren Terrains 

sind Beraterinnen und Berater auf 

die eigene Recherche angewiesen. 

Hierzu konnten sie in den verschie-

denen medizinischen und juristi-

schen Fachdatenbanken, die im 

Wissensmanagement der UPD be-

reitgehalten wurde, recherchieren. 
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 Ratsuchenden entgegenkommen – 4.6.
Die Zielgruppenarbeit 

 

Parallel zum Regelbetrieb der 

UPD sollten innovative Zu-

gangswege zu Zielgruppen, die 

für Beratungsangebote als 

schwer erreichbar gelten, erprobt 

werden. Die bloße Bereitstellung 

eines Beratungsangebots allein 

reichte erwartungsgemäß nicht 

aus, um all jene Zielgruppen zu 

erreichen, die die Unterstützung 

in besonderer Weise benötigten. 

Deshalb wandte sich die UPD im 

Rahmen intensiver Zielgruppen-

arbeit all jenen Menschen zu, die 

mit besonderen Gesundheitsrisi-

ken behaftet und für Unterstüt-

zungsangebote schwer erreich-

bar sind. 

Untersuchungen haben gezeigt, 

dass große Teile der deutschen 

Bevölkerung eine problematische 

Gesundheitskompetenz aufweisen. 

Diese Menschen haben Schwierig-

keiten, Gesundheitsinformationen 

zu finden, zu verstehen und in den 

eigenen Handlungskontext zu über-

tragen. Sie verfügen über eine ge-

ringe Kenntnis des Gesundheits-

systems und haben nicht selten ein 

erhöhtes Krankheitsrisiko. Beson-

ders betroffen sind ältere Men-

schen, Menschen mit Migrations-

hintergrund, geringem Einkommen 

und geringem Bildungsgrad sowie 

Menschen mit chronischen Erkran-

kungen. 

Zielgruppe verfehlt? 

Während der Unterstützungsbedarf 

in den benannten Zielgruppen be-

sonders groß ist, werden Informa-

tions- und Beratungsangebote vor 

allem von Menschen mit mittlerem 

und hohem Bildungsgrad genutzt. 

In der Folge sind die gesundheitlich 

hoch vulnerablen Zielgruppen in 

solchen Unterstützungsangeboten 

meist unterrepräsentiert. Vor die-

sem Hintergrund wurde in Abstim-

mung mit dem Beirat des GKV-

Spitzenverbands (GKV-SV) in der 

UPD eine Vielzahl von Maßnahmen 

ergriffen, um schwer erreichbare 

Zielgruppen direkt anzusprechen 

und besser unterstützen zu können. 

Keine aufsuchende  
Beratung 

Zur Ansprache schwer erreichbarer 

Zielgruppen werden häufig aufsu-

chende Unterstützungsangebote 

geschaffen, die die sogenannte 

„Komm-Struktur der Beratung“ 

überwinden und aktiv auf Betroffe-

ne zugehen. Der damit verbundene 

Ressourcenaufwand ist jedoch 

hoch. Zudem war das Angebot auf-

suchender Beratung im Rahmen 

der Förderung explizit ausge-

schlossen worden. Um dennoch die 

Erreichbarkeit der UPD für vul-

nerable Zielgruppen zu verbessern, 

wurde im Verlauf der Förderphase 

eine Strategie verwirklicht, die vor 

allem auf die Vernetzung mit Multi-

plikatoren setzte. 
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Soziale Orte 

Der Kern des Ansatzes bestand da-

rin, Mitglieder sozial schwacher Mil-

lieus anhand ihrer gemeinsamen 

Verhaltensdispositionen und an-

hand sozialer Bezüge zu identifizie-

ren. Unter Einbindung externer Ko-

operationspartner wurden 

Interventionsstrategien entwickelt, 

zum Beispiel aktivierende Frage-

runden, durch die Mitglieder dieser 

Millieugruppe in ihren Bezügen 

auch tatsächlich erreicht wurden.  

Die Beratung fand dabei weiterhin 

in der regionalen Beratungsstelle 

oder am Telefon statt. Anders als 

zuvor, wurden die Ratsuchenden 

aber sehr viel aktiver in ihren Le-

benswelten angesprochen.  

Netzwerkarbeit 

Ermöglicht wurde die gezielte An-

sprache schwer erreichbarer Ziel-

gruppen durch die Schaffung eines 

Netzwerks aus Ämtern und freien 

Trägern aus den Bereichen Arbeit, 

Bildung, Gesundheit und Soziales 

wie auch aus Einrichtungen, 

Dienstleistungszentren oder Treff-

punkten in sozial schwachen Nach-

barschaften.  

Darüber hinaus wurden methodi-

sche Ansätze und didaktische Kon-

zepte zur geschlechtsspezifischen 

Ansprache erwerbsloser Frauen 

und Männer sowie zur Ansprache 

von Langzeitarbeitslosen erfolg-

reich erprobt. Teilnehmer ge-

schlechtshomogener Gruppen, die 

von Männern besucht wurden, pro-

fitierten insbesondere von didakti-

schen Angeboten, die es ihnen er-

möglichte, einen persönlichen Be-

zug zu Gesundheitsthemen herzu-

stellen. Fragerunden, die in Form 

eines Wettbewerbs (Quiz) umge-

setzt wurden, erwiesen sich als be-

sonders geeignet. Ähnlich positiv 

wirkte sich die heterogene Zusam-

mensetzung der Gruppe, z.B. in 

Bezug auf das Alter, aus. Für ho-

mogene Frauengruppen scheint 

dieses Vorgehen weniger geeignet. 

Hier standen methodisch ermuti-

gende Strategien, sich für die Um-

setzung von Patientenrechten ein-

zusetzen, im Vordergrund.  

Ein weiteres Projekt richtete sich an 

chronisch Kranke, die von Aus-

steuerung aus dem Krankengeld 

bedroht waren. Ein regionales 

Merkblatt mit den wichtigsten In-

formationen zum Thema Kranken-

geld und Aussteuerung wurde er-

stellt. 

Anstrengungen zahlten 
sich aus 

Flankierend zu den beschriebenen 

Aktivitäten wurden die Beraterinnen 

und Berater zu zielgruppenspezifi-

schen Beratungsthemen, Bedürf-

nissen und Zugangswegen ge-

schult und mit Materialien 

unterstützt. So wurde beispielswei-

se ein bundesweites Adressver-

zeichnis mit Anlaufstellen und Ein-

richtungen für Erwerbslose auf 

Basis von online verfügbaren 

Adressverteilern und Informationen 

aufgebaut.  

Die Strategie der regionalen Ver-

netzung mit Multiplikatoren ging auf 

und hat den Zugang zu schwer er-

reichbaren Zielgruppen verbessert. 

So konnte beispielsweise der Anteil 

der Erwerbslosen unter den Ratsu-

chenden der UPD gesteigert wer-

den: Im Jahr 2014 lag dieser bei 

9,8 Prozent (Quelle: UPD-

Kontaktdokumentation) gegenüber 

einem Bundesdurchschnitt von 

6,7 Prozent (Quelle: Statistisches 

Bundesamt).  
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4.6.1. Beratung spricht viele Sprachen – Die muttersprachliche 
Patientenberatung 

 

Ernst gemeinte Zielgruppenar-

beit trägt der Tatsache Rech-

nung, dass in Deutschland viele 

Millionen Menschen mit Migrati-

onshintergrund leben. Die Leis-

tungsbeschreibung des Förder-

mittelgebers sah vor, ein 

spezielles Angebot für Ratsu-

chende mit Migrationshinter-

grund anzubieten. Die mutter-

sprachliche Patientenberatung 

der UPD musste deshalb nicht 

nur unterschiedliche Sprachen 

sprechen: Sie musste sich einem 

Prozess der interkulturellen Öff-

nung stellen, der nicht nur 

sprachlichen, sondern auch kul-

turellen Zugangsbarrieren ent-

gegenwirkte.  

Fast jede fünfte in Deutschland le-

bende Person ist zugewandert oder 

stammt in zweiter oder dritter Ge-

neration von zugewanderten Men-

schen ab. Damit gehen auch An-

forderungen an die gesundheitliche 

Versorgung einher, denn das Ge-

sundheitssystem muss sich auf ei-

ne vielfältige Gesellschaft einstel-

len. Um den sprachlichen, 

kulturellen, religiösen und soziokul-

turellen Besonderheiten von Men-

schen mit Migrationshintergrund 

Rechnung tragen zu können, hatte 

die UPD ein muttersprachliches Be-

ratungsangebot in türkischer und 

russischer Sprache konzipiert und 

eingeführt.  

Beratung auf Türkisch 
und Russisch 

Das Angebot in türkischer und rus-

sischer Sprache setzte sich aus ei-

ner Vor-Ort-Beratung in fünf regio-

nalen Beratungsstellen (RBS in 

Berlin, Stuttgart und Ludwigshafen 

auf Türkisch, RBS in Dortmund und 

Nürnberg auf Russisch), einem 

kostenfreien bundesweiten Bera-

tungstelefon und verschiedenen In-

formationsangeboten in türkischer 

und russischer Sprache zusam-

men.  

Finanziert wurde die muttersprach-

liche Beratung durch den Verband 

der privaten Krankenversicherung. 

Während der letzten fünf Jahre 

wurden insgesamt knapp 13.000 

Ratsuchende in türkischer oder 

russischer Sprache beraten. Der 

Anteil der Menschen mit Zuwande-

rungsgeschichte unter allen Ratsu-

chenden der UPD konnte entspre-

chend gesteigert werden. 

Vertrauen schaffen 

Wie die Erfahrungen der mutter-

sprachlichen Patientenberatung 

zeigten, ging es den Ratsuchenden 

nicht nur um die Überwindung von 

Sprachbarrieren. Vielmehr ging es 

vielen Patientinnen und Patienten 

auch um eine kultursensible Bera-

tung: In vielen Kulturkreisen ist 

gänzlich unbekannt, was eine Bera-

tungsstelle überhaupt ist und wozu 

es sie gibt. 

Außerdem hatten gerade Migran-

tinnen und Migranten häufig 

schlechte Erfahrungen mit Behör-

den und Institutionen gesammelt 

und ein massives Misstrauen ent-

wickelt. Vielen war es schließlich 

unangenehm, öffentliche bzw. au-

ßerfamiliäre Hilfe anzunehmen. 

Vertrauensaufbau war in der Bera-

tung deshalb eine wichtige Aufga-

be, die oft viel Zeit kostete. Dabei 

war es sehr förderlich, dass die Be-

raterinnen und Berater der UPD 

aus einem den Ratsuchenden ver-

trauten Kulturkreis stammten. 

  



 

61  

 
 
 
                       Strukturen, Prozesse, Ergebnisse  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
  

Interkulturelle Kompetenz 
 
Interkulturelle Kompetenz ist integraler Bestandteil professionellen berateri-
schen Handelns. Sie bezeichnet die Fähigkeit von Menschen, „das Andere“ an-
zuerkennen und mit Individuen und Gruppen anderer Kulturen erfolgreich und 
angemessen zu interagieren. Sie setzt eine ständige Selbstreflexion voraus und 
ergibt sich aus dem Zusammenspiel persönlicher Fähigkeiten, fachlicher Kennt-
nisse und einer inneren Grundhaltung der Offenheit und des Lernens. 
 
Die Sicherstellung und Förderung interkultureller Kompetenz unter den Berate-
rinnen und Beratern war während der zurückliegenden Förderphase Bestandteil 
eines organisationsübergreifenden Prozesses der interkulturellen Öffnung im 
Beratungsverbund der UPD. Dieser Prozess bildete eine Querschnittsaufgabe, 
die sich ebenso wie das Qualitätsmanagement wie ein roter Faden durch alle 
Aktivitäten hindurchzog.  
 
Bestandteil dieser Aufgabe waren neben der Entwicklung zielgruppenspezifi-
scher Angebote auch die bevorzugte Beschäftigung von Beraterinnen und Bera-
tern mit Migrationshintergrund sowie eine interkulturelle Ausrichtung des Quali-
tätsmanagements. Auf diese Weise konnten Zugangsbarrieren und Abgren-
zungsmechanismen in der Beratung abgebaut werden, um Migrantinnen und 
Migranten die Nutzung des Beratungsangebots zu erleichtern. 
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                   „Die muttersprachliche unabhängige  
                    Patientenberatung hat sich als eine von  
                   den Betroffenen und allen Beteiligten  
                  anerkannte Dienstleistung sehr gut  
             etablieren können. Die hervorragende Arbeit 
der UPD zeichnete sich insbesondere dadurch aus, 
dass sie sowohl als Sprachmittler aber insbesonde-
re als Kulturmittler agieren konnte. Erfahrungswerte 
weisen auf, dass die Sprachkompetenz allein oft 
nicht ausreicht. In der Krankheitsrealität von Pati-
enten mit türkischer Herkunft beispielsweise spielt 
die ganzheitliche Auffassung von Körper, Sympto-
matik und Krankheit eine entscheidende Rolle. Fer-
ner drücken Patienten türkischer Herkunft ihr Lei-
den häufig in Organchiffren aus, die oft missver-
standen werden. Deshalb ist bei der Arbeit mit die-
ser Zielgruppe ein hohes Maß an interkultureller 
Kompetenz und Kenntnisse über kulturelle und reli-
giöse Unterschiede von großer Bedeutung. Diesen 
Anforderungen ist die UPD mit ihren sehr kompe-
tenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hervorra-
gend nachkommen. Mit dem muttersprachlichen, 
kulturspezifischen und an der Biographie unter-
schiedlicher Migrantengruppen ausgerichteten Be-
ratungsansatz konnten Migrantinnen und Migran-
ten zielgerichtet durch das Gesundheitssystem 
gelotst werden. Durch diese wertvolle Arbeit wurde 
eine gleichberechtigte Partizipation ermöglicht.“ 
 
Ayşe Demir  
 

Vorstandssprecherin des türkischen Bundes                                       
Berlin-Brandenburg 

“ 
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„In den Jahren ihres Bestehens hat  
sich die muttersprachliche unab- 
hängige Patientenberatung hervor- 
ragend etablieren können. Mit den  
Mitarbeitenden, die nicht nur die  
Sprache der Zugewanderten sprachen,  
sondern sich durch persönliche Erfahrung in den 
Gesundheitssystemen sowohl der Herkunftsländer 
wie auch in Deutschland auskannten, konnte die 
Beratungsstelle als Kulturmittler agieren. Sie  
vermittelte so neben den Fachkenntnissen auch die 
Zugangswege, die vielen Zugewanderten aufgrund 
der anderen kulturellen Prägung sonst  
verschlossen blieben. Auch die mit den Ratsuchen-
den über Jahre aufgebaute und in den Communities 
verankerte persönliche Beziehung seitens der Bera-
ter führte dazu, dass die Stelle sehr gut angenom- 
                  men wurde. Die Informationen zum  
                  Gesundheitssystem konnten so einer 
                  ganzen Gruppe der Bevölkerung näher- 
                  gebracht werden. Die UPD organisierte 
Veranstaltungen und wirkte als Gelenkstelle zwi-
schen den Kassen und den Patienten. Damit hat die 
muttersprachliche Beratung der UPD in den letzten 
Jahren einen großen Beitrag zur gleichberechtigten 
Teilhabe der Zugewanderten am Gesundheitssys-
tem geleistet.“ 
 
Diana Liberova  
 

Nürnberger Stadträtin und Vorstandsmitglied der  
Bayerischen Arbeitsgemeinschaft Migration und Vielfalt 

“ 
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Themen und Anliegen 

Die Gruppe der Menschen mit einer 

Zuwanderungsgeschichte in 

Deutschland ist heterogen und un-

terscheidet sich in Hinblick auf Her-

kunft, Sprache und Ethnizität, aber 

auch bezüglich der gesellschaft-

lichen Teilhabe und des sozialen, 

religiösen, kulturellen und wirt-

schaftlichen Hintergrunds. Hinzu 

kommen individuelle Unterschiede, 

die unter anderem auf regionale, 

biografische und soziale Aspekte 

zurückzuführen sind.  

Entsprechend unterschiedlich er-

wiesen sich auch die Anliegen der 

Ratsuchenden in der muttersprach-

lichen Beratung: In der russisch-

sprachigen Beratung spielten medi-

zinische Fragestellungen eine 

große Rolle, so beispielsweise In-

formationen zu Prävention, Diag-

nostik und Therapie einer Erkran-

kung oder Beratungen zu 

Arzneimitteln.  

In der türkischsprachigen Beratung 

standen hingegen sehr viel häufiger 

die Krankheits- und Lebensbe-

wältigung, Verfahrensfragen und 

allgemeine sozial-rechtliche The-

menstellungen und Fragen zu 

Schwerbehinderung im Vorder-

grund. 

Präsenz zeigen 

Eine weitere Lernerfahrung betraf 

die Nutzung der einzelnen Bera-

tungsformen. Während das bun-

desweite Beratungstelefon in der 

russischsprachigen Community gut 

angenommen wurde, bevorzugten 

türkischsprachige Ratsuchende im 

Vergleich eindeutig die persönliche 

Beratung vor Ort in der RBS.  

Die Kenntnis des Angebots der 

UPD beim erstmaligen Kontakt mit 

UPD-Beraterinnen und Beratern 

kam bei türkischsprachigen Ratsu-

chenden eher über ihr privates Um-

feld, bei russischsprachigen Ratsu-

chenden vermehrt über 

Eigenwerbung der UPD (z.B. Info-

veranstaltungen) oder Medien.  

Das Angebot wurde von den Mig-

rantinnen und Migranten in der Re-

gel nur dann angenommen, wenn 

die Beraterin oder der Berater per-

sönlich bekannt und akzeptiert war. 

Um diese Akzeptanz zu sichern, 

vernetzten sich die Beraterinnen 

und Berater mit Migrations- und In-

tegrationsbeauftragten, besuchten 

Kulturvereine und Moscheen und 

lancierten Medienberichte in rus-

sisch- und türkischsprachigen Me-

dien.  
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3 Fragen an ... 
 

Hatun Yüce 

Türkischsprachige Patientenberaterin  
bei der UPD 
 
Was ist das Besondere an der Beratung in der  
Muttersprache? 
 
Die Beratungssprache ist ein wichtiger Aspekt, denn gerade wenn  
man unsicher ist oder Angst hat, fühlt man sich in der Muttersprache am wohlsten und kann sich so am besten ausdrücken. Auf-
fällig ist, dass die Beratungen von Menschen mit einer Zuwanderungsgeschichte oft zeitintensiver und komplexer waren. In der 
türkischsprachigen Beratung fiel außerdem auf, dass die Ratsuchenden nur sehr ungern zum Telefonhörer griffen und die persön-
liche Beratung vor Ort bevorzugten. Dabei worden Unterlagen gesichtet, wir haben Formulierungshilfen gegeben und Kontakt zu 
Dritten aufgenommen. 
 

Wie haben die Ratsuchenden von Ihrem Angebot erfahren? 
 
Die klassischen Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit funktionierten hier oft nicht so gut. Unsere Ratsuchenden er-
fuhren von uns durch ihr privates Umfeld, aber auch durch Migrationsberatungsstellen und Migrantenvereine, zu de-
nen sie ein besonderes Vertrauensverhältnis hatten. Daher spielte die Vernetzung vor Ort eine ganz wichtige Rolle. 
Wir sind in die Community gegangen und haben nicht nur die UPD vorgestellt, sondern den Menschen die Möglichkeit 
geboten, die Beraterin oder den Berater persönlich kennenzulernen. Das war oft die einzige Möglichkeit, um Vorbe-
halte gegenüber dem Beratungsangebot abzubauen und Vertrauen zu schaffen. 

 

Warum ist kultursensible Beratung wichtig?  
 
Beratung beruht auf gegenseitigem Verständnis und dem stehen nicht nur Sprachbarrieren im Weg. Es ist 
wichtig, die ganze Person mit ihren kulturellen, ethnischen und religiösen Hintergründen im Blick zu ha-
ben. Das erfordert das Verstehen der kulturellen Eigenheiten, wie Scham, Essgewohnheiten aber auch die 
Kenntnis der Gesundheitssysteme aus den Herkunftsländern. Man muss zum Beispiel verstehen, dass es 
nicht aufdringlich oder indiskret ist, wenn man bei der Begrüßung von den Ratsuchenden gefragt wird, 
woher man kommt, wie der Vater heißt oder aber beim Abschied umarmt wird. Dabei kann es wichtig 
sein, dass die Beraterin demselben Kulturkreis entstammt. 
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 Erfassung und Rückmeldung aus dem 4.7.
Beratungsgeschehen 

 

4.7.1. Monitor Patientenberatung – Die Seismographenfunktion 

 

Mit Eintritt in die Regelversor-

gung wurde der Auftrag der un-

abhängigen Patientenberatung 

gemäß § 65 b SGB V ab dem Jahr 

2011 ausgeweitet: Sie sollte von 

nun an nicht nur Patientinnen 

und Patienten beraten, sondern 

gleichzeitig Problemlagen im 

Gesundheitswesen aufzeigen.  

Um der neuen sogenannten Seis-

mographenfunktion eine äußere 

Form zu geben, führte der damalige 

Patientenbeauftragte der Bundes-

regierung, Wolfang Zöller, einen 

jährlichen Bericht der UPD über 

Problemlagen im Gesundheitssys-

tem ein. Damit wurde der Grund-

stein für den „Monitor Patientenbe-

ratung“ gelegt. Unterstützt werden 

sollte die UPD dabei durch die ex-

terne wissenschaftliche Begleitung, 

deren Auftrag durch den Fördermit-

telgeber Zuarbeiten zu den Berich-

ten umfasste. 

Von 2013 bis 2015 informierte die 

UPD den Patientenbeauftragten der 

Bundesregierung über Auffälligkei-

ten, häufige Problemkonstellationen 

und besonders relevante Themen 

in der Beratung. Das neue Be-

richtswesen brachte das Gesund-

heitssystem in Bewegung und ent-

faltete Wirkung. Dabei setzte die 

UPD auf den direkten Dialog mit 

den Akteuren. 

Bedrohung der  
Neutralität? 

Für die UPD war der Aufbau dieses 

neuen Berichtswesens mit vielen 

Herausforderungen verbunden: Bis-

lang hatte sie nur auf der indivi-

duellen Ebene, also im direkten 

Umgang mit Patientinnen und Pati-

enten gehandelt. Mit der Aus-

weitung des gesetzlichen Auftrags 

sollte sie nun auch auf System-

ebene agieren. Mehr noch: Als 

neutrale und unabhängige Instanz 

sollte sie Problemlagen der ge-

sundheitlichen Versorgung themati-

sieren. Konnte die UPD diesem 

Auftrag nachkommen, ohne ihre 

gesundheitspolitische Neutralität 

aufs Spiel zu setzen? 

Zur Verwirklichung ihres neuen Auf-

trags wurde ein Berichtswesen 

etabliert, das die Neutralität wahrte 

und den Patientinnen und Patienten 

eine zusätzliche Stimme verlieh. 

Der Monitor Patientenberatung folg-

te hierzu einem explorativen und 

Hypothesen generierenden Ansatz, 

der aus dem Beratungsgeschehen 

Anhaltspunkte zu möglichen sys-

temimmanenten Problemlagen ab-

leitete. Der Bericht beschrieb, zu 

welchen Problemstellungen Patien-

tinnen und Patienten Hilfe und Un-

terstützung gesucht hatten. Daraus 

ergaben sich wertvolle Anhalts-

punkte und Indizien für die Politik, 

die durch die UPD aber nicht inter-

pretiert oder bewertet wurden.  

Handlungsempfehlungen oder gar 

politische Forderungen formulierte 

der Bericht nicht. Solche Bewer-

tungen wurden der Politik und nicht 

zuletzt auch den Medien und den 

Akteuren der gesundheitlichen Ver-

sorgung überlassen. Dank dieser 

Aufgabenteilung konnte ein Verfah-

ren etabliert werden, das vor allem 

einem Ziel diente: Die Qualität und 

Patientenorientierung der gesund-

heitlichen Versorgung zu verbes-

sern. 

Neue Dokumentation 

Die wichtigste Grundlage für den 

Bericht bildete die systematische 

Auswertung von jährlich rund 

80.000 Beratungsgesprächen. Für 

die Erfassung der Themen und In-

halte wurde in einer für ein Projekt 

dieser Größenordnung sehr kurzen 

Zeit ein Dokumentationssystem 

entwickelt und zum April 2012 ein-

geführt. Darin wurde jeder Bera-

tungskontakt anonym, aber den-

noch sehr differenziert erfasst.  

Jedes einzelne Beratungsgespräch 

fand so seinen Weg in den Bericht. 

Wie Puzzleteile fügten sich die ein-

zelnen Anliegen dabei zusammen 

und ließen ein Gesamtbild entste-

hen. Dieses verdichtete Spiegelbild 

der Themen und Anliegen lieferte 

vor allem Anhaltspunkte für die Er-

fahrungen und Sichtweisen der Pa-

tientinnen und Patienten.  

Multiperspektivische 
Auswertung 

Die bislang einzigartige Erkundung 

der Nutzerperspektive berücksich-

tigte nicht nur Häufigkeitsvertei-

lungen. Durch die Erfassung expli-

ziter Patientenbeschwerden konn-

ten außerdem Aussagen über be-

sonders große Unzufriedenheit auf 

Seiten der Ratsuchenden getroffen 

werden. Ergänzt wurde diese 

Sichtweise der Patientinnen und 

Patienten durch eine fachliche Be-

wertung und Einordnung der Bera-

terinnen und Berater. 

Der Monitor Patientenberatung lie-

ferte nicht nur Zahlen, er erzählte 

auch Geschichten wie sie im Bera-

tungsalltag der UPD tausendfach 

vorkamen. Um diesen Erfahrungs-

schatz bergen zu können, reichten 

die Auswertungen der Kontakt-

dokumentation häufig nicht aus. 

Deshalb wurden Tiefeninterviews 

und Fokusgruppen mit Berater-

innen und Beratern durchgeführt, 

die die Ergebnisse der quantitativen 

Auswertung plastischer machten 

und konkrete Hinweise auf Verbes-

serungspotentiale lieferten. 
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Rückmeldesystem  
funktioniert 

Im Zusammenspiel aus Kontaktdo-

kumentation, multiperspektivischer 

Auswertung und dem eigentlichen 

Bericht konnte ein Rückmeldesys-

tem entstehen, das die Patienten-

perspektive auf den Punkt brachte. 

Andere Berichte wie etwa der Jah-

resbericht des Bundesversiche-

rungsamtes oder die Behandlungs-

fehlerstatistiken des Medizinischen 

Dienstes der Krankenversicherung 

kamen an vielen Stellen zu ver-

gleichbaren Zahlen und Ergebnis-

sen.  

Gesetzliche Veränderungen wie 

etwa der Erlass von Beitragsschul-

den in der gesetzlichen Kranken-

versicherung im Jahr 2013 zeichne-

ten sich in den Zahlen der UPD 

deutlich ab. Schließlich wurden die 

Befunde vielfach von Patienten- 

und Bürgerbeauftragten sowie von 

anderen Beratungsanbietern bestä-

tigt.  

Presseresonanz 

Nicht nur für die Politik, auch für die 

Medien war der Monitor Patienten-

beratung eine glaubwürdige Infor-

mationsquelle, um sich über die 

Sorgen und Nöte der Patientinnen 

und Patienten zu informieren. In 

den Jahren 2013 und 2014 wurde 

der Bericht gemeinsam mit dem 

Patientenbeauftragten der Bundes-

regierung auf einer Pressekonfe-

renz vorgestellt und bewirkte ein 

großes Medienecho. Allein im Jahr 

2014 folgten der Veröffentlichung 

des Berichts mehr als 1.500 Beiträ-

ge in Printmedien, im TV, im Hör-

funk und im Internet.  

Fachdialog 

Um die Befunde in konstruktive 

Maßnahmen zur Verbesserung der 

Versorgung münden zu lassen, 

suchte die UPD neben der eigentli-

chen Berichtslegung an die Politik 

auch das Gespräch mit Leistungs-

erbringern und Kostenträgern des 

Gesundheitswesens. Im Rahmen 

eines Fachdialogs wurden Spitzen-

gespräche mit den Verbänden der 

Ärzte- und Zahnärzteschaft, der 

Psychotherapeuten und Klinken ge-

führt.  

Auch der Verband der privaten 

Krankenversicherung hat das Ge-

sprächsangebot der UPD ange-

nommen und wurde in die Spitzen-

gespräche einbezogen. Im Bereich 

der gesetzlichen Krankenversiche-

rung wurden alternativ Gespräche 

mit den Verbänden der Kranken-

kassen geführt. 

Der Monitor Patienten-
beratung wirkt 

Im Ergebnis zeigten diese Prozes-

se Wirkung. So einigten sich Ärzte-

schaft und Krankenkassen zum 

Beispiel auf ein neues Verfahren 

zur Bescheinigung der Arbeitsunfä-

higkeit und es wurde ein wichtiger 

Beitrag zum Bürokratieabbau und 

zur Vereinfachung administrativer 

Prozesse geleistet.  

Auch der Gesetzgeber handelte: 

Mit dem Versorgungsstärkungs-

gesetz wurde unter anderem auf 

das Problem der lückenlosen Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigung re-

agiert. Zudem wurden die Rechte 

der Versicherten gegenüber den 

Krankenversicherungen gestärkt 

und Fragen des Datenschutzes 

klargestellt.  

Auf diese Weise konnte der Monitor 

Patientenberatung die Aufmerk-

samkeit auf Themen lenken, die für 

Patientinnen und Patienten auf ih-

rem Weg durch das Gesundheits-

system oftmals Hürden darstellten 

– und so einen Beitrag zu einer pa-

tientenorientierten Gesundheitsver-

sorgung leisten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

"Der Monitor Patientenberatung der UPD wirkt im  
Sinne der Patientinnen und Patienten. Er gibt Jahr für  
Jahr wichtige Hinweise, wo aus Sicht der Versicherten  
der Schuh im deutschen Gesundheitswesen drückt. Diese  
Hinweise nehmen wir sehr ernst. Und wir handeln: Beim Krankengeldbezug und 
beim Einholen einer ärztlichen Zweitmeinung hat es inzwischen zum Beispiel Ge-
setzesänderungen gegeben, um Probleme zu beseitigen, auf die auch der UPD-
Monitor hingewiesen hat. Ich bin sicher, dass dieser hohe Anspruch an die 
‚Seismografenfunktion‘ auch in Zukunft so bleiben wird.“ 
 

Staatssekretär Karl-Josef Laumann 
 

Patientenbeauftragter der Bundesregierung 

“ 
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Abbildung 21: Arbeitsprozess zum Jahresbericht „Monitor Patientenberatung“  
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                                "Ich habe alle Jahresberichte der unabhängigen  
                                Patientenberatung von der ersten bis zur letzten  
                               Seite gelesen. Sie geben wieder, wie Patienten  
                            unser Gesundheitssystem erleben und zeigen, wo  
                        die Probleme liegen. So hilft uns die UPD dabei, von 
den Patienten zu lernen. Sie hat sich in den letzten Jahren als ob-
jektiver und glaubwürdiger Kritiker im Gesundheitswesen einen 
Namen gemacht." 
 

Prof. Dr. Frank Ulrich Montgomery 
 

Präsident der Bundesärztekammer 

“ 
 

 
"Die UPD liefert in ihren Berichten wichtige  
Hinweise auf Problemlagen im Gesundheits- 
wesen. Auch wir nutzen diese Rückmeldungen,  
um die Patientenorientierung in Deutschlands Krankenhäusern 
laufend zu verbessern. Deshalb wissen wir es sehr zu schätzen, 
dass die UPD mit allen relevanten Akteuren den direkten Aus-
tausch sucht und die Ergebnisse aus der Patientenberatung in 
einem sachlichen und fairen Verfahren präsentiert. Das schafft 
gute Voraussetzungen für wirksame Qualitätsverbesserungen 
und zeigt uns, welche Themen für Patienten besonders wichtig 
sind." 
 

Georg Baum 
 

Hauptgeschäftsführer der Deutschen Krankenhausgesellschaft 
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„Die UPD ist in ihrer Arbeit kritisch, dabei aber  
immer sachlich – und vor allem glaubwürdig.  
Sie ist eine authentische Anwältin für die Interessen  
der Patienten. Sie hat uns unter anderem wichtige Hinweise zur  
Vereinfachung der Bescheinigung von Arbeitsunfähigkeit  
gegeben.“ 

 
Dr. Andreas Gassen 
 

Vorstandsvorsitzender der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 

“ 
 

 
„Die Zusammenarbeit mit der UPD haben wir als  
offen und konstruktiv kritisch erlebt. Sie war von  
beiden Seiten gezielt auf eine Verbesserung der  
Patientenversorgung ausgerichtet. Ich denke, man  
kann zusammenfassend sagen, beide Seiten - sowohl UPD als 
auch Zahnärzteschaft - haben voneinander gelernt. Dabei haben 
die Gespräche zum Monitor Patientenberatung auch bei uns  
Verbesserungsprozesse angestoßen: Ein besonderes Anliegen 
war es uns, dem von der UPD aufgezeigten Bedarf der Patienten 
nach einer leicht verständlichen Erklärung zum Heil- und  
Kostenplan nachzukommen. Auch bei der patientenorientierten 
Weiterentwicklung der zahnärztlichen Patientenberatung werden 
wir Hinweise und Anregungen der UPD aufgreifen.“  
 

Dr. Wolfgang Eßer 
 

Vorstandsvorsitzender der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung 

“ 
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                         „Wir haben uns zunächst nicht leicht damit getan,  
                            dass von einer externen Stelle Verbesserungs- 
                             möglichkeiten für die zahnmedizinische  
                            Versorgung aufgezeigt werden. Letztlich ist aus  
                           der kritischen Distanz eine Kooperation auf  
                  Augenhöhe geworden, von der nicht nur die BZÄK, son-
dern sicherlich auch die UPD profitiert hat. So haben wir in Ab-
stimmung mit der UPD ein interaktives Formular entwickelt, mit 
dem Patientinnen und Patienten ihre privaten Zahnarztrechnun-
gen überprüfen können, und damit gemeinsam mehr Transpa-
renz in die zahnmedizinische Versorgung gebracht.“ 
 

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich 
 

Vizepräsident der Bundeszahnärztekammer 

 
„Die Arbeit der UPD hat uns gezeigt: Sprach- 
barrieren, kulturelle Unterschiede und Wissens- 
lücken stellen große Hürden in der medizinischen  
Versorgung dar. Gesundheitswissen ist ein entscheidender 
Schlüssel zur Teilhabe am System. Wir müssen vor allem je-
ne Menschen erreichen, die auf unsere Unterstützung am 
dringendsten angewiesen sind. Deswegen werden wir unser 
Engagement bei den Themen Gesundheitswissen und mut-
tersprachliche Patientenberatung deutlich verstärken.“ 
 

Dr. Volker Leienbach 
 

Direktor des Verbandes der Privaten Krankenversicherung “ 
 

“ 
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                              „Die Ersatzkassen stehen für eine gute Versorgungsqualität und  
                               Beratung ihrer Versicherten ein. In diesem Sinne schätzen wir die  
                                konstruktiv kritischen Hinweise der Unabhängigen Patienten- 
                                 beratung (UPD) zu den Problemlagen der Versicherten als  
                            wertvolles Feedback. Daher stehen wir in einem engen und  
                    regelmäßigen Austausch mit der UPD und beschäftigen uns nachhaltig 
mit den aufgezeigten Problemlagen. So haben beispielsweise die Ersatzkassen 
mit der UPD zu einzelnen, besonders relevanten Themen wie Krankengeld oder 
Rehabilitation intensive Fachgespräche geführt, um sich im Sinne ihrer  
Versicherten mit den Praxiserfahrungen auseinanderzusetzen. Auch nach vorne 
blickend ist es uns wichtig, dass die Erkenntnisse aus den Beratungsgesprächen 
zurück an die Krankenkassen gespiegelt werden. Neben dem eigentlichen Ziel 
der unabhängigen Beratung kommt damit der UPD auch als ‚Seismograph der 
Versorgungsqualität’ eine wichtige Rolle zu, die sich für uns erst im Laufe der Ar-
beit herauskristallisiert hat.“ 
 

Oliver Blatt 
 

Abteilungsleiter Gesundheit beim Verband der Ersatzkassen (vdek) 

 
„Es gibt nichts, was man nicht noch besser machen könnte.  
Daher sind auch die Hinweise der unabhängigen Patienten- 
beratung hilfreich, um die Gesundheitsversorgung im Sinne  
der Patienten weiter zu verbessern. Die Auswertung der Anfra- 
gen zeigt auf, welche Themen die Ratsuchenden am meisten an- 
sprechen. Beispielsweise wurde beim Krankengeld deutlich, dass es ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf gab, um eine Lücke bei der Bescheini-
gung der Arbeitsunfähigkeit zu schließen. Für die AOK war es auch wichtig, 
dass Erkenntnisse direkt und kurzfristig in die Kundenberatung einfließen 
können. Die Möglichkeit einer direkten Kontaktaufnahme der UPD-Berater 
zur AOK hat dazu beigetragen, die Information der Versicherten über Abläu-
fe bei der Krankengeldzahlung zu optimieren.“ 
 

Monika Schneider 
 

Referentin für Politik beim AOK-Bundesverband “ 

“ 
 



 

74  

 
 
 
                       Strukturen, Prozesse, Ergebnisse  

4.7.2. Erfassung der Beratungsgespräche – Die Kontaktdokumentation 

 

Um die Seismographenfunktion 

erfüllen zu können, sollte die 

UPD ein differenziertes Doku-

mentationssystem erstellen. In 

etwa einem Jahr hatte die UPD 

eine neue Software zur Erfas-

sung der Beratungsgespräche 

entwickelt und eingeführt. In der 

Konzeption war sie dabei durch 

die durch den GKV-Spitzenver-

band (GKV-SV) beauftragte ex-

terne wissenschaftliche Beglei-

tung unterstützt worden. Die 

neue Kontaktdokumentation der 

UPD brachte eine Reihe von 

technischen Innovationen mit 

und lieferte die Datengrundlage 

für den jährlichen Bericht an den 

Patientenbeauftragten der Bun-

desregierung.  

Für die Dokumentation der Bera-

tungsgespräche gab es viele Grün-

de: Die Beratungsleistung der UPD 

sollte quantifizierbar sein. Zudem 

ging es darum, zusätzliche Er-

kenntnisse für das Qualitätsma-

nagement zu gewinnen. Die Anlie-

gen und Problemkonstellationen 

der Ratsuchenden sollten außer-

dem systematisch erfasst und aus-

gewertet werden, um das Bera-

tungsangebot noch besser an den 

Bedürfnissen und Bedarfslagen der 

Ratsuchenden ausrichten zu kön-

nen.  

Vor allem aber diente die Analyse 

des Beratungsgeschehens der Er-

füllung des erweiterten gesetzlichen 

Auftrags: der Identifikation mögli-

cher Problemlagen im Gesund-

heitssystem. Für die Bearbeitung 

dieser Aufgabenstellung brauchte 

die UPD differenzierte Informatio-

nen über die Problemkonstellatio-

nen der Ratsuchenden. Die hierfür 

notwendige Informationstiefe erfor-

derte eine grundlegende Neufas-

sung des bis dato im Einsatz be-

findlichen Dokumentationssystems. 

Mit der Unterstützung einschlägiger 

Experten wurde innerhalb sehr kur-

zer Zeit eine Software entwickelt, 

die den zuvor definierten Anforde-

rungen in jeder Hinsicht entsprach. 

Die Kontaktdokumentation ging am 

1. April 2012 in den Wirkbetrieb und 

brachte eine Reihe von Innovatio-

nen mit sich, die im Hinblick auf die 

Erstellung des Berichts über Hin-

weise auf Problemlagen im Ge-

sundheitswesen erweiterte Auswer-

tungsmöglichkeiten boten.  

Detailgrad 

Die Dokumentation bildete ab, zu 

welchen Themen beraten wurde, 

welche Akteure die Beratung zu 

den verschiedenen Themen ausge-

löst hatten und welche Beratungs-

leistungen speziell zu diesen ein-

zelnen Themen erbracht wurden. 

Außerdem wurde festgehalten, ob 

den jeweiligen Anliegen des Ratsu-

chenden nach Einschätzung der 

Beraterinnen und Berater eine oder 

mehrere systematische Problemla-

ge zugrunde lagen. 

Die Kontaktdokumentation ermög-

lichte auf der Grundlage von sys-

tematischen Listeneinträgen eine 

Auswertung bis zu einem hohen 

Detailgrad. Mehr als 40 Listen, et-

wa zu Krankheitsbildern oder medi-

zinischen Leistungen und Verfah-

ren, ermöglichten eine spezifische 

und tiefgehende Erfassung der Be-

ratungsinhalte. Die Erfassungssys-

tematik erlaubte dabei die Auswer-

tung von Verknüpfungen und 

Assoziationen zwischen den ein-

zelnen Angaben.  

Mehrdimensionale  
Dokumentation 

Der Tatsache, dass während eines 

einzigen Beratungsgesprächs häu-

fig unterschiedliche Beratungspfade 

zu unterschiedlichen Themen und 

Akteuren beschritten werden, wur-

de durch eine ganz neue Erfas-

sungslogik Rechnung getragen: Für 

jeden Beratungskontakt konnten 

mehrere parallel auftretende Strän-

ge separat dokumentiert werden, 

wie auf den nachfolgenden Abbil-

dungen beispielhaft zu erkennen 

ist. Auf diese Weise entstand ein 

mehrdimensionales Abbild der Be-

ratung, dass die direkten Bezie-

hungen zwischen Anliegen, Prob-

lemlagen und den beteiligten 

Akteuren transparent werden ließ. 

Nutzerfreundlichkeit 

Trotz des begründeten Interesses 

an Informationstiefe und detailge-

treuer Abbildung der Beratungsrea-

lität konkurrierte der Wunsch nach 

möglichst differenzierten Auswer-

tungen mit dem Zeitfaktor im Bera-

tungsalltag. So bildete die Nutzer-

freundlichkeit und Zeiteffizienz des 

neuen Dokumentationssystems ei-

ne wichtige Anforderung, um die für 

die Ratsuchenden zur Verfügung 

stehende Beratungszeit nicht unnö-

tig zu verkürzen.  

Im Erfassungssystem der UPD er-

folgte die Dokumentation vorrangig 

durch Auswahl aus Listen und 

durch die Erfassung von Details in 

weiteren Feldern, die abhängig von 

den Eingaben dynamisch hinzuge-

fügt wurden. Mit anderen Worten: 

Die Oberfläche passte sich mit ih-

ren Inhalten an die vom Anwender 

vorgenommen Angaben an. Auf 

diese Weise wurden die potentiell 

rund 1.400 Items durch das Prinzip 

der didaktischen Reduktion be-

herrschbar gemacht.  

Die Eingabemaske nutzte unter-

schiedliche Funktionen (zum Bei-

spiel Vorschlagslisten), um den Be-

raterinnen und Beratern einen 

möglichst schnellen Zugriff auf die 

Eingabefelder zu gewähren. Zu-

sätzlich waren Suchfelder zur Ein-

grenzung von Listeneinträgen vor-

handen. Daten wurden automatisch 

validiert. Die Bedienung konnte 

vollständig über eine Tastatursteue-

rung erfolgen. 

Methodische Güte 

Um Verzerrungseffekte zu minimie-

ren und eine einheitliche Dokumen-

tationspraxis sicherzustellen, wurde 

ein ausführliches Beratungsmanual 

entwickelt. Zudem wurden die rund 

90 Beraterinnen und Berater ein-

heitlich geschult und eingearbeitet. 

Schließlich wurden die Software 

sowie die damit verknüpften Listen 

laufend weiterentwickelt und an ge-

setzliche Änderungen, Fusionen 

von Akteuren und die Anforderun-

gen der Beratung angepasst. 
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Abbildung 22: Screenshot einer beispielhaft ausgefüllten UPD-Kontaktdokumentation 
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Abbildung 23: Schematische Darstellung der Stranglogik in der UPD-Kontaktdokumentation 
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 Außendarstellung und Kommunikation  4.8.
 

4.8.1. Alles eine Frage der Kommunikation – Die Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit 

 

Die Presse- und Öffentlichkeits-

arbeit sollte dazu beitragen, die 

Bekanntheit der UPD in den Re-

gionen und im Bund zu stärken 

sowie das einheitliche Marken-

bild zu verfestigen. Umgesetzt 

wurde dieses Ziel zusammen von 

allen Organisationseinheiten im 

UPD-Verbund unter der zentralen 

Steuerung durch die Bundesge-

schäftsstelle (BuGS).  

Die BuGS entwickelte für die PR 

Strategien und Standards, über-

prüfte deren Umsetzung, beriet die 

regionalen Beratungsstellen (RBS) 

sowie deren Träger bei der PR-

Arbeit und stellte einheitliche Ar-

beitsmittel wie Pressemitteilungen, 

Informationsmaterialien und Wer-

bemittel zur Verfügung. Die BuGS 

war auch für das Corporate Design 

verantwortlich, sie entwickelte die-

ses weiter und kontrollierte die Ein-

haltung. Zudem betrieb sie die 

UPD-Website, das bundesweite Di-

rektmarketing und kümmerte sich 

zusammen mit einem Presseteam 

bestehend aus Beratern aller Kom-

petenzfeldern um die überregionale 

Pressearbeit. Vor Ort ergänzten die 

RBS und Träger diese PR-

Aktivitäten. 

Sie versorgten zum Beispiel die re-

gionalen Medien mit Informationen, 

arbeiteten mit lokalen Multiplikato-

ren zusammen und waren durch öf-

fentliche Auftritte wie etwa Vorträge 

bei den UPD-Zielgruppen präsent. 

Im Detail geregelt wurde die ge-

samte PR in einem Leitfaden, der 

verbindliche Maßnahmenpakete 

definierte und die dazugehörige 

Aufgabenverteilung zwischen 

BuGS, RBS, KOS und Trägern be-

schrieb.  

Medienreichweite 

Im Verlauf der letzten 5 Jahre konn-

te die öffentliche Präsenz der UPD 

spürbar gesteigert werden: Die Me-

dienreichweite hat sich während 

dieses Zeitraums nahezu verfünf-

zehnfacht. Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit in der UPD ist eine Er-

folgsgeschichte. Das belegen 

neben der hohen Beratungsnach-

frage starke Zuwächse in der Medi-

enreichweite: Führte die Erwäh-

nung der UPD in den Medien Ende 

2011 noch zu 248 Millionen Leser-

kontakten, waren es 2015 bereits 

über 3,7 Milliarden Kontakte.  

Dies lag in hohem Maße an Berich-

ten in reichweitenstarken Online-

medien wie z.B. Spiegel Online, 

ARD Tagesthemen, Bild Online, T-

Online.de oder WEB.de.  

Die Anzahl der Online-Berichte 

über die UPD stieg von 314 im Jahr 

2011 auf 4.500 Online-Berichte im 

Jahr 2015. Die Anzahl der Print-

Berichte steigerte sich von knapp 

1.400 auf bis zu 5.507 Pressebe-

richte. Die Entwicklung der Beiträge 

im Hörfunk, Fernsehen und der 

Agenturmeldungen sowie der sons-

tigen Aktivitäten in der Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit zeigen die 

nächsten Graphiken.  

Die Regionalstrategie 

Ein wichtiger Pfeiler der Kommuni-

kationsstrategie bestand in der re-

gionalisierten und arbeitsteiligen 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: 

Erfahrungsgemäß steigt die Rele-

vanz von Kommunikationsinhalten 

für den Empfänger je näher der 

Sender ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Abbildung 24: Anzahl der Presseberichte (Radio, TV, Agentur) über die UPD pro Jahr im Zeitverlauf 2011 bis 2015 
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Während die zentrale Steuerung 

der Pressearbeit wie auch die Zu-

sammenarbeit mit überregionalen 

Medien bei der BuGS in Berlin lag, 

wurden die regionalen Medien des-

halb von Trägern und RBS direkt 

vor Ort angesprochen.  

Neben der klassischen Presse-

arbeit waren die RBS wie auch de-

ren Träger durch öffentliche Auftrit-

te, etwa im Rahmen von Vorträgen 

und Veranstaltungen vor Ort prä-

sent. Im Verbund der UPD wurde 

so eine äußerst wirksame Struktur 

geschaffen, die eine Vielzahl unter-

schiedlicher Medien erreichen 

konnte. 

Kommunikations-
experten 

Ein Faktor, der ebenfalls zur Stei-

gerung der Medienreichweite bei-

getragen haben dürfte, liegt in der 

Professionalisierung der Presse- 

und Öffentlichkeitsarbeit innerhalb 

der UPD. Hierzu hat die BuGS eine 

Reihe von PR-Standards entwickelt 

und in einem verbindlichen Leitfa-

den zusammengeführt. 

Presseanfragen wurden schnellst-

möglich und fachlich kompetent 

bearbeitet. Für die überregionale 

Medienarbeit wurde ein Presse-

team aus Beraterinnen und Bera-

tern zusammengestellt, die über 

langjährige Erfahrungen im Um-

gang mit der Presse verfügten und 

in Medientrainings speziell geschult 

wurden. Seit seiner Einführung 

führte das Presseteam zahlreiche 

Hintergrundgespräche und gab re-

gelmäßig Interviews. 

Neue Aufmerksamkeit 

Der Bericht der UPD an den Patien-

tenbeauftragten der Bundesregie-

rung über Problemlagen im Ge-

sundheitssystem (Monitor 

Patientenberatung) war ein weiterer 

Grund für die Steigerung der 

Reichweite. Allein im Jahr 2014 

wurde der Monitor Patientenbera-

tung in mehr als 1.500 Medienbe-

richten aufgegriffen.

In der Summe der Entwicklungen 

erhielt die Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit in der UPD einen Stel-

lenwert, der weit über bloßes Mar-

keting hinausging. Dabei ging es 

um Wissensvermittlung im Rahmen 

eines Bildungsauftrags, der einen 

Teil des umfassenden Angebots-

spektrums der UPD ausmachte. 

 

 

Gute Praxis: Fall des Monats 
 
Der Fall des Monats brachte die Schilderung eines konkreten Be-
ratungsfalls mit allgemein verständlichen Fachinformationen und 
praktischen Tipps in Verbindung. Das machte ihn für Medien be-
sonders interessant und ließ ihn für Ratsuchende zu einer Art 
Türöffner werden: Die Inhalte zeigten auf, dass es Hilfe gibt und 
auf welche Weise bzw. zu welchen Themen die UPD beraten hat.  
 
Das monatlich erschienene Format ließ sich vielseitig einsetzen 
und wurde von Boulevardpresse und renommierten Tageszeitun-
gen gleichermaßen übernommen. Thematisiert wurden Fragestel-
lungen und Aspekte, die im Beratungsalltag besonders häufig 
nachgefragt wurden. Der  Erstellungsprozess wurde durch um-
fangreiche Maßnahmen zur Qualitätssicherung der vermittelten 
Inhalte bestimmt.  
 
Versendet wurde der Fall des Monats in deutscher, türkischer 
und russischer Sprache von der Bundesgeschäftsstelle an einen 
umfangeichen, qualifizierten Presseverteiler. Ergänzend wurde er 
über die regionalen Verteiler der regionalen Beratungsstellen 
und ihrer Träger weitergeleitet. Bei vielen regionalen und überre-
gionalen Pressekontakten hat sich daraus eine gute und regel-
mäßige Zusammenarbeit ergeben. In den meisten Fällen wurde 
der Fall des Monats von der Deutschen Presse-Agentur (dpa) auf-
gegriffen und in bis zu 100 Medienbeiträgen wiedergegeben. 
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4.8.2. www.patientenberatung.de – Die neue Website der UPD 

 

Die Leistungsbeschreibung sah 

vor, dass ein thematisch struktu-

riertes, umfassendes und barrie-

refreies Informationsangebot im 

Internet die Beratungsangebote 

im Vorfeld und im Nachgang er-

gänzen sollte. Das Internetange-

bot sollte als integraler Bestand-

teil einer umfassenden 

Kommunikationsstrategie ge-

fasst werden und als Vernet-

zungspunkt für Informationen 

und Beratungsangebote anderer, 

seriöser Anbieter dienen. Dar-

über hinaus sollte ein online-

gestützter Beratungszugang Be-

standteil des Beratungsangebo-

tes sein. 

Das Realisierungskonzept sah den 

Ausbau der Webpräsenz der Un-

abhängigen Patientenberatung 

Deutschland zum "Leitmedium für 

unabhängige Patienteninformation" 

innerhalb von 2 Jahren vor. Das 

Angebot sollte entsprechend An-

sprüchen und Standards für barrie-

refreie Internetgestaltung umge-

setzt werden. Ebenfalls sollten 

umfangreiche und allgemein ver-

ständliche Informationsangebote für 

Patienten aus dem UPD-Intranet in 

das Internetangebot übernommen 

werden.  

Herausforderungen 

Es wurde allerdings schnell deut-

lich, dass vor der Ausschreibung 

und dem Relaunch, dem Ausbau 

der Internetpräsenz und der dorti-

gen Informationsangebote dringen-

dere Aufgaben im Bereich Intranet 

und bei der Konzeption und Umset-

zung der Kontaktdokumentation zu 

erledigen waren. Angesichts der 

Aufgabenfülle und der wiederholten 

Re-Priorisierungen in diesem Be-

reich zeichnete sich ab, dass es 

mehr Ressourcen brauchte: Die 

personellen Kapazitäten der BuGS 

für den Bereich Internet und Intra-

net wurden daher im Förderzeit-

raum beträchtlich aufgestockt (von 

0,5 VZÄ auf insgesamt 2 VZÄ).  

Im Jahr 2013 wurden dann Konzep-

tion und deutschlandweite Aus-

schreibung für die neue Internetsei-

te abgeschlossen. Die Umsetzung 

der neuen Webpräsenz erfolgte 

modular und nach Methoden des 

agilen Projektmanagements. So 

wurden nach dem Relaunch im Juli 

2014 zahlreiche "Mikro-Projekte" 

umgesetzt:  

 Ausbau der Angebote in Ge-

bärdensprache, in Leichter 

Sprache, auf Türkisch und 

Russisch 

 die Integration von qualifizier-

tem Drittcontent über eine neu 

geschaffene Schnittstelle (ge-

sundheitsinformation.de des 

IQWiG) 

 fortlaufende Suchmaschinen-

optimierung 

 Themenschwerpunkte zu  

häufig nachgefragten Bera-

tungsanliegen 

Das Content-Management-System 

(Typo3) bot dabei einen guten 

Rahmen für kontinuierlichen Aus-

bau und Erweiterungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 25: Internetpräsenz der UPD auf verschiedenen Endgeräten (Stand 2015) 
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Startschuss für  
patientenberatung.de 

Am 1. Juli 2014 fiel also der Start-

schuss für patientenberatung.de, 

das neue Gesicht der UPD im 

weltweiten Netz. Die Website un-

terstützte den Beratungsauftrag mit 

modernen Kommunikationsmitteln, 

diente als Anlaufstelle, Orientie-

rungspunkt, Informationsquelle und 

schaffte die Möglichkeit zur Infor-

mation und Beratung im virtuellen 

Raum.  

Um online modern und zielgrup-

penorientiert zu kommunizieren, 

wurde der Internetauftritt der UPD 

im Verlauf der Förderphase voll-

ständig überarbeitet und hinsicht-

lich Design, Bildsprache, Inhalten 

und Webtechnologie neu ausge-

richtet. Außerdem führte die UPD 

die neue Domain „patientenbera-

tung.de“ als Online-Marke ein – mit 

Erfolg, denn die Anzahl der Seiten-

aufrufe verdoppelte sich nach dem 

Relaunch. 

Übersichtlich 

Das neue Angebot beinhaltete aus-

führliche Informationen zur UPD 

und ihrem Beratungsangebot. So 

erklärte es Struktur und Hintergrün-

de der unabhängigen Patientenbe-

ratung und zeigte die unterschiedli-

chen Zugangswege zur Beratung. 

Zudem bot die Website umfangrei-

che Patienteninformationen zu den 

wichtigsten rechtlichen, medizini-

schen und psychosozialen The-

men. 

Kinderleicht 

Einfachheit und Verständlichkeit 

dienten bei der Entwicklung der 

neuen Website als Leitgedanken. 

Das prägte das digitale Angebot 

der UPD an vielen Stellen: 

 Leicht lesbare Texte: Der 

sprachliche Schwierigkeits-

grad der Website orientierte 

sich am B1-Niveau des „Ge-

meinsamen europäischen Re-

ferenzrahmens für Sprachen“. 

Die Textinformationen wurden 

weitgehend in übersichtlicher 

Frage-Antwort-Form abge-

fasst. 

 Infofilme: Da textgebundene 

Informationen häufig nicht ver-

standen werden, wurden Er-

klärfilme eingesetzt, um die 

wichtigsten Patientenrechte zu 

erläutern. Die Filme wurden 

auch in Gebärdensprache an-

geboten. 

 Mehrsprachigkeit: Ein weiteres 

Vermittlungselement der 

Website lag in einem mehr-

sprachigen Angebot. Beglei-

tend zum muttersprachlichen 

Beratungsangebot der UPD 

wurde ein großer Teil der ver-

fügbaren Informationen auch 

in türkischer und russischer 

Sprache angeboten. 

 Leichte Sprache: Menschen 

mit Lese- und Lernschwierig-

keiten, aber auch Migranten, 

die Schwierigkeiten mit der 

deutschen Sprache haben, 

profitierten von einem Inter-

netauftritt in leichter Sprache. 

 Gebärdensprache: Speziell für 

Gehörlose wurden videoge-

stützte Informationen in Ge-

bärdensprache produziert. 

Auch die Infofilme der UPD zu 

Patientenrechten konnten als 

Gebärdensprachen-Version 

abgerufen werden. 

 Barrierearme Umsetzung: Das 

Informationsangebot orientier-

te sich an den Vorschriften der 

Barrierefreie Informations-

technik-Verordnung (BITV) 

und wurde unter Beachtung 

der BIK-Prüfkriterien erstellt. 

Verlässliche  
Informationen 

In Themenspezials informierte die 

UPD auf patientenberatung.de über 

besonders häufig nachgefragte, 

insbesondere rechtliche Themen-

komplexe: Etwa zu Krankengeld, 

Patientenrechten oder individuellen 

Gesundheitsleistungen. In Zusam-

menarbeit mit dem Institut für Quali-

tät und Wirtschaftlichkeit im Ge-

sundheitswesen (IQWiG) wurden 

zudem die evidenzbasierten Patien-

teninformationen der Website 

www.gesundheitsinformation.de bei 

der UPD eingebunden.  

Ein Internetwegweiser half bei der 

Suche nach weiteren vertrauens-

würdigen und hilfreichen Angebo-

ten im Netz. Abgerundet wurde der 

Bestand an UPD-Patienteninforma-

tionen im Internet durch die Fälle 

des Monats, die ebenfalls über 

rechtliche, medizinische und psy-

chosoziale Themen aufklärten – 

evidenzbasiert und auf Basis der 

aktuellsten Rechtsprechung. 

Responsive Design 

Da sich die Nutzung des Internets 

immer weiter auf mobile Endgeräte 

verlagert, wurde die Internetseite 

auch für Tablet-PCs und Smart-

phones angepasst – und zwar mit-

tels eines responsiven Webde-

signs, das die Seite immer optimal 

für jede Bildschirmgröße darstellt. 

Anders als bei einer reduzierten 

App standen Internetnutzern so alle 

Funktionen auch mobil zur Verfü-

gung.  

Gesucht, gefunden 

Wer im Internet nach Patientenbe-

ratung sucht, findet die UPD. Zum 

Ende der Förderphase lag die UPD 

beim Suchwort „Patientenberatung“ 

in allen gängigen Suchmaschinen 

an erster Stelle der Trefferliste.  

Auch bei häufigen Beratungsthe-

men rangierte die UPD weit vorne. 

So lagen die Informationen der 

UPD zum Beispiel bei einer Suche 

nach „Krankengeld“ in der am häu-

figsten genutzten Suchmaschine 

auf Platz 4 der Trefferliste (Google, 

Stand: 27. Oktober 2015). 

Weiterentwicklungs- 
perspektiven 

Weitere Projekte, die für diese För-

derperiode noch vorgesehen waren 

wie z.B. die Meta-Suche für Patien-

teninformationen auch von exter-

nen Anbietern, eine Mediathek, die  

Integration von Content weiterer 

ausgewählter Kooperationspartner, 

die Integration ausgewählter Ser-

vice-Angebote wie z.B. washa-

bich.de, Diagnosen-Dolmetscher, 

Weisse Liste oder die Neugestal-

tung der Online-Beratung konnten 

durch die zeitliche Verzögerung in 

der Projektumsetzung nicht mehr 

realisiert werden. Diese sind für ei-

nen weiteren Ausbau zu empfeh-

len. 
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Abbildung 26: Screenshots der UPD-Webseite www.patientenberatung.de (Stand 2015) 
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Social Web 

Seit 2014 war die UPD bei Youtube 

vertreten. Nutzer konnten dort die 

Erklärfilme zu den Patientenrechten 

ansehen. Im Jahr 2015 folgten um-

fangreiche dann Präsenzen in den 

wichtigsten Sozialen Netzwerken. 

Auf Facebook und Twitter wurden 

mehrmals in der Woche hilfreiche 

und geprüfte Informationen für Pa-

tienten veröffentlicht, die an ande-

ren Stellen im Internet als Fremd-

beiträge zu finden waren. Dazu 

führte die UPD ein tägliches Web-

Monitoring durch.  

Vorzugsweise wurden Beiträge ge-

teilt, in denen die UPD erwähnt 

war. Dies wurde ergänzt um Funde 

zu Patiententhemen von anderen 

hochwertigen Webseiten, zum Bei-

spiel den Internetpräsenzen großer 

Zeitungen, der öffentlich-rechtlichen 

TV- und Radio-Sender und anderer 

Herausgeber wie der Stiftung Wa-

rentest, den Verbraucherzentralen 

oder dem IQWiG.  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 27: Screenshots der UPD-Auftritte auf Facebook, YouTube und Twitter (Stand 2015) 

 

  

Onlineberatung der UPD 
 
Über die Website konnten Patientinnen und Patienten 
auch die datengeschützte Online-Beratungsplattform 
der UPD erreichen. Dort konnten sie schriftlich Kon-
takt zu Beraterinnen und Beratern aufnehmen, ohne 
dass Dritte mitlesen konnten.  
 
In der zurückliegenden Förderphase wurde die Online-
Beratung im Rahmen einer Optimierung des Daten-
schutzes zwischenzeitlich vom Netz genommen. Im 
Ergebnis konnte eine technische Lösung realisiert 
werden, die den besonderen Anforderungen an den 
Schutz personenbezogener Patientendaten noch bes-
ser gerecht wurde.  
 
Die Kommunikation wurde über eine verschlüsselte 
SSL-Verbindung geleitet. Dabei wurden keine Informa-
tionen als E-Mail verschickt, sondern direkt in einem 
speziellen Bereich auf dem UPD-Server hinterlegt. Zu 
diesem Server hatten nur Patient und Berater Zugang. 
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 Allianzen für Patienten – Die Netzwerkarbeit 4.9.
 

Damit Ratsuchende mit ihrem 

Anliegen an kompetente bzw. 

zuständige Institutionen verwie-

sen werden konnten, Synergieef-

fekte genutzt und Doppelstruktu-

ren vermieden wurden, sollte 

Netzwerkarbeit sowohl auf Bun-

desebene und ganz gezielt auch 

auf regionaler Ebene stattfinden. 

Auch umgekehrt galt, dass ge-

eignete Kooperationspartner den 

Auftrag und die Leistung der 

UPD kennen mussten, um ihrer-

seits hierhin verweisen zu kön-

nen.  

Kooperation und Vernetzung war 

insoweit ein Erfolgsfaktor einer 

neutralen und unabhängigen Pati-

entenberatung. Die Mitarbeiter der 

zentralen Steuerungseinheit als 

auch die der regionalen Beratungs-

stellen (RBS) mussten dafür über 

fundierte Kenntnisse der Strukturen 

und Akteure im Gesundheitssystem 

verfügen und Bereitschaft sowie 

Kompetenz für diese Aufgabe mit-

bringen. 

Die wesentlichen im Realisierungs-

konzept geplanten Maßnahmen der 

Kooperation und Vernetzung konn-

ten umgesetzt werden. Insbesonde-

re war es gelungen, über Profile der 

wesentlichen Verweispartner im In-

tranet die fachlichen Schnittstellen 

zwischen der Patientenberatung 

und den jeweiligen Kooperations-

partnern zu beschreiben und 

dadurch Verweisroutinen zu etab-

lieren. 

So lässt sich bilanzieren, dass 

mehr als 500 gepflegte Netzwerk-

beziehungen bestanden haben, die 

im Laufe des letzten Jahrzehnts un-

ter dem Dach der UPD zu einem 

Netzwerk gewachsen sind. 

Dadurch zeigte sich, dass sich Pa-

tientenberatung nicht im Alleingang 

verwirklichen lässt. Im Gegenteil: 

Die Schaffung einer nachhaltigen 

und für die Ratsuchenden gewinn-

bringenden Beratungsinfrastruktur 

war ein Prozess, der nur gelingen 

konnte, weil viele Akteure gemein-

sam daran mitwirkten.  

In ihrer Lotsenfunktion war die UPD 

nicht nur primärer Anbieter von Be-

ratung. Sie war auch Vermittler und 

hat Ratsuchenden aufgezeigt, an 

welchen Stellen sie weiterführende 

Hilfe und Unterstützung erhielten. 

Vor diesem Hintergrund waren bei-

spielsweise die Selbsthilfekontakt-

stellen ein wichtiger Verweis-

partner. Die Zusammenarbeit mit 

indikationsspezifischen Beratungs-

angeboten wie dem Krebsinforma-

tionsdienst halfen bei der Bearbei-

tung fachgebietsspezifischer 

Fragestellungen. Auch die regiona-

le Vernetzung mit Beratungseinrich-

tungen von Kommunen und freier 

Wohlfahrtspflege lieferte wichtige 

Rahmenbedingungen für eine ef-

fektive Unterstützung der Patientin-

nen und Patienten. 

Qualifizierter Verweis 

Um Ratsuchende an die richtige 

Stelle verweisen zu können, bedurf-

te es zum Teil weitreichender 

Kenntnisse über die Unterstüt-

zungsangebote anderer Akteure – 

z.B. welche Angebote, in welcher 

Qualität und unter welchen Bedin-

gungen für die Ratsuchenden be-

reitgestellt wurden und welche Inte-

ressen mit dem Angebot verfolgt 

werden. Im regelmäßigen Aus-

tausch mit ihren Verweispartnern 

konnten sich die Beraterinnen und 

Berater selbst ein Bild davon ma-

chen, sie konnten Schnittstellen 

abstimmen und Verweisroutinen 

etablieren.  

Zugänge 

Kooperation und Vernetzung dien-

ten auch dem Ziel, das Beratungs-

angebot der UPD bei wichtigen 

Multiplikatoren und in Fachkreisen 

bekannter zu machen. Dabei arbei-

tete die UPD besonders oft mit 

Partnern zusammen, die über einen 

besonders guten Zugang zu schwer 

erreichbaren Zielgruppen verfügten. 

Die Netzwerkarbeit diente darüber 

hinaus dem fachlichen, methodi-

schen und organisatorischen Aus-

tausch mit anderen Beratungsan-

bietern – um voneinander zu lernen 

und um das Handlungsfeld der in-

stitutionalisierten Patientenberatung 

gemeinsam weiter zu entwickeln. 

  

                „Von den knapp 34.000 Ratsuchenden, die sich im Jahr  
                  2014 an den Krebsinformationsdienst gewendet haben,  
                benötigte mehr als ein Viertel Information und Beratung vor  
             dem Hintergrund sozialrechtlicher Problemstellungen. Wir  
waren immer sehr froh darüber, mit der UPD einen kompetenten  
Partner an unserer Seite zu haben, an den wir diese Menschen  
verweisen können.“ 
 

Dr. Susanne Weg-Remers 
 

Leiterin des Krebsinformationsdienstes am Deutschen  
Krebsforschungszentrum “ 
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Netzwerk autonomer 
Partner 

Vor dem Hintergrund des Unab-

hängigkeits- und Neutralitätsgebots 

wurde der Netzwerkarbeit in der 

UPD immer auch kritische Auf-

merksamkeit geschenkt. So wurde 

sorgsam abgewägt, mit wem die 

UPD in welchen inhaltlichen Kon-

texten zusammen arbeitete und vor 

allem: an welchen Stellen sie ver-

tragliche Verbindlichkeiten einging, 

die möglicherweise Handlungs-

spielräume einschränken oder gar 

Einfluss auf die Inhalte der Bera-

tung nehmen könnten. Deshalb 

setzte die UPD in erster Linie auf 

ein breites und regional verankertes 

Netzwerk aus autonomen Partnern, 

die den gesetzlichen Beratungsauf-

trag der UPD unterstützten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Spende? Nein, danke. 
 
Ein grundlegendes Element der unabhängigen 
Patientenberatung gemäß § 65 b SGB V liegt 
im Nachweis der Unabhängigkeit. Durch die 
gesetzlich gesicherte Finanzierungsgrundlage 
war das für die UPD auch in finanzieller Hin-
sicht gegeben. Ein Einwerben von Mitteln et-
wa über Spendenakquise oder Sponsoring 
war nicht nötig, zudem hätte dies zu Interes-
senkonflikten führen können. Die UPD hat 
sich daher entschieden, auf Spenden zu ver-
zichten, und dies zum verbindlichen Standard 
für alle Beratungsstellen festgeschrieben. 



 

85  

 
 
 
                       Strukturen, Prozesse, Ergebnisse  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 28: Komplexes, regionales Netzwerk einer regionalen UPD-Beratungsstelle  
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             „Die UPD ist nicht nur für Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter  
                in den Sozialdiensten der Akut- und Reha-Kliniken sowie in  
                 ambulanten Beratungsstellen ein kompetenter und  
                 verlässlicher Ansprechpartner, an den Klienten verwiesen  
               werden können. Auch für die DVSG als Verband ist sie ein  
         wichtiger Kooperationspartner, mit dem Fragen der gesundheits-
bezogenen Beratung diskutiert werden können. Die Wirkung der UPD 
als unabhängige Beratung geht weit über ihre konkrete Beratungs-
leistung hinaus. Ihr Beitrag zur Qualitätssicherung und der Weiterent-
wicklung der Beratungsstruktur und -methodik in Deutschland kann 
nicht hoch genug eingeschätzt werden.“ 
 

Ulrich Kurlemann 
 

1. Vorsitzender der Deutschen Vereinigung für Soziale Arbeit im  
Gesundheitswesen (DVSG) 
 

 
„In einem Gesundheitswesen, das extrem komplex aus- 
gestaltet ist und in dem die Akteure massiv ihre Eigen- 
interessen verfolgen, sind die Patientinnen und Patienten  
auf eine Beratungsmöglichkeit angewiesen, die sich nur an  
ihren Interessen und Bedürfnissen orientiert. Die Angebote der Selbst-
hilfe bieten diese Möglichkeit bezogen auf Fragen, die mit einzelnen 
Erkrankungen und Behinderungen zusammenhängen. Die Unabhängi-
ge Patientenberatung gewährleistete dies ebenfalls. Daher ist es sehr 
zu begrüßen, dass die Kooperationsbemühungen zwischen UPD und 
Selbsthilfe im vergangenen Jahr auf Bundes-, Regional- und örtlicher 
Ebene intensiviert werden konnten. Nur über eine umfassende  
Vernetzung kann die rein patientenorientierte Beratung der Aufgabe 
gerecht werden, tatsächlich eine effiziente Unterstützungsstruktur für 
alle Patientinnen und Patienten im Gesundheitswesen zu werden.“ 
 

Dr. Martin Danner 
 

Bundesgeschäftsführer der Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von 
Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihren  
Angehörigen 

“ 
 

“ 
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„In Fragen der gesundheitlichen Versorgung sind wir froh,  
seit vielen Jahren mit der UPD einen kompetenten und un- 
abhängigen Partner in der Region zu haben. In unserer Bera- 
tungsarbeit geht es unter der Überschrift ‚Armut’ fast täglich um Ver-
knüpfungen zum Thema Gesundheit. Das fängt beim Zahnersatz an, 
geht über die Brille und Kur bis hin zum ‚Bermudadreieck’ aus Jobcen-
ter/Sozialamt, Krankenkassen und Rentenversicherung. Insbesondere 
die Außenberatung der UPD in unserer Beratungsstelle war ein  
wichtiger Baustein der guten Zusammenarbeit, der von vielen  
Ratsuchenden gerne wahrgenommen wurde.“ 
 

Helmut Türk-Berkhan 
 

Kirchliche Allgemeine Sozialarbeit, Diakonisches Werk Rosenheim 

 
                      „Die Zusammenarbeit mit der UPD-Beratungsstelle  
                     Nürnberg war in den letzten Jahren stehst konstruktiv  
                  und kreativ und brachte für die Versicherten stets eine  
              individuelle, fallbezogene und zielorientierte Lösung.  
Ein gemeinsames Tätigkeitsfeld war die Beratung von älteren 
Ratsuchenden. Hier braucht es besonders viel Geduld und  
Verständnis für deren Belange. Bei Streichung von medizini-
schen Leistungen oder Zuzahlungen oder bei speziellen Fragen 
zu Rechnungsstellungen von Ärzten oder Zahnärzten gibt es oft 
einen hohen Grad an Erklärungs-, Unterstützungs- und  
Fallbegleitungsbedarf. Die Zusammenarbeit oder der Verweis an 
die Fachberatungsstelle der UPD mit ihren spezialisierten  
Ansprechpartnern und deren hohen Fachkompetenz brachte für 
die Ratsuchenden häufig eine konstruktive Hilfe.“ 
 
Veronika Spreng  
 

Amt für Senioren und Generationenfragen der Stadt Nürnberg 
 

“ 
 

“ 
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„Mit unserem Beratungsangebot und den Entlastungs- 
angeboten für Menschen mit Demenz erreichen wir viele  
ältere Menschen und ihre Angehörigen. Wir erfahren dabei  
immer wieder, dass unser Gesundheitssystem erhebliche Versorgungs-
lücken aufweist. Sei es, dass Kranken/Pflegebedürftigen eine notwen-
dige Versorgung verweigert wird oder im Krankenhaus der Umgang mit 
Patienten wenig wertschätzend ist. Bislang war es beruhigend, bei  
solchen Situationen auf die regionale Beratungsstelle der UPD zurück-
greifen und Betroffenen dieses Angebot empfehlen zu können. Ohne 
gute Vernetzung vor Ort kommt gute Beratung nicht aus.“ 
 

Kirsten Arthecker 
 

Geschäftsführerin der Hamburgischen Brücke 
 

“ 
 

 
                  „Mit den Kolleginnen in unserer Rostocker UPD- 
                 Beratungsstelle verbindet uns eine rege und sehr 
konstruktive Zusammenarbeit. Unsere Fachfragen wurden 
stets kurzfristig, kompetent und umfassend beantwortet. 
Sehr gute Rückmeldungen bekamen wir auch von Klien-
tinnen, die wir mit ihren speziellen Anliegen an die UPD 
vor Ort vermittelt haben. Wir bedauern die Schließung der 
Beratungsstelle außerordentlich.“ 
 

Miriam Scharnweber 
 

Schwangerschaftskonfliktberatung der Rostocker Stadtmission 
 

“ 
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  Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung 4.10.
 

4.10.1. Zufriedene Nutzer – Die Ergebnisse der Nutzerbefragung 

 

Um die in der Leistungsbe-

schreibung geforderte einheitli-

che Beratungsqualität auf hohem 

Niveau zu gewährleisten, beauf-

tragte der GKV-Spitzenverband 

(GKV-SV) eine externe Begleit-

forschung. Diese überprüfte re-

gelmäßig während der gesamten 

Förderphase die Beratungsquali-

tät der UPD und fragte die Pati-

entinnen und Patienten in Nut-

zerbefragungen nach Ihrer Mei-

Meinung. 

Die so befragten Ratsuchenden, 

die eine erhaltene Beratung auf-

grund ihrer persönlichen Betroffen-

heit am besten beurteilen konnten, 

stellten der UPD ein sehr gutes 

Zeugnis aus. Dabei wurden die 

Ratsuchenden um eine zusammen-

fassende Beurteilung des Bera-

tungsgesprächs anhand einer 

Schulnotenskala von „sehr gut“ bis 

„ungenügend“ gebeten.  

In der letzten Nutzerbefragung im 

Jahr 2014 beurteilte die Mehrheit 

der Befragten die Beratung mit 

„sehr gut“: Insgesamt bewerten 

96 Prozent der befragten Nutzer die 

Beratung mit mindestens „gut“. 

99 Prozent der Ratsuchenden wür-

de sich noch einmal an die UPD 

wenden und das Beratungsangebot 

auch weiterempfehlen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 29: Beurteilung der Beratung mit einer Schulnotenskala durch Ratsuchende, Nutzerbefragung 2014, IGES Institut  
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Abbildung 30: Ratsuchende, die die UPD weiterempfehlen würden, Nutzerbefragung 2014, IGES Institut 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 31: Ratsuchende, die sich zukünftig erneut an die UPD wenden würden, Nutzerbefragung 2014, IGES Institut  
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4.10.2. Richtige Antworten – Die Ergebnisse der Hidden Client-Untersuchung 

 

Zusätzlich zu den durchgeführ-

ten Nutzerbefragungen lag der 

Fokus der vom Fördermittelge-

ber beauftragten externen Be-

gleitforschung auf der Prüfung 

der Ergebnisqualität der Bera-

tung mittels verdeckter Anrufe in 

den regionalen Beratungsstellen 

(RBS). Die Ergebnisse dieser 

Hidden Client-Anrufe mit ver-

schiedenen Prüfszenarien zeig-

ten, dass das hohe Niveau der 

Beratungsqualität der UPD für 

die Mehrzahl der untersuchten 

Qualitätsdimensionen auf einem 

hohen bis sehr hohen Niveau 

weiter gefestigt und häufig noch 

weiter ausgebaut werden konnte.  

Die UPD-Beratung wurde über den 

gesamten Förderzeitraum von der 

externen wissenschaftlichen Be-

gleitforschung (IGES Institut) getes-

tet. In fünf Hidden-Client-

Erhebungszyklen wurden insge-

samt 404 Testanrufe in den RBS 

durchgeführt.  

Hierdurch wurde vor allem die Rich-

tigkeit und Vollständigkeit der Bera-

tung überprüft. Weitere Dimensio-

nen einer guten Beratungsqualität 

waren definiert durch die Erreich-

barkeit des Beratungsangebotes, 

Neutralität der Beratung, Kommuni-

kationskompetenz der Berater, An-

gemessenheit der Verweise und 

Zuverlässigkeit bei zugesagtem 

Handeln oder Rückruf durch die 

Beraterinnen und Berater.   

Die Vollständigkeit der Beratung 

hat sich durchweg in allen RBS 

verbessert. Der Anteil der richtig 

gegebenen Antworten an den von 

der externen Begleitung erwarteten 

richtigen Anworten lag bei den letz-

ten Anrufen bei 86 Prozent. Dabei 

ist zu beachten, dass zu einem 

wichtigen Aspekt der Beratung mit-

unter mehrere inhaltlich identische 

Antworten von der Begleitforschung 

erwartet wurden, die Beratung je-

doch auch mit einer Antwort vollum-

fänglich richtig gewesen wäre. 

Wurde jedoch nur eine der beiden 

Antworten gegeben, wurden nur 50 

Prozent der erwarteten Antworten 

erreicht. So wurden zum Beispiel in 

einem Szenario zum Thema Zahn-

ersatz auf die Frage, ob im Ausland 

hergestellter Zahnersatz gleichwer-

tig mit in Deutschland hergestelltem 

sei, folgende zwei Antworten erwar-

tet, die inhaltlich gleichbedeutend 

sind: 

 Erste richtige Antwort: Nach 

derzeitigem Wissensstand ist 

die Qualität in der Regel nicht 

schlechter.  

 Zweite richtige Antwort: Aber 

auch hier kann es wie im In-

land im Einzelfall eine schlech-

te Qualität geben. 

Mit unter 5 Prozent wurden falsche 

Antworten im gesamten Förderzeit-

raum äußerst selten gegeben. Da-

bei wären diese gegebenen fal-

schen Antworten nach Bewertung 

des IGES Instituts mit keinen oder 

nur geringen absehbaren negativen 

Folgen für den Ratsuchenden ver-

bunden gewesen. Als falsch wurde 

eine Antwort auch dann bewertet, 

wenn der Testanrufer angab, eine 

Empfehlung erhalten zu haben, weil 

die Beratung non-direktiv erfolgen 

sollte. Solche falschen Empfeh-

lungsantworten waren insbesonde-

re in medizinischen Testszenarien 

zu verzeichnen, wo die Vermittlung 

von evidenzbasierter Informationen, 

beispielsweise aus Leitlinien, 

schnell als Empfehlung des Bera-

ters oder der Beraterin missver-

standen werden kann.  

Die Testanrufe ergaben weiterhin, 

dass die Freundlichkeit und Ver-

ständlichkeit der Beraterinnen und 

Berater kaum noch zu steigern wa-

ren. Die Beraterinnen und Berater 

waren sehr schnell und zuverlässig 

bei den zugesagten Rückrufen oder 

dem Versenden von Informations-

materialien. Die Neutralität und 

Ausgewogenheit der Informationen 

der Beratung wurde mit guten bis 

sehr guten Noten anerkannt und 

Verweise wurden nachweislich 

dann vorgenommen, wenn es nötig 

war. Ratsuchende wurden somit er-

folgreich in ihrer autonomen Ent-

scheidungsfindung unterstützt.  

Verbesserungsbedarfe am Ende 

der Förderperiode bestanden laut 

der externen Begleitforschung in 

der schlechten telefonischen Er-

reichbarkeit der RBS und der expli-

ziten und umfänglichen Benennung 

der Quellen der Beratungsinforma-

tionen. Auf die schwierige Erreich-

barkeit aufgrund einer rasant ge-

stiegenen Nachfrage hatte die UPD 

mehrfach, auch öffentlich hingewie-

sen und im Rahmen der vertragli-

chen Vereinbarungen notwendige 

Schritte zur Verbesserung der Er-

reichbarkeit eingeleitet. Auch an 

der Nennung der Quellen im ge-

wünschten Umfang wurde gearbei-

tet und dabei die Vermittlungsfähig-

keit nicht außer Acht gelassen.

                  „Über verschiedene Beratungsanlässe und Themen [...]  

               hinweg konnte die Beratung aus unterschiedlichen Per- 
         spektiven, das heißt hinsichtlich subjektiver, personenbezo- 
gener [...] und objektiver, sachbezogener Qualitätsstandards [...]  
als inhaltlich informativ, weiterführend und korrekt, neutral, ange- 
messen in ihrer Verweisfunktion, freundlich und verständlich  
sowie zuverlässig ausgewiesen werden.“ 
 

Zwischenbericht der wissenschaftlichen Begleitforschung  
 

IGES Institut 2013 
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Leistungsbeschreibung 

In der nachfolgenden, sogenannten Leistungsbeschreibung wurden die für die Förderphase 2011 bis 2015 maß-

geblichen Aufgaben und Ziele des Vorhabens einer unabhängigen Patientenberatung in Deutschland für die Aus-

schreibung vom GKV-Spitzenverband unter beratender Beteiligung des Beirats nach § 65 b SGB V festlegt.  
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1 Vorbemerkung 

Seit dem 1. Juli 2001 fördern die Verbände der Krankenkassen im 

Rahmen des § 65b SGB V Modellvorhaben zur unabhängigen Ver-

braucher- und Patientenberatung. Die bis zum 30. Juni 2005 ge-

wonnenen Erkenntnisse aus der ersten Förderphase waren die 

Ausgangsbasis dafür, noch offen gebliebene Fragestellungen in ei-

nem weiterentwickelten Modellvorhaben zu erproben. Dazu wurde 

am 10. April 2006 ein Modellverbund mit dem Namen Unabhängige 

Patientenberatung Deutschland gGmbH gegründet. Der Modellver-

bund hat am 31. Januar 2007 die Beratung für Verbraucher und Pa-

tienten aufgenommen. Die Förderung ist bis zum 31. Dezember 

2010 befristet. 

Aufgrund einer zum 1. Januar 2011 geplanten gesetzlichen Neure-

gelung des § 65b SGB V (im Folgenden: § 65b SGB V (neu)) wird 

der GKV-Spitzenverband ab Inkrafttreten für einen Zeitraum von 

fünf Jahren den Regelbetrieb einer Einrichtung fördern, die Ver-

braucher und Patienten in gesundheitlichen und gesundheitsrechtli-

chen Fragen bundesweit qualitätsgesichert und kostenfrei informiert 

und berät. Das jährliche Fördervolumen beträgt im Jahr 2011 

5.081.000 Euro und setzt sich folgendermaßen zusammen:  

Verfügbare Mittel gem. § 65b SGB V (neu) 5 200 000 € 

Davon abzüglich Budget der externen Evaluation 119 000 € 

Summe 5 081 000 € 

      

Gemäß § 65 b SGB V (neu) wird sich die Fördersumme in den 

Folgejahren (ab 2012) entsprechend der prozentualen Veränderung 

der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV anpassen. 

Der PKV Verband der privaten Krankenversicherung e.V. hat sich 

gegenüber dem GKV-Spitzenverband verpflichtet, dem Zuwen-

dungsempfänger für drei Jahre zusätzlich einen Betrag zur Verfü-

gung zu stellen. Dieser beläuft sich im Jahr 2011 auf 364.000 € und 

wird in den Jahren 2012 und 2013 analog der prozentualen Verän-

derung der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV an-

gepasst. Er ist vom Fördermittelempfänger für die Finanzierung ei-

nes zusätzlichen muttersprachlichen Angebots für Ratsuchende mit 

Migrationshintergrund zu verwenden. Der PKV e.V. ist nicht Partei 

der mit dem erfolgreichen Bieter abzuschließenden Fördervereinba-

rung. Die zusätzlichen Mittel wird der PKV e.V. dem Fördermittel-

empfänger vielmehr auf der Grundlage eines gesonderten Vertra-

ges gewähren. 

 

 



 

 
Anhang 

  2 

Die Bieter haben bei der Kalkulation ihres Angebots somit folgendes 

Finanzvolumen (in Tsd. Euro) zugrunde zu legen: 

 2011 2012 2013 2014 2015 

GKV 

 

5 081 €    5 081 €
*)
  5 081 €

*)
  5 081 €

*)
   5 081 €

*)
  

PKV 364 €    364 €**)   364 €**) ./. ./. 

Gesamt 5 445 €
 

5 445 €
 

5 445 €
 

5 081 €
 

5 081 €
 

 

Die Fördermittel des GKV-Spitzenverbandes sind vollständig für die 

Umsetzung der Information und Beratung von Verbrauchern und 

Patienten einzusetzen. Der PKV Verband der privaten Krankenver-

sicherung e.V. wird mit dem in diesem Verfahren auszuwählenden 

Fördermittelempfänger eine entsprechende Vereinbarung über die 

Verwendung der von ihm zur Verfügung gestellten Mittel treffen.  

Ziel der zu fördernden neutralen und unabhängigen Verbraucher- 

und Patientenberatung ist es, ein qualitativ hochwertiges Informa-

tions- und Beratungsangebot im Regelbetrieb bereitzustellen, das 

für Ratsuchende kostenfrei und leicht zugänglich ist, und dessen 

fachliche Unabhängigkeit, insbesondere von Interessen der Leis-

tungserbringer und Kostenträger im Gesundheitswesen, nachweis-

bar ist. Die neutrale und unabhängige Verbraucher- und Patienten-

beratung soll zur Stärkung der Patientensouveränität und zur 

Erreichung der mit § 65b SGB V (neu) gesteckten Ziele beitragen.  

Um ihren Auftrag zu erfüllen, muss die unabhängige Verbraucher- 

und Patientenberatung mit anderen bereits bestehenden Informa-

tions- und Beratungsangeboten kooperieren, sofern diese den hier 

beschriebenen Qualitätskriterien für  Information und Beratung ge-

recht werden. Zur Vermeidung von Doppelstrukturen soll eine neut-

rale und unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung an an-

dere qualifizierte oder auch zuständige Akteure weiter verweisen 

(Lotsenfunktion). Entsprechende Verweisinformationen müssen da-

her Bestandteil des Informations- und Beratungsprozesses der un-

abhängigen Verbraucher- und Patientenberatung sein. Nur in auf-

wändigen Einzelfällen und bei fehlenden Verweisoptionen kann eine 

Begleitung von Ratsuchenden notwendig sein, um deren Anliegen 

zu klären. 

Neben der Information und Beratung von Verbrauchern und Patien-

ten im Gesundheitswesen muss die neutrale und unabhängige Ver-

braucher- und Patientenberatung auch dazu dienen, Erkenntnisse 

aus der Beratungstätigkeit in die Organisation der Versorgungsab-

läufe zurückfließen zu lassen. Diese Aufgabe hat die zu fördernde 

Beratungseinrichtung u.a. durch regelmäßige Berichterstattung an 
 

                                                      
*) Gemäß § 65 b SGB V (neu) wird sich die Fördersumme in den Folgejahren (ab 2012) entsprechend der prozentualen Veränderung der mo-
natlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV anpassen. 
**) Die Fördermittel des PKV Verband der privaten Krankenversicherung e.V. erhöhen sich (ab 2012) analog der prozentualen Veränderung der 
monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV.  
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den Patientenbeauftragten der Bundesregierung auf der Grundlage 

einer gesicherten Datenbasis zu erfüllen.  

Die Beratungstätigkeit der zu fördernden neutralen und unabhängi-

gen Verbraucher- und Patientenberatung muss einer dauerhaften 

internen Qualitätssicherung und Prozessoptimierung unterliegen. 

Zusätzlich wird der GKV-Spitzenverband eine aus den Fördermitteln 

zu finanzierende externe Evaluation beauftragen. Er wird zudem ei-

nen Beirat einrichten, der das Regelangebot auch weiterhin in bera-

tender Funktion begleiten wird.  

  

2 Leistungsbereiche 

Die zu vergebenden Fördermittel sind für eine kostenfreie und quali-

tätsgesicherte Information und Beratung von Verbraucherinnen und 

Verbrauchern sowie Patientinnen und Patienten in gesundheitlichen 

und gesundheitsrechtlichen Fragen einzusetzen mit dem Ziel, die 

Patientenorientierung im Gesundheitswesen zu stärken, Problemla-

gen im Gesundheitssystem aufzuzeigen und die gesundheitlichen 

Kompetenzen von Ratsuchenden zu fördern. 

Die Verbraucher- und Patientenberatung muss nach § 65b SGB V 

(neu) unabhängig und neutral sein. Unabhängigkeit und Neutralität 

in diesem Sinne sind wie folgt definiert: 

 Einflussnahmen auf Beratungsinhalte oder auch Beratungs-

standards durch Dritte (Träger oder auch Kooperations-

partner) müssen ausgeschlossen sein. Zu diesem Zweck 

muss die zu fördernde Einrichtung insbesondere über eine 

entsprechend verfasste und gestaltete Rechtsform verfügen; 

 die Organisationsform der zu fördernden Einrichtung ist so 

zu gestalten, dass Nutzer die eigenständige Existenz einer 

unabhängigen Patientenberatung wahrnehmen. Dies bedingt 

insbesondere die Zurückstellung eigener institutioneller Inte-

ressen hinter die Förderziele. 

Die Bieter müssen in dem dem Angebot beizufügenden Realisie-

rungskonzept darlegen, mit welchen rechtlichen, organisatorischen 

oder institutionellen Mitteln sie Unabhängigkeit und Neutralität in der 

Verbraucher- und Patientenberatung gewährleisten werden. 

Im Einzelnen umfasst die zu fördernde Tätigkeit die folgenden Auf-

gaben: 
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2.1 Zentrale Steuerung  

Die unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung muss aus 

regionalen Beratungsstellen (siehe hierzu unter 2.2) und einer zent-

ralen Steuerungseinheit bestehen. Die strategische und operative 

Steuerung wird durch die zentrale Einheit wahrgenommen. Sie 

muss gewährleisten, dass fachliche und organisatorische Vorgaben 

unverzüglich und in der gesamten Organisation umgesetzt werden.  

Die wichtigsten Aufgabenfelder der zentralen Steuerungseinheit 

sind: 

 Aufbau und Weiterentwicklung eines Netzwerks von regiona-

len Beratungsstellen. 

 Konzeption und Pflege eines internetgestützten Informa-

tions- und Beratungsangebots (siehe hierzu unter 2.4)  

 Betrieb eines kostenfreien, bundesweit einheitlich anzuwäh-

lenden, zentralen Beratungstelefons (siehe hierzu unter 2.3) 

 Finanzcontrolling zur Sicherstellung des zweckgebundenen 

und wirtschaftlichen Ressourceneinsatzes 

 Durchführung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit auf Bun-

desebene und Unterstützung bzw. Koordinierung der regio-

nalen Aktivitäten (siehe hierzu unter 2.10) 

 Aufbau und Pflege eines Netzwerks zu fachlichen und politi-

schen Institutionen, Kooperationspartnern etc. auf Bundes-

ebene und Unterstützung der regionalen Aktivitäten (siehe 

hierzu unter 2.6) 

 Gewährleistung einer kontinuierlichen Qualitätsentwicklung 

und -sicherung zur Sicherstellung eines einheitlichen Infor-

mations- und Beratungsprozesses auf hohem Niveau inkl. 

Qualitäts- und Wissensmanagement und Qualifizierung der 

Mitarbeiter (siehe hierzu unter 2.8) 

 Aggregierte thematische Auswertung von Beratungsanfra-

gen und gezielte Rückmeldung der Ergebnisse ins System 

der Gesundheitsversorgung (siehe hierzu unter 2.11) 

Aus dem Realisierungskonzept muss ersichtlich werden, wie das 

Zusammenwirken von zentraler Steuerungseinheit und regionalen 

Beratungsstellen gestaltet wird. Es muss dargestellt werden, welche 

Instrumente zur strategischen und operativen Steuerung eingesetzt 

werden, welche Weisungsbefugnisse die zentrale Steuerung ggü. 

den regionalen Beratungsstellen hat und wie diese durchgesetzt 

werden können. Weiterhin ist darzulegen, wo der Standort der zent-

ralen Steuerungseinheit sein wird und dass sie mit einer kompeten-
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ten Leitung und ebenso kompetenten Referenten in den vorgenann-

ten Aufgabenfeldern ausgestattet und organisiert wird.  

2.2 Regionale Beratungsstellen 

2.2.1  Regionale Präsenz 

Für die Beratung von Patienten und Verbrauchern sind bundesweit 

Beratungsstellen einzurichten. Dadurch soll sichergestellt werden, 

dass die unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung Kennt-

nis der regionalen gesundheitlichen Versorgungsstrukturen hat, die-

se Kenntnisse in die Information und Beratung von Ratsuchenden 

einfließen lässt und sich in den regionalen Netzwerken im Sinne der 

Ziele der unabhängigen Verbraucher- und Patientenberatung enga-

gieren kann (vgl. hierzu auch unter 2.9). Durch die Verteilung der 

regionalen Standorte muss eine gute Zugänglichkeit des Angebots 

im Sinne einer guten verkehrstechnischen Erreichbarkeit gewähr-

leistet werden. 

Für die Anzahl und Auswahl der Standorte der regionalen Bera-

tungsstellen sind in dem Realisierungskonzept begründete Vor-

schläge zu unterbreiten. Dabei ist es wünschenswert, dass eine ge-

ografische Nähe zu Parallelangeboten bereits existierender, ähnlich 

ausgerichteter Patientenberatungsstellen vermieden wird.  

2.2.2  Beratungsschwerpunkte 

Insgesamt ist die zu fördernde unabhängige Verbraucher- und Pati-

entenberatung als ein niedrigschwelliges, thematisch breit aufge-

stelltes Angebot einzurichten.  

Die Information und Beratung in den regionalen Beratungsstellen 

konzentriert sich besonders auf gesundheitlich-medizinische sowie 

gesundheitsrechtliche Gebiete. Im Mittelpunkt stehen dabei vor al-

lem folgende Aspekte:  

 Klärung von Problemen mit Leistungserbringern und Kosten-

trägern 

 Adressen und Telefonnummern von Ärzten, Krankenhäusern, 

Beratungsstellen usw. 

 Rechte und Ansprüche von Patienten 

 Wechsel der Krankenversicherung 

 Möglichkeit, zu medizinischen Fragestellungen eine zusätzli-

che, evidenzbasierte Einschätzung zu erhalten 

 Wirksamkeit und Risiken von verschreibungspflichtigen Medi-

kamenten  
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 Änderungen bzw. neue Bestimmungen durch Gesund-

heitsreformen oder Rechtsänderungen 

 Beitragssätze, Leistungen und Zusatzversicherungen im 

Rahmen der Gesetzlichen Krankenversicherung 

Um Ratsuchende in ihrer Entscheidungsfähigkeit in Gesundheits-

fragen und bei der Wahrnehmung ihrer Rechte gegenüber Leis-

tungserbringern und Kostenträgern zu stärken, müssen Informatio-

nen und Beratung dabei stets sachlich korrekt und bei 

medizinischen Fragestellungen auf der Basis der höchsten verfüg-

baren Evidenz erfolgen. 

Information und Beratung sind so zu strukturieren, dass sie zu einer 

Orientierung der Ratsuchenden und Klärung ihrer Anliegen führen, 

sich jedoch von der anwaltlichen wie ärztlichen Tätigkeit abgrenzen. 

Daher sind klare Grenzen der Beratung und Standards für die quali-

fizierte Weiterleitung von Ratsuchenden notwendig: 

 Bei gesundheitlich-medizinischen Fragestellungen ist das 

Angebot der unabhängigen Verbraucher- und Patientenbera-

tung strikt von der ärztlichen Tätigkeit abzugrenzen. Sie wird 

bei indikationsspezifischen Anfragen informierend und bera-

tend im Sinne einer qualifizierten nicht-direktiven Erstbera-

tung mit Orientierungs- und Lotsenfunktion zur Stärkung der 

Patientensouveränität tätig. Eine intensive begleitende Ein-

zelfallhilfe ist nur in Ausnahmefällen vorzusehen. 

 Der Umfang der gesundheitsrechtlichen Beratung ist auf all-

gemeine rechtliche Auskünfte begrenzt. Im Rahmen dieser 

Beratung sind Ratsuchende darüber aufzuklären, welche 

rechtlichen Möglichkeiten sich ihnen bei bestimmten Frage-

stellungen eröffnen. Auch hier gilt, dass eine intensive be-

gleitende Einzelfallhilfe nur in Ausnahmefällen vorzusehen 

ist. 

Die gesundheitlich-medizinische und gesundheitsrechtliche Bera-

tung wird durch eine psychosoziale Kompetenz ergänzt. Diese be-

zieht sich auf allgemeine Beratungskompetenzen für eine lösungs- 

und patientenorientierte Gesprächsführung, Krankheitsbewältigung, 

Stärkung im Umgang mit den Akteuren des Versorgungssystems 

etc.. 

Im Realisierungskonzept ist darzulegen, welche Qualitätsstandards 

der Beratung in den relevanten Bereichen zugrunde gelegt werden 

und welche Verweisregeln beachtet werden. Die Umsetzung und 

Einhaltung dieser Standards im Rahmen eines zentralen Qualitäts-

managements (vgl. hierzu auch unter 2.1 und 2.8) muss deutlich 

werden.  
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2.2.3  Qualifikation und Vergütung der Mitarbeiter 

Die durch den Zuwendungsempfänger vorzunehmende Stellenbe-

setzung hat interdisziplinär zu erfolgen. Für das ärztliche Fachper-

sonal ist eine Quote von 25 % wünschenswert. Weitere Mitarbeiter 

sollten über einen juristischen oder psychologischen Hochschulab-

schluss verfügen oder sich durch einschlägige Berufserfahrung in 

der Patientenberatung und einen anderweitigen akademischen Ab-

schluss mit Bezug zum Gesundheitswesen qualifizieren. 

Um bei gegebener Interdisziplinarität in der Mitarbeiterstruktur die 

Voraussetzung für eine einheitliche Identität der unabhängigen Ver-

braucher- und Patientenberatung zu stärken, ist ein einheitliches, 

plausibles Gehaltsgefüge wünschenswert. 

Aus dem Realisierungskonzept muss hervorgehen, welche Qualifi-

kationen die bereits verfügbaren Berater besitzen bzw. wie die Be-

setzung der Stellen geplant ist, und welche Vergütung zugrunde ge-

legt wird. Darüber hinaus ist darzulegen, welche Kriterien der 

Personalauswahl angelegt werden und welche Personalentwick-

lungsstrategie verfolgt wird, um die einheitliche Beratungsqualität 

dauerhaft sicherstellen zu können.  

2.2.4  Erreichbarkeit und Beratungsformen 

Die Information und Beratung in den regionalen Beratungsstellen er-

folgt persönlich in Form von öffentlichen Sprechstunden, persönlich-

telefonisch, postalisch und per E-Mail. Die persönliche und telefoni-

sche Erreichbarkeit der Beratungsstellen soll verbundeinheitlich an 

mindestens vier Wochentagen erfolgen. Vormittage, Nachmittage 

und frühe Abendstunden sind dabei bedarfsgerecht abzudecken.  

Der Zugang zu den Räumlichkeiten der regionalen Beratungsstellen 

ist barrierefrei zu gestalten. 

Das Realisierungskonzept muss konkrete und aufeinander abge-

stimmte Angaben zur Erreichbarkeit der unterschiedlichen Bera-

tungsformen auf regionaler Ebene unter Einbeziehung eines einzu-

richtenden kostenfreien, bundesweit einheitlich anzuwählenden 

Beratungstelefons (siehe hierzu unter 2.3) und eines umfangrei-

chen, internetbasierten Informations- und Beratungsangebots (siehe 

hierzu auch unter 2.4) enthalten. 

2.2.5  Personelle Ausstattung 

Bei der personellen Ausstattung der regionalen Beratungsstellen ist 

zu berücksichtigen, dass zur Gewährleistung nutzerfreundlicher 

Öffnungszeiten, einer guten Erreichbarkeit während der Sprechzei-

ten sowie zur Sicherstellung des Beratungsbetriebs auch bei Ur-

laub, Krankheit, Fortbildung etc. eine Mindestausstattung pro regio-
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naler Beratungsstelle mit drei vollzeitäquivalenten Stellen wün-

schenswert ist.  

Das Realisierungskonzept muss Angaben enthalten, über welche 

personelle Ausstattung die regionalen Beratungsstellen verfügen 

sollen.  

2.2.6  Beratungsunterstützende Aufgaben  

Das Aufgabenspektrum der regionalen Beratungsstellen umfasst 

neben der unmittelbaren Beratungstätigkeit die aktive Mitwirkung an 

der Netzwerk- und Öffentlichkeitsarbeit der unabhängigen Verbrau-

cher- und Patientenberatung und der Qualitätssicherung des Bera-

tungsangebots. Zentral hierfür ist u.a.:  

 die Beteiligung an gemeinsamer Dokumentation, Evaluation 

und Qualitätssicherung in der Beratung sowie die regelmä-

ßige Beteiligung an Fortbildungsveranstaltungen (vgl. hierzu 

auch unter 2.8)  

 die Mitwirkung bei der Herstellung von stabilen Koope-

rationsbeziehungen und Vernetzungsstrukturen innerhalb 

und außerhalb des Verbundes (vgl. hierzu auch unter 2.9), 

 die Berücksichtigung des verbundweiten und -einheitlichen 

Corporate Designs sowie die Mitwirkung an einer abge-

stimmten Öffentlichkeitsarbeit (vgl. hierzu auch unter 2.10) 

Außerdem ist in den regionalen Beratungsstellen für eine professio-

nelle Büroorganisation und -infrastruktur zu sorgen, die u.a. gewähr-

leistet, dass persönlich und telefonisch Ratsuchende empfangen 

und weitergeleitet werden können sowie die Mittelverwendung den 

Erfordernissen eines professionellen Finanzcontrollings entspre-

chend dokumentiert wird.  

Im Realisierungskonzept ist darzustellen, wie diese Leistungs- und 

Qualitätsmerkmale der beratungsunterstützenden Aufgaben organi-

siert und abgedeckt werden. 

2.3 Bundesweites Beratungstelefon 

Neben den persönlichen, telefonischen, postalischen und internet-

basierten Informations- und Beratungsangeboten soll die unabhän-

gige Verbraucher- und Patientenberatung über ein kostenfreies, 

bundesweit einheitlich anzuwählendes zentrales Beratungstelefon 

erreichbar sein. Hierfür wird eine bundesweit einheitliche Telefon-

nummer (0800-Nummer) zur Verfügung gestellt. 

Aus dem Realisierungskonzept muss hervorgehen, wie das bun-

desweit einheitliche Beratungstelefon in ein schlüssiges Gesamt-

konzept zur unabhängigen Verbraucher- und Patientenberatung in-

tegriert wird. 
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2.4 Internetangebot 

Ein thematisch strukturiertes und umfassendes Informationsange-

bot, das im Vorfeld oder im Nachgang einer Beratung per Internet 

zur Verfügung gestellt wird, sowie eine Online-Beratungsmöglichkeit 

per E-Mail sind als eigenständige Gestaltungsbereiche aufzubauen. 

Die existierenden Domains <www.upd-online.de>, 

<www.unabhaengige-patientenberatung.de> und 

<www.unabhängige-patientenberatung.de> werden vom GKV-

Spitzenverband zur Verfügung gestellt. Das Internet ist als integraler 

Bestandteil des Informations- und Beratungskonzepts für die unab-

hängige Verbraucher- und Patientenberatung zu nutzen, inhaltlich 

und technisch zu pflegen und professionell weiterzuentwickeln.  

Neben den Inhalten der unabhängigen Verbrauche- und Patienten-

beratung müssen auch Informationen über andere Anbieter qualita-

tiv hochwertiger Beratungs- und Informationsleistungen zur Verfü-

gung gestellt werden. 

Der Internetauftritt liegt auf einem neutralen Server. Der Anbieter 

erhält vom GKV-Spitzenverband für die Zeitdauer des Vertrages 

den uneingeschränkten, kostenlosen  Zugang zum Server und allen 

bereitgestellten Software-Komponenten. 

Das Portal muss den Grundsätzen der Barrierefreiheit folgen. Hier-

bei ist das Messverfahren der "BIK - barrierefrei informieren und 

kommunizieren" (www.bik-online.info) ausschlaggebend. Als Ziel-

wert im Sinne des Messverfahrens soll mindestens eine gute Zu-

gänglichkeit erreicht werden (>= 90 Punkte nach BIK).  

In dem Realisierungskonzept ist darzulegen, welche Informations-

bereiche das Internetangebot der unabhängigen Verbraucher- und 

Patientenberatung abdecken wird. Deutlich werden muss, wie es 

sich als ein eigenständiges, aktuelles und qualitätsgesichertes In-

formations- und Beratungsinstrument in das Gesamtkonzept der 

unabhängigen Verbraucher- und Patientenberatung einfügt. 

2.5 Überregionale Kompetenzstellen 

Das Angebot der regionalen Beratungsstellen ist durch themenspe-

zifische überregionale Angebote zu ergänzen. Diese sollen im Sinne 

von Kompetenzstellen eine fachspezifische Hintergrundberatung 

der Berater und / oder indikations- und versorgungsspezifische In-

formations- und Beratungsangebote für Ratsuchende bereithalten. 

Auswahlkriterien für die Themen der überregionalen Kompetenzstel-

len sind z.B. eine hohe versorgungspolitische Relevanz bzw. die 

Komplexität entsprechender Anfragen bei der unabhängigen Ver-

braucher- und Patientenberatung. 

Überregionale Kompetenzstellen können entweder in Kooperation 

mit externen Partnern eingerichtet werden, wenn diese bereits un-

http://www.upd-online.de/
http://www.unabhaengige-patientenberatung.de/
http://www.unabhängige-patientenberatung.de/
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abhängig und qualitativ hochwertig arbeiten. Ebenso ist auch eine 

Kompetenzbündelung an Standorten der unabhängigen Verbrau-

cher- und Patientenberatung möglich.  

Im Realisierungskonzept sind begründete Vorschläge für die thema-

tische Ausrichtung, das Leistungsprofil und die Organisationsform 

überregionaler Kompetenzstellen zu unterbreiten. Zudem hat der 

Bieter zu skizzieren, wie deren Einbindung in die unabhängige Ver-

braucher- und Patientenberatung und ihre bedarfsgerechte Zugäng-

lichkeit für Berater und / oder Ratsuchende sicher gestellt werden 

soll. 

2.6 Innovationsprojekte 

Parallel zum Regelbetrieb der unabhängigen Verbraucher- und Pa-

tientenberatung sollen innovative Zugangswege zu schwer erreich-

baren Zielgruppen der Beratung oder innovative Beratungsformen 

und -themen erprobt werden. Diese müssen von hoher Relevanz für 

die Weiterentwicklung einer neutralen und unabhängigen Verbrau-

cher- und Patientenberatung sein. Ein Ergebnistransfer dieser Er-

probung in das Regelangebot soll während der Laufzeit geleistet 

werden.  

Die Erprobung soll durch eine eigenständige fachliche Begleitung 

und Wirkungsanalyse unterstützt werden. Der Budgetrahmen für In-

novationsprojekte und Begleitung beträgt maximal bei 1,5 % der ge-

setzlich vorgesehenen jährlichen Fördersumme. 

Im Realisierungskonzept müssen begründete Themenvorschläge 

für Innovationsprojekte enthalten sein. 

Die Auswahl eines oder mehrerer Themen und die Organisation und 

Einbindung entsprechender Projekte erfolgt im Laufe des ersten 

Förderjahres auf der Grundlage eines dann konkret auszuarbeiten-

den Feinkonzeptes unter Einbeziehung des vom GKV-

Spitzenverband einzurichtenden Beirats.   

2.7 Angebote für Ratsuchende mit Migrationshintergrund 

Um Ratsuchenden mit Migrationshintergrund ein muttersprachliches 

Angebot machen zu können (z.B. in türkischer Sprache), sind min-

destens vier qualifizierte Berater einzusetzen, die zusätzlich über 

einen nachweisbaren bilingualen, interkulturellen Ausbildungs- oder 

beruflichen Erfahrungshintergrund verfügen. 

Zur Finanzierung dieses, zunächst auf drei Jahren befristeten An-

gebots, zusätzlichen muttersprachlichen Angebots stellt der Ver-

band der privaten Krankenversicherung e.V. im Jahr 2011 364.000 

Euro zur Verfügung. In den Jahren 2012 und 2013 erhöht sich die-

ser Betrag analog der prozentualen Veränderung der monatlichen 

Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV.  



 

 
Anhang 

  11 

Aus dem Realisierungskonzept muss erkennbar sein, wie sich der 

Bieter bei der Beratung, der Einrichtung von überregionalen Kompe-

tenzstellen oder der Umsetzung von Innovationsprojekten der Ziel-

gruppe mit Migrationshintergrund annehmen wird. Es muss deutlich 

werden, wie die Berater mit einem zusätzlichen bilingualen, interkul-

turellen Hintergrund in das Angebot einer unabhängigen Patienten-

beratung integriert werden. 

2.8 Qualitätsmanagement  

Die unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung muss auf 

Basis klarer Beratungsstandards erfolgen, um eine einheitliche Qua-

lität auf hohem Niveau sicherzustellen. Es bedarf einer klaren Defi-

nition, zu welchen Themen auf welcher Wissensgrundlage wie in-

tensiv informiert und beraten wird, und wie Abgabe- und 

Verweisregeln umzusetzen sind. Definiert werden muss auch, wo 

Nutzer nicht weiterverwiesen werden können und eine eigene In-

formation und Beratung bis hin zur Einzelfallbetreuung erfolgt. 

Um das Angebot optimal an die Bedürfnisse der Ratsuchenden 

auszurichten, ist die Weiterentwicklung und Anwendung strukturie-

render und qualitätssichernder Prozessstandards notwendig. Die zu 

fördernde Einrichtung muss die strategische und operative Steue-

rung der Beratungstätigkeit durch eine zentrale Steuerungseinheit 

gewährleisten, um fachliche und organisatorische Vorgaben, insbe-

sondere einheitliche Qualitätsstandards zeitnah in der Einzelbera-

tung umzusetzen. Unverzichtbare Qualitätskriterien der Beratungs-

tätigkeit sind dabei die sachliche Richtigkeit, die Evidenzbasiertheit 

medizinischer Auskünfte und die nicht-direktive, weltanschaulich 

neutrale, empathische und allgemein verständliche Beratung und 

Vermittlung von Information. Diese Qualitätskriterien kennzeichnen 

die Professionalität der unabhängigen Patientenberatung und sind 

von allen Organisationseinheiten verbindlich umzusetzen. 

Im Realisierungskonzept ist darzulegen, wie entsprechende Bera-

tungsstandards durch zentral verantwortete Verfahren der Quali-

tätsentwicklung und -sicherung, der Personalentwicklung, des Wis-

sensmanagements, des internen Beschwerdemanagements etc. 

gewährleistet werden.  

2.9 Kooperation und Vernetzung 

Ein Erfolgsfaktor einer neutralen und unabhängigen Verbraucher- 

und Patientenberatung besteht im Aufbau und in der Pflege eines 

Kooperationsnetzwerks zu anderen unabhängigen, aber auch inte-

ressengebundenen Partnern im Gesundheitssystem, soweit diese 

qualitätsgesicherte Informationen und Beratung anbieten oder eine 

fachliche Zuständigkeit für die Anliegen der Ratsuchenden haben. 

Die Netzwerkarbeit soll auf Bundesebene und ganz gezielt auch auf 

regionaler Ebene stattfinden, damit Ratsuchende mit ihren Anliegen 

hier an kompetente bzw. zuständige Institutionen und ggf. auch an 
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konkrete Ansprechpersonen verwiesen werden können. Auch um-

gekehrt gilt, dass Kooperationspartner im Gesundheitssystem den 

Auftrag und die Leistungen der unabhängigen Verbraucher- und Pa-

tientenberatung kennen müssen, um ihrerseits hierhin verweisen zu 

können. Aus der Vernetzung und Kooperation ergibt sich somit ein 

zentraler Mehrwert der regionalen Präsenz einer unabhängigen Pa-

tientenberatung.  

Sowohl auf Bundes- als auch auf regionaler Ebene kooperiert die 

neutrale und unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung mit 

Kostenträgern, Leistungserbringern, fachlich relevanten Instituten, 

Anbietern von Beratung und Information, der Selbsthilfe, Vertretern 

der Politik, gesundheitspolitischen Verbänden, Gremien und Bünd-

nissen, Wohlfahrtsverbänden etc.  

Die Mitarbeiter in den regionalen Beratungsstellen und der zentralen 

Steuerungseinheit müssen über fundierte Kenntnisse der Strukturen 

und Akteure im Gesundheitssystem verfügen. Ihre Bereitschaft und 

Kompetenz, mit anderen qualifizierten Anbietern und Akteuren zu-

sammenzuarbeiten und an diese in geeigneten Fällen auch zu ver-

weisen, sind unverzichtbar, um Synergieeffekte zu nutzen und Dop-

pelstrukturen zu vermeiden. 

Das Realisierungskonzept muss konzeptionelle Vorstellungen ent-

halten, die erkennen lassen, auf welchen relevanten Kontakten die 

Bieter auf Bundes- und regionaler Ebene aufbauen und wie sie die-

se im Kontext der unabhängigen Verbraucher- und Patientenbera-

tung einbringen und erweitern wollen. 

2.10 Öffentlichkeitsarbeit  

Die Öffentlichkeitsarbeit soll dazu beitragen, die unabhängige Ver-

braucher- und Patientenberatung bekannt zu machen und ihr ein-

heitliches Markenbild zu verfestigen. Für die Öffentlichkeitsarbeit 

muss daher ein einheitliches Corporate Design verwendet werden, 

so dass die eigenständige Identität einer unabhängigen Verbrau-

cher- und Patientenberatung klar erkennbar ist. Die Wort-Bildmarke 

der unabhängigen Verbraucher- und Patientenberatung sowie die 

Domains <www.upd-online.de>, <www.unabhaengige-

patientenberatung.de> und <www.unabhängige-

patientenberatung.de> werden vom Auftraggeber zur Verfügung ge-

stellt. 

In dem Realisierungskonzept ist das Vorgehen für die regionale und 

bundesweite Öffentlichkeitsarbeit zu skizzieren. Es muss daraus 

hervorgehen, wie die Bekanntheit der unabhängigen Verbraucher- 

und Patientenberatung in den Regionen und im Bund und das ein-

heitliche Markenbild gestärkt werden. 

http://www.upd-online.de/
http://www.unabhaengige-patientenberatung.de/
http://www.unabhaengige-patientenberatung.de/
http://www.unabhängige-patientenberatung.de/
http://www.unabhängige-patientenberatung.de/
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2.11 Rückmeldefunktion 

Die neutrale und unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung 

hat im Rahmen einer regelmäßigen Berichterstattung an den Beauf-

tragten der Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und 

Patienten über Schwerpunkte der Beratungstätigkeit und identifi-

zierbare Problemlagen zu berichten und damit eine Seismografen-

funktion zu erfüllen. Die Vorlage eines schriftlichen Berichts erfolgt 

jährlich. Zum jeweiligen Halbjahr soll ein Zwischenstand an den Pa-

tientenbeauftragten übermittelt werden, der es erlaubt, Erkenntnisse 

aus der Beratung in die Organisation der Versorgungsabläufe zu-

rückfließen zu lassen und der ggf. auch Hinweise zu Über-, Unter- 

und Fehlversorgung geben kann. 

Eine für die Berichterstattung notwendige differenzierte Falldoku-

mentation ist in Abstimmung mit einer vom GKV-Spitzenverband im 

Rahmen der externen Evaluation zur Verfügung gestellten gesund-

heitswissenschaftlichen Unterstützung einzurichten. Die Berichtsle-

gung erfolgt ebenfalls in Zusammenarbeit mit dieser gesundheits-

wissenschaftlichen Unterstützung. Nähere Festlegungen hierzu 

enthält die Fördervereinbarung. 

 


